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L iebe Leserin, lieber Leser,

die Nato führt wieder einmal Krieg, diese s Mal au s-
nahmsweise ohne direkte deutsche B eteiligung .
D ass D eutschland im Uno-Sicherheitsrat der Kriegs-
resolution nicht zuge stimmt hat, ist heftig kritisiert
worden, im Bundestag vor allem von sozialdemokra-
tischer und grüner Seite . D ass es auch und vor allem
aus p azifistischer Sicht gute Gründe für die sen
»deutschen Sonderweg« gibt, zeigen die b eiden Arti-
kel von Kai-Uwe D o sch und Andre as Buro . Vielleicht
macht die deutsche Disku ssion üb er den Libyen-
Krieg vielen in der Friedensb ewegung deutlich, was
friedenspolitisch von der SPD und den Grünen zu
halten ist?

In B aden-Württemb erg dürfen die se b eiden nun
wohl unter grüner Führung die Landesregierung
bilden . Nun müssen vor allem die Grünen b eweisen,
wie seriö s ihre bisherige Ablehnung von » Stuttgart
2 1 « war. D er mutmaßlich neue Ministerpräsident
Kretschmann hatte im letzten Jahr eine Schlichtung
unter Heiner Geißler vorgeschlagen . Was au s fachli-
cher Sicht von diesem Schlichtungsverfahren zu hal-
ten ist, untersucht Werner Glenewinkel in seinem
Artikel .

Die Wehrpflicht ist weg, zum 1 . Juli wird sie vom
Gesetz her ausge setzt. Endlich ! Freiheit ist immer
b esser als Zwang . Ab er gilt das auch für andere staat-
liche Pflichten? Marku s Stettner-Ruff, der als Totaler
Kriegsdienstverweigerer Anfang der 1 9 8 0 er Jahre
den Zivildienst verweigerte , hält auch die Schul-
pflicht für anachronistisch . Auf den ersten Blick
mag das ungewöhnlich erscheinen . Ab er es gab j a
auch Zeiten, in denen Sklaverei als normal erschien.
Wie wir Verhältnisse b ewerten, ist also abhängig
von der Zeit, b e sser: von unseren Werten, vom ge-
sellschaftlichen Disku ssionsstand . In diesem Sinne
ist der Artikel eine Disku ssionsanregung .

Stefan K. Ph ilipp

In eigener Sache
Ich hatte in der letzten Ausgab e an die ser Stelle von
gesundheitlichen Schwierigkeiten b erichtet, die
in den vergangenen Monaten auch Au swirkungen
auf d as Erscheinen der Zeitschrift hatten . Nun ist
hoffentlich eine B e sserung in Sicht : Ich werde bis
Ende Juni in einer stationären Rehabilitation sein .
D as Redaktionsbüro bleibt in dieser Zeit geschlo s-
sen, und das nächste Heft wird deshalb erst im Au-
gu st erscheinen .

Stefan K. Ph ilipp
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Kai-Uwe Dosch

Warum Deutschland in Libyen
nicht militärisch intervenieren sollte
Überlegungen zu einer öffentlichen Diskussion

ie Kritik der öffentlichen Meinung in und an
D eutschland üb er seine »Kriegsdienstver-

weigerung« wächst. D och weil e s sich hier um eine
Entscheidung üb er Leb en und Tod handelt, ist eine
Kritik dieser Kritik nicht nur gerechtfertigt, son-
dern sogar geb oten .

Auf starken öffentlichen Druck b e schlo ss die
Mehrheit des UN-Sicherheitsrats am 1 7. März militä-
rische S anktionen . D eutschland und andere Staaten
enthielten sich der Stimme . Zwei Tage sp äter b egan-
nen die USA, Frankreich und Großbritannien Luft-
angriffe .

E s war zwar nur eine Frage der Zeit, wann die
Aufstände in Tunesien und Ägypten auch auf Libyen
üb ergreifen, d as zwischen diesen b eiden Ländern
liegt. D o ch es gibt drei große Unterschiede zwi-
schen Libyen und seinen b eiden Nachb arn . Erstens
war der Aufstand von Anfang an nicht gewaltlo s ,
sondern gewaltsam . Zweitens standen größere Teile
der Gesellschaft nicht auf Seiten der Oppo sition,
sondern auf der der Regierung . Drittens ergab sich
daraus ein immer schlimmerer innerstaatlicher
Krieg .

� E s wird gesagt: E s handelt sich j a b ei den Aktionen
der we stlichen Staaten nicht um einen zwischen-
staatlichen Krieg am B o den, sondern nur um Angrif-
fe au s der Luft. D as soll wohl b edeuten, d ass e s nicht
um eine Erob erung o der B e setzung Libyens durch
den Westen o der wen auch immer geht, sondern um
den Schutz der B evölkerung vor B edrohungen
durch die Regierung, um die Herstellung einer ge-
rechten Waffengleichheit zwischen Regierung und
Oppo sition o der sogar eine s Waffenstillstands .

Warum b eschränkt sich d ann die UN-Resolution
nicht auf die Maßnahmen zur Durchsetzung eines
Flugverb ots , sondern ermöglicht » alle notwendigen
Maßnahmen zum Schutz vor Angriffen« ? Warum b e-
stimmt sie dann die Ziele nicht enger als mit dem
weiten » Schutz der B evölkerung« , dessen Durchset-
zung von vielen b eteiligten Regierungen wieder
au sgelegt wird als Sturz Gaddafis ? Warum b ezieht sie
sich nicht auf schon angeb otene Vermittlungen von
Waffenstillstand sverhandlungen zwischen den Bür-
gerkriegsp arteien?

Die se Resolution bzw. Intervention ist (wie an-
dere zuvor) eine schiefe Eb ene , die b ei kurzfristigen
Drohungen b eginnt und b ei langfristigen Einsätzen
endet. E s gibt Regierungen, die anscheinend nie au s
der Geschichte ihrer eigenen Fehler (wie im Irak
oder in Afghanistan) lernen werden .

� E s wird ge sagt: Die ganze Weltgemeinschaft will
das Flugverb ot. Wer ist die se Gemeinschaft? D as soll
wohl die Uno sein, die einzige wirklich glob ale inter-
nationale Organisation. D och nicht die Vollver-
sammlung, in der alle Mitglieder, d . h . fast alle Staaten
der Welt, Sitz und Stimme hab en, hat diese Re soluti-
on b e schlo ssen, sondern der Sicherheitsrat, der nur
au s fünf ständigen und zehn nichtständigen Mitglie-
dern b esteht. Und auch die ser hat nicht einstimmig
entschieden, sondern lediglich mit einer Mehrheit
von zehn Stimmen b ei fünf Enthaltungen. Zuge-
stimmt hab en neb en den USA, Großbritannien und
Frankreich sowie Südafrika und Nigeria auch die
» Großmächte« Portugal, Lib anon, B o snien-Herzego-
wina, Kolumbien und Gabun − fünf Staaten also , von
denen vier selb st in schwere innere Konflikte verwi-
ckelt sind . Enthalten hab en sich dagegen die »Klein-
staaten« Russland , China, Indien, Brasilien und
D eutschland , d . h . Staaten, die fast die Hälfte der gan-
zen weltweiten B evölkerung vertreten und entwe-
der schon ständige Mitglieder sind o der eher als alle
anderen werden .

Die »Weltgemeinschaft« b e steht also wieder ein-
mal vor allem au s den Regierungen der drei westli-
chen Siegermächte de s Zweiten Weltkriegs !
� E s wird gesagt: Die Treue zu diesem we stlichen
Bündnis erfordert eine Zustimmung zum Flugver-
b ot. Zum einen gibt es wohl auch andere Bündnis-
p artner, d . h . Nato-Mitglieder, die dem nicht zu stim-
men. Zum anderen hat D eutschland schon früher ei-
ner militärischen Intervention der führenden Part-
ner nicht zugestimmt (nämlich im Irak) und ist den-
no ch Partner geblieb en . Und zum dritten b esteht
ein Bündnis eb en au s verschiedenen Mitgliedern
mit verschiedenen Meinungen, die alle b erechtigt
sind und nicht einfach zugunsten der der führenden
Mitglieder aufgegeb en werden sollten . Eine Nato ,
die ihr eigene s Recht b eugt und Krieg führt, wie sie
will, sollte b e sser aufgelö st als unterstützt werden .
� E s wird ge sagt: D as Streb en nach einem ständigen
Sitz im Sicherheitsrat erfordert eine Zu stimmung
zum Flugverb ot. Auch hier gilt: Die unb edingte Zu-
stimmung zu den »Meinungsführern« sollte keine
B edingung d arstellen für ein größere s Gewicht der
eigenen Meinung . Im Gegenteil, eine sinnvolle Ent-
scheidungsfindung setzt die Anerkennung einer
fremden Meinungsbildung vorau s . Die FDP würde
sich b ei der CDU »b ed anken« o der die Grünen b ei
der SPD , wenn j ene die vorb ehaltlo se Zu stimmung
zur B edingung von Ko alitionen erklären würde . E s
gehört gerade zum Wesen von Ko alitionsregierun-
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gen, dass b eide Partner einen Konsens o der Kom-
promiss (ihrem verschiedenen Gewicht entspre-
chend) au shandeln .

D och leider ist es im Sicherheitsrat im Unter-
schied zur Ko alitionsregierung so , d ass derj enige ,
der schon ständiges Mitglied ist, dem, der es erst
werden will, dessen Wohlwollen abfordern kann.
D enn z . B . können die USA nicht gezwungen werden,
z . B . D eutschland aufzuwerten, sie können ab er er-
zwingen, d ass die ses nicht aufgewertet wird .

E s stellt sich die Frage , ob es sinnvoll ist, einen
Sitz in einem Rat anzustreb en, der derart undemo-
kratisch funktioniert? ! Während der j etzige Außen-
minister seine Skrupel b egründet, scheint ein frühe-
rer Außenminister kein höheres Ziel zu kennen als
die Aufwertung D eutschland s in der Uno . Hier gilt:
Lieb er ein Guido Westerwelle , der sich vielleicht
dunkel erinnert an ein p aar langweilige Vorle sun-
gen üb er Völkerrecht, als ein Jo schka Fischer, der
sich nur allzu lebhaft erinnert an ein p aar spannen-
de Straßenschlachten letztlich üb er Ideologien.
� E s wird gesagt: Die deutsche Regierung hab e nur
wegen anstehender Landtagswahlen nicht zuge-
stimmt. Die Militärintervention wird b egründet mit
der Verpflichtung zur Unterstützung von demokra-
tischen Regierungen für eine demokratische Oppo-

sition gegen eine diktatorische Regierung . Zum We-
sen der D emokratie gehören die Wahlen der Parla-
mente . Wer also fordert, die Unterstützung eines
Krieges von D emokratien gegen eine Diktatur nicht
von Wahlen und deren erwarteten Ergebnissen ab-
hängig zu machen, fordert nichts weniger, als die an-
geblichen D emokratien nicht von der tatsächlichen
D emokratie abhängig zu machen. Er zerstört d as ,
was er zu erhalten vorgibt.

So lange die Regierung Wahlen eher mit der Ab-
lehnung von als mit der Zu stimmung zu Kriegen ge-
winnt, kann es gar nicht oft genug Wahlen geb en . So
lange die Entscheidungen der B evölkerung vor und
b ei Wahlen die Entscheidungen der Regierung wirk-
lich b eeinflu ssen, kann diese re ale D emokratie
nicht ho ch genug ge schätzt werden .
� E s wird gesagt : Die deutsche Regierung hab e
nicht zuge stimmt nur wegen fehlender Militärkap a-
zitäten . Abge sehen davon, ob d as tatsächlich stimmt
o der nicht: E s ist do ch so , d ass die Bunde swehr von
einer reinen Verteidigungsarmee zu einer »Armee
im Einsatz« umgeb aut wird , d . h . mehr und mehr
Kriege führt. Die Afghanistan-Intervention ist hier
nur die Spitze de s Eisb erges . D o ch auch die Bunde s-
wehr mu ss feststellen, dass ihre Einsätze viele Mittel
binden. Sie muss sich die Frage stellen lassen, ob die-
se Mittel nicht anders sinnvoller eingesetzt werden
könnten . Ob es nicht nur politisch, sondern auch
ökonomisch effizienter wäre , Konflikte zivil zu b e ar-
b eiten, b evor sie militärisch eskalieren? Ob die ge-
ringeren Gewinne b ei einem möglichen Verb ot von
Rü stungshandel mit Diktaturen durch die geringe-
ren Verlu ste b ei einer unnötigen Militärinterventi-
on nicht mehr als aufgewogen werden?
� E s wird gesagt : Die Regierung sollte das Flugver-
b ot unterstützen, auch wenn sie sich nicht an dessen
Durchsetzung b eteiligen könnte . Diese Au ssage
folgt dem Grundsatz : »Andere machen sich dreckig,
doch ich wasche meine Hände in Unschuld . « D o ch
genau so strafb ar wie die Täterschaft selb st sind die
Anstiftung oder die B eihilfe d azu und sogar die blo-
ße Mitwisserschaft. Eine wie auch immer ge artete
Unterstützung ohne B eteiligung, wie sie sich j etzt,
Ende März, abzeichnet, wäre ein klassischer fauler
Kompromiss . D as wäre um nichts b esser, wenn
nicht schlimmer, weil scheinheiliger als eine wirkli-
che B eteiligung am Krieg .
� E s wird ge sagt: Die Bundesregierung sollte das
Flugverb ot unterstützen, wenn e s auch schon von
arabischen Regierungen unterstützt wird . D azu
muss man das zwiesp ältige Verhalten der arabi-
schen Staaten richtig einschätzen . Zwar gibt es ei-
nen formalen Konsens der Arabischen Liga: die For-
derung nach Luftschlägen, do ch nicht nach B o den-
truppen, nach Maßnahmen der Uno , do ch nicht der
Arabischen Liga selb st, nach B eteiligung einiger,
doch nicht aller Mitglieder. Zwar gibt es einerseits
ein paar eher pro-we stliche Staaten, die Druck au s-
üb en und Maßnahmen vorschlagen, und anderer-
seits ein paar eher anti-we stliche Staaten, die sich

Gegen j egliche Gewalt
Erklärung des BSV zu Libyen
D ie Mitgliederversammlung des Bundfür Soziale Vertei-
digung, die am 2 0 . März in Minden/Westfalen stattfand ,
nahm mit Entsetzen die B omb ardierungen Libyens durch
Frankreich, Großbritannien und die USA und deren Un-
terstützung durch andere Länder zur Kenntnis . Nach den
weitgehend gewaltfreien Aufständen in Tune sien und
Ägypten sind in einer Reihe weiterer Länder des Nahen
und Mittleren O stens Volksb ewegungen entstanden, die
sich gegen ihre diktatorischen Regierungen erheb en . Die
Versuche der gewaltsamen Niederschlagung die ser Auf-
stände − nicht nur in Libyen, sondern auch in B ahrain, Je-
men und anderen Ländern − b eob achten wir mit großer
Sorge und sehen uns solidarisch mit all j enen Menschen,
die ohne Waffen für D emokratisierung eintreten .
D as militärische Eingreifen in Libyen wird als ein effekti-
ver Weg darge stellt. D abei wird ausgeblendet, dass durch
die B omb ardierungen weitere unb eteiligte Zivilisten
sterb en und der innerlibysche Konflikt durch die E skala-
tion der Gewalt mit Gewissheit vertieft werden . Stattdes-
sen sollte durch Angeb ote der Vermittlung und durch zi-
vile Mittel (z . B . Ölb oykott, Asyl für de sertierende Solda-
ten) versucht werden, die Situ ation zu deeskalieren und
das Leb en der Aufständischen zu schützen . Uns ist nicht
b ekannt, dass solche Versuche ernsthaft unternommen
wurden . Militärgewalt ist einmal mehr nicht das letzte
Mittel (ultima ratio) , sondern wurde leichtfertig und
ohne B edenken der längerfristigen Konsequenzen b e-
schlo ssen .
Wir stellen auch fest, dass der Bürgerkrieg in Libyen mit
Waffen geführt wird , die von Nato-Staaten geliefert wur-
den . Wir fordern das vollständige Verb ot von Waffenex-
porten . Die b isherigen Re striktionen b ei Rü stungsexpor-
ten sind , wie sich j etzt wieder erweist, völlig unzurei-
chend .
Wir b egrüßen, dass die Bundesrepublik im Weltsicher-
heitsrat den militärischen Maßnahmen nicht zuge stimmt
hat. Wir erwarten, dass die Bundesregierung sich j etzt für
die sofortige B eendigung der Kampfhandlungen einsetzt
und Bürgerkriegsflüchtlingen unbürokratisch Asyl ge-
währt.
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mehr oder weniger vornehm zurückhalten − au s
Angst, selb st ins Visier der eigenen B evölkerung
bzw. des We stens zu geraten. D o ch auch die , die sich
initiativ und aktiv zeigen wie z . B . die Vereinigten
Arabischen Emirate und Katar, stehen vor ähnlichen
Problemen und Dilemmata wie z . B . B ahrain . E s han-
delt sich um ab solutistische Monarchien o der ähnli-
che Regierungen, die ihre Macht auf Tradition b e-
gründen, die sich der Moderne nur da öffnen, wo sie
ihnen nutzt, und die d arum ihrer B evölkerung mit

F or u m Pazi fi s mus

einer Mischung au s Angst und Gewalt b egegnen .
Auch hier entspricht die Meinung der Regierung
nicht immer der der B evölkerung . Auch sie sind
zweifelhafte Gewährsleute und Verbündete im an-
geblichen Krieg der D emokratie gegen die Diktatur.

Ka i- Uwe Dosch istF or u m Pazi fi s mus -Redakteur

und einer der Sprecher des DFG- VK-Landesver-

bands Nordrhein- Westfalen.

eim militärischen Eingreifen der Nato in Li-
byen entstehen Zweifel üb er die wirklichen

Motive . Warum greift der Westen nur in Libyen ein
und nicht in S audi-Arabien, B ahrein, Syrien, Israel,
Simb abwe o der an der Elfenb einkü ste ? Warum wur-
den die B emühungen um eine politische Lö sung, die
von der Afrikanischen Union, au s Lateinamerika
und von der Türkei au sgingen, nicht unterstützt,
sondern durch schnelle B omb enangriffe zunichte
gemacht? Warum wird fast au sschließlich üb er die
tatsächlichen und potenziellen Opfer der Gaddafi-
Truppen b erichtet, ab er nicht üb er die Massaker der
Reb ellengruppen?

Die Spitzenpolitiker der Reb ellen, Mahmud Schi-
bril und Ali Tarhuni, hab en ihr Studium in den USA
ab solviert und waren dort an Universitäten tätig .
Wem fällt d a nicht sogleich der afghanische Präsi-
dent Karsai ein? Geht es auch um Zugriffsmöglich-
keiten auf das libysche Öl? Erlaubt die UN-Re soluti-
on wirklich, d ass die Nato im Bürgerkrieg Partei auf
der Seite der Reb ellen ergreift? Welchen Anteil an
der Reb ellion hab en we stliche Geheimdienste ?

B ei der offiziellen Legitimation des Nato-Einsat-
zes im libyschen Konflikt wird viel von einer »huma-
nitären Intervention« gespro chen . Die Ideologie der
»humanitären Intervention« ist die Fortsetzung der
Ideologie vom » Gerechten Krieg« , der wichtigsten
Legitimationsideologie für fast alle Kriege .

Für die Friedensb ewegung stellt sich die Frage ,
welche Folgen es hätte , wenn Pazifisten sich für eine
humanitäre Intervention mit militärischen Mitteln
einsetzten, wie es zum B eispiel Uri Avnery tut?

Kriegerisch intervenieren kann man nur mit
üb erlegenen Kräften . D eshalb mu ss ständig qu alita-
tiv aufgerü stet werden, um die se Üb erlegenheit zu
sichern . Selb st wenn der Militäreinsatz angeblich
nur d as letzte Mittel sein soll, schafft man d amit eine
D auerlegitimation für Aufrü stung, die andere Staa-
ten als b edrohlich empfinden und die destabilisie-
rend wirkt. Die »militärische humanitäre Interventi-
on« kann nur gegenüb er schwächeren Staaten und

nicht gegenüb er starken Staaten erfolgen . Sie wird
damit zum Herrschaftsinstrument der großen und
militärisch b esonders potenten Staaten . Wenn ab er
Aufrü stung und gar der B esitz von Atomwaffen
scheinb ar Sicherheit vor Eingriffen von außen ver-
sprechen, wer will d ann no ch abrü sten?

Verhandlungen im Zeichen der »militärischen
humanitären Intervention« werden zur Durchset-
zung von Po sitionen geführt, ab er nicht, um Kom-
promisse zu finden : »Und bist Du nicht willig, so
brauch' ich Gewalt« ist die D evise . Die Verhandlun-
gen der Nato in Ramb ouillet im Vorfeld des Krieges
gegen Jugo slawien gab en dafür drastisches An-
schauungsmaterial .

Um glaubwürdig zu sein, mu ss die B ehauptung
der »militärischen humanitären Intervention« stän-
dig legitimiert werden . Sind keine »B eweise« vorhan-
den, so mü ssen sie erfunden werden. E s b esteht der
ständige Drang zur Verbreitung von Falschd arstel-
lungen und Lügen. Die s war im Irak- und im Ko sovo-
Krieg reichlich zu b eob achten. Solche irreführen-
den D arstellungen verhetzen die B evölkerung und
schaffen p sychische Feindbilder vom »b ö sen Geg-
ner« , dem alle s Schlechte angelastet wird . So verstel-
len sie den Blick auf die wirklichen Verhältnisse und
führen zu Re alitätsverlu st.

Schließlich : Wo sind eigentlich die »guten« Staa-
ten, die tatsächlich zur Sicherung der Menschen-
rechte und nicht au s ganz anderen Intere ssen militä-
risch intervenieren? Ein Blick auf d as vergangene
Jahrhundert oder selb st nur auf dessen letzte Hälfte
macht ratlo s . D arf man − »Kollateralschäden« in Kauf
nehmend − Menschen töten und ihre Leb ensgrund-
lagen, also die Infrastruktur ihres Landes , zerstören,
um die Rechte und das Leb en anderer Menschen zu
retten? Nach einem Vortrag zum Ko sovo-Krieg frag-
te eine Frau : »B ei wie viel jugo slawischen Toten hört
die >humanitäre Intervention < auf, humanitär zu
sein?«

Für Pazifisten ist aus diesen Gründen die militä-
rische humanitäre Intervention unannehmb ar. Sie

Andreas Buro

Ein pazifistischer Blick auf Libyen
Die Ideologie der »humanitären Intervention«



wollen doch den militärischen Konfliktau strag zu-
gunsten einer zivilen Konfliktb earb eitung üb erwin-
den . Dies gilt ohne B ewertung der Sympathie , die
mit dem Anliegen der einen oder der anderen Seite
in einem Konflikt gegeb en sein mag . Wir vergessen
nicht die Tragö dien die mit den gewaltsamen Kämp-
fen von B efreiungsb ewegungen verbunden waren.
Ihre hehren Ziele von Sozialismu s , Freiheit und D e-
mokratie gingen verloren, da, sehr verkürzt gesagt,
im militärischen Kampf autoritäre Strukturen domi-
nant wurden und in der Nachkriegszeit diktatori-
sche Tendenzen b egünstigten . D as galt und gilt vo-
raussehb ar auch für Revolutionskriege in Nordafri-
ka.

Historischer Hintergrund
der arabischen Aufstände

Nach dem Zweiten Weltkrieg fand eine Auflö sung
vieler ehemaliger Kolonien statt. Dies war j edo ch
nicht gleichb edeutend mit der Aufgab e der Herr-
schaft üb er diese neuen Staaten . Die westlichen
Mächte stabilisierten ihre indirekte Herrschaft üb er
die ehemaligen Kolonien durch eine Kooperation
zwischen den herrschenden Eliten im Westen und
denen in den entkolonialisierten neuen Staaten . D as
Grundmu ster lautete : Stabilität, Marktzugang, mili-
tär-strategische Stützpunkte und Re ssourcen für die
westlichen Eliten gegen die Akzeptanz der Au splün-
derung und Unterdrückung der B evölkerung in den
j eweiligen Ländern durch die peripheren Eliten.
Diese wurden oftmals au s dem Verkauf der Rohstof-
fe und Lizenzen ihrer Länder reich, während die B e-
völkerung verarmte und die Entwicklung des Lan-
des stagnierte . Die we stlichen Ökonomien profitier-
ten von günstig erworb enen Rohstoffen und sorg-
ten durch Rü stungsexporte für die Stabilisierung
der Diktaturen .

Diese s Muster von Unterdrückung und Ausb eu-
tung, d as immer schon im krassen Gegensatz zu al-
len im Westen verkündeten Werten von Menschen-
rechten und D emokratie stand , wird durch die Auf-
stände in den arabischen Ländern in Frage gestellt.
Im Rahmen der glob alen Machtverschiebungen zu-
ungunsten der westlichen Mächte wird dieser Pro-
ze ss vorau ssichtlich nach und nach weitere Länder
erfassen .

D as politische Stottern der westlichen Eliten ist
auf die sen Grundwiderspruch ihrer bisherigen Poli-
tik zurückzuführen. Sie suchen nun nach einem
Weg, der einerseits ihren Einflu ss sichert und ande-
rerseits sie nicht zu Feinden der Reformer im arabi-
schen Raum werden lässt. D ab ei eignet sich schein-
b ar der Krieg gegen Gaddafi, der sich in Afrika nicht
nur Freunde gemacht hat, b esonders gut. Johan Gal-
tung warnt j edoch, der Krieg könne sich au sweiten
und sogar 1 0 Jahre d auern .

Die Aufgabe von Pazifisten

Selb stverständlich hab en Pazifisten kein Zaub ermit-
tel, um eskalierte militärische Konflikte schnell still-
zulegen . Unsere direkten Einflu ssmöglichkeiten b ei
den kämpfenden Parteien in Libyen sind gleich Null .
Möglich ist ab er, auf die eigene Regierung einzuwir-
ken, indem wir für einen Waffenstillstand und eine
Vermittlung zwischen den Konfliktp arteien plädie-
ren, indem wir großzügige humanitäre Hilfe für
Kriegsopfer und Flüchtlinge auf allen Seiten einfor-
dern und selb stverständlich auf den Stopp der Rü s-
tungsexporte auch üb er Libyen hinau s dringen.

Wir müssen für eine faire B erichterstattung ein-
treten, die nicht im Freund-Feind-D enken gefangen
ist. D er westliche Anteil an der Entstehung und Sta-
bilisierung der Diktaturen in Afrika ist zu thematisie-
ren . Etwaigen B emühungen, die se Verhältnisse üb er
den Aufstand der B evölkerungen hinau s zu retten,
muss entgegengetreten werden . Mit all diesen Akti-
vitäten ist die Forderung zu verbinden, die präventi-
ve Zivile Konfliktb e arb eitung im Sinne von Frie-
denspolitik statt Militärpolitik zügig au szub auen .

Pazifisten hab en keinen Anlass , sich auf Argu-
mentationen und Kalkulationen üb er gewalttätige
Eingriffe in Libyen im Sinne der Ideologie der militä-
rischen humanitären Intervention einzulassen. D a-
b ei schrecken wir nicht vor dem Vorwurf zurück,
D eutschland b egeb e sich auf einen Sonderweg und
würde sich in der Nato isolieren . Wäre e s so , würden
wir es b egrüßen, wenn D eutschland einen Sonder-
weg der friedlichen Konfliktb e arb eitung b eschrit-
te . Vermutlich würden manche Länder einem sol-
chen Kurs folgen .

Au s den hier genannten Gründen widerspreche
ich auch dem von mir hoch geschätzten Uri Avnery,
der vehement für die militärische Intervention der
Nato in Libyen eintritt. Er setzt damit auf die Ideolo-
gie vom »Gerechten Krieg« und knüpft mit seiner
Haltung an die früheren so genannten Solid aritäts-
b ewegungen an, die eb enfalls für die Unterstützung
des militärischen Kampfe s von B efreiungsb ewe-
gungen warb en. Würde Uri Avnery auch für eine
au sländische Militärintervention b ei einem b ewaff-
neten Aufstand der Palästinenser gegen die israeli-
sche B esatzung plädieren?

Die großen Erfolge des gewaltlo sen Aufstandes
in Tunesien und Ägypten zeugen erneut von der
Möglichkeit, Konflikte ohne militärische Mittel zu
b e arb eiten . D aran ist als Ziel einer p azifistischen
Friedensb ewegung festzuhalten !

Prof. Dr. A ndreas Buro istfriedenspolitischer Spre-

cher des Ko m itees für Grundrech te und Demokra-

tie. Sein Text wurde als Pressem itteilung des Ko m i-

tees für Grundrech te und Demokra tie am 1. April

veröffen tlich t. Das angesprochene Vo tum Uri A v-

nerys wurde unter dem Titel »Mein Pakt m it dem

Teufel« am 28. März a uf der Deba ttenseite der taz

veröffen tlich t (www. taz. de/1/deba tte/ko mmentar

/artikel/1/mein-pakt-m it-dem-teufel/)
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ei der Suche nach Bündnisp artnern für ge-
waltfreie Kamp agnen wird oft üb er unter-

schiedliche weltanschauliche Vorstellungen und
Verständnisse von Gewalt und Gewaltfreiheit ge-
stritten .

D er erfolgreiche Widerstand ( 1 97 1 - 1 9 8 1 ) der
1 0 3 B auernfamilien auf dem südfranzö sischen
Larzac-Plate au gegen die Au sweitung eine s Trup-
penübungsplatzes , der für viele B asisb ewegungen
zum Phantasie anregenden Vorbild geworden ist,
zeigte eine andere Möglichkeit als endlo se Theorie-
deb atten. D enn nicht alle , die in der frankreichwei-
ten Unterstützerb ewegung für ein ziviles Larzac ak-
tiv waren, hatten sich von vorneherein und prinzipi-
ell auf Gewaltfreiheit festgelegt. D as heterogene
Bündnis hielt sich trotzdem, weil sich die von den
b etroffenen B auern gefundene Grundlinie als er-
folgreich erwies , d . h . die d avon b e stimmte gemein-
same Praxis in der Öffentlichkeit Symp athien für die
Argumente de s Widerstands erwarb und deshalb
die B ewegung als moralischen Sieger wirken ließ .

B ei Bündnisge sprächen für geplante Aktionen
sollten daher statt Prinzipienstreit möglichst ver-
bindliche Verhaltensregeln verabredet werden .
D enn die Akzeptanz des Protestes in der B evölke-
rung hängt stark vom einheitlichen Auftreten und
eindeutigen Verhalten ab .

Verteidiger der herrschenden Un-Ordnung ten-
dieren d azu , Prote stformen als gewaltsam zu diskri-
minieren, sob ald die geltenden legalen Regeln üb er-
schritten werden. Obwohl j ede Ge setzgebung und
deren Au slegung von politischen Machtverhältnis-
sen abhängt, gelingt e s den Mächtigen, großen Tei-
len der B evölkerung die b estehenden Verhältnisse
als normal und damit legitim zu vermitteln. Ge sell-
schaftskritiker, die zur notwendigen Veränderung
Gegen-Gewalt nicht au sschließen o der sogar als ge-
rechtfertigt ansehen, vermuten hinter der Po sition
der Gewaltfreiheit die Blindheit von Lib eralen ge-
genüb er den Gewalt enthaltenden Verhältnissen
oder gar eine raffinierte Form der Integration von
Widerspruch und Prote st in d as b estehende Herr-
schaftssystem .

Die Diffamierung radikal ge sellschaftskritischer
Ideen wie die B emühungen, Zivilen Ungehorsam zu
kriminalisieren, halten viele Menschen von einer
Praxis ab , welche die selb stb ewu sste D arstellung
der Dissenshaltung auch gegenüb er ihrer All-
tagsumwelt fordert und juristische Konsequenzen

mit sich bringen kann . Die Rhetorik mancher Pazi-
fisten, der keine entschiedene Tat folgt, macht die se
Haltung in den Augen konsequenter Protestierer un-
glaubwürdig . Manche D emonstrantengruppen se-
hen Zivilen Ungehorsam als schwächlich an, sie leh-
nen es ab , sich der Strafverfolgung zu stellen, ziehen
es eher vor, aus verdeckter Po sition Schläge au szu-
teilen . Ziviler Ungehorsam, der ein p assives Gewalt-
lo sigkeits-Verständnis hinter sich lässt, kann also so-
wohl von Verteidigern als auch von radikalen Kriti-
kern der b estehenden Verhältnisse missverstanden
und − wenn auch au s entgegengesetzten Motiven −
abgelehnt werden .

D ab ei ist nicht zu üb ersehen, d ass gewaltsame
Au seinandersetzungen von D emonstranten mit der
Polizei fatale Wirkungen auf die Öffentlichkeit ha-
b en, egal ob sie entstehen, weil sich die Gegenseiten
magnetisch anziehen . oder ob gezielt Provokation
einge setzt wird : Durch einen spektakulären Schlag-
abtau sch wird die Gewalt zum au sschließlichen
Thema. D as ursächliche Anliegen wird dadurch ver-
deckt. B eide Kampfp arteien sehen das Unrecht nur
auf der j eweiligen Gegenseite und rechtfertigen d a-
mit ihre eigenen Handlungen . D amit ver- o der b e-
hindern b eide Seiten den B ewu sstseins- und Lern-
prozess der Mehrheit der B etroffenen, die eigenen
Angelegenheiten in die Hand zu nehmen . Wechsel-
seitig liefern sie sich den Vorwand und die Rechtfer-
tigung zu mehr Gewaltanwendung . Gewalt macht
blind , ihr autoritärer Charakter steht in Gegensatz
zum angestrebten Ziel der gesellschaftlichen Selb st-
b estimmung .

Von Larzac, Wyhl, Gorleben und Heiligen-
damm bis zum Deb akel in Straßburg

Die Außerp arlamentarische Oppo sition in der B RD
der Jahre 1 9 67- 1 9 69 zerfiel nach 1 970 in sehr unter-
schiedliche Strömungen, und es bildete sich insb e-
sondere die breite Bürgerinitiativenb ewegung . Am
linken Rand der Gesellschaft entstanden Splitter-
gruppen und Kommando s b ewaffneten Widerstan-
des . D aneb en gab es zwei Gruppierungen, die au s
unterschiedlichen Motiven Gewalt ablehnten . E s
war dies einerseits die legalistische Linke , darunter
auch die vor dem Hintergrund de s KPD-Verb ots der
1 9 5 0 er Jahre um ein bürgerliches Image b emühte
Kommunistische Partei . Andererseits gab es eine
Reihe von gewaltfreien Aktionsgruppen, die b ereit

Wolfgang Hertle

Stärke durch Vielfalt −
Einheit durch Klarheit
Rückblick auf Zivilen Ungehorsam und gewaltfreien Widerstand
in Deutschland und Frankreich seit den 1970er Jahren
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waren, unter gewissen Umständen mit Zivilem Un-
gehorsam Gesetze sgrenzen zu üb ertreten .

In den sozialen B ewegungen blieb die Frage der
Gewalt umstritten. Einige populäre B ewegungen −
wie die für die Verteidigung eine s zivilen Larzac
o der die gegen die Errichtung eines Atommeilers in
Wyhl − hatten in den 1 970 er Jahren Erfolg, weil sich
breite B evölkerungsinitiativen mit den Grundge-
danken der aktiven Gewaltfreiheit identifizierten
und direkte Aktionen durchführten . Dies trifft auch
für die no ch viel breitere B ewegung gegen die Atom-
raketen-Stationierung in den 1 9 8 0 er Jahren zu , die
zwar nicht unmittelb arer Au slö ser für die D emonta-
ge der Raketen ab 1 9 8 8 war, ab er do ch einen wichti-
gen Kontext dafür darstellte und die mit Ab stand
größten Prote staktionen in der Geschichte der Bun-
desrepublik D eutschland hervorbrachte .

Parallel dazu b egann in den 1 9 8 0er Jahren die
neu gegründete Partei Die Grünen, viele außerp arla-
mentarische Kräfte zu ab sorbieren . Etliche Aktivis-
ten schufen sich in konstruktiven Alternativen und
Lobby-Organisationen von Spenden finanzierte
o der von staatlichen Fördergeldern abhängige Ar-
b eitsplätze . Die zunehmende Institutionalisierung
des Protestmilieu s half, das Ged ankengut der meist
kurzlebigen B asisinitiativen im B ewu sstsein einer
breiteren B evölkerung zu verankern; andererseits
fand durch Parteipolitik und staatliche Subventio-
nen eine schleichende Integration der Oppo sition
statt. Gewaltb ereite Strömungen wie Maoisten o der
Autonome b oten dazu keine Alternative .

Au s dieser Erfahrung entwickelte sich die Ein-
sicht gewaltfreier Gruppen, sich eigenständig orga-
nisieren zu mü ssen . E s galt, Aktions- und Organisati-
onsformen zu entwickeln, die es zunehmend mehr
Menschen ermöglichen, sich zu b eteiligen . Für
Gruppen, die Gewalt einplanen o der nicht au s-
schließen, ist es vorteilhaft, ihre Aktionen im Schut-
ze größerer D emonstrationen zu lancieren . Die da-
rauf folgende staatliche Repre ssion trifft dann auch
viele Menschen um sie herum, die für sich selb st sol-
che Aktionen ausschließen würden . Gewaltfreie Ak-
tionen sind inde ssen unmöglich, wenn z . B . in unmit-
telb arer Nähe Steine geworfen werden . Die Kam-
p agne »X-tau sendmal quer« gegen die Atommüll-
Transporte entstand au s die ser Einsicht. Nach chao-
tischen und für Viele unb efriedigenden Aktionen in
Gorleb en 1 9 9 5 und 1 9 9 6 war die Konsequenz ge-
waltfreier Atomkraftgegner nicht, Gewalt anwen-
dende Gruppen zu denunzieren, sondern b ewu sst
auf räumlichen Ab stand zu ihnen zu gehen. D er mas-
senhafte Zu spruch zur gewaltfreien Straßenblocka-
de 1 9 97 vor dem C astor-Verladekran in D annenb erg
b ewie s d as große B edürfnis nach Eindeutigkeit. Die
Prote stb ereiten in der B evölkerung wollten wissen,
wie die Mit-D emonstranten zu handeln planten. In
einem gut organisierten Zeltlager fanden öffentli-
che Trainings in gewaltfreier Aktion und die B il-
dung von B ezugsgruppen statt. Solche C amp s in der
Nähe des Aktionsorte s sind wichtig, um die Mitstrei-

ter au s anderen Orten kennenzulernen und sich ge-
meinsam auf die Aktion vorzub ereiten .

Die Kamp agne »X-tau sendmal quer« nutzte die
Erfahrungen der gewaltfreien Blo ckaden gegen die
Raketenstationierung der 1 9 8 0 er Jahre und zog kri-
tische Teile der Ökologie- und Friedensorganisatio-
nen an. B e sonders Jugendliche fühlten sich b ei Som-
mercamp s und selb storganisierten Kongressen frei-
er als in den Verb änden der Erwachsenen . Die leb en-
dige B asisdemokratie in B ezugsgruppen und das
Konsensprinzip entsprach ihrem Politikverständ-
nis . So verbreiteten sich das Ged ankengut und die
Aktionspraxis der gewaltfreien Aktionsgruppen auf
größere Kreise und fanden Anwendung in neuen
Themenfeldern wie z . B . Genmanipulation von Nah-
rungsmitteln, zunehmende Militarisierung sowie
die profitorientierte Glob alisierung . Zur gegenseiti-
gen Stärkung die ser verschiedenen Kamp agnen
wurde u . a. das lockere Netzwerk ZUGAB E (Ziviler
Ungehorsam-Gewaltfreie Aktion-B ewegung) und
die »B ewegungsstiftung« gegründet.

Im Laufe der Jahre näherten sich Teile der auto-
nomen und der gewaltfreien B ewegung einander
an . Vor dem G8-Gipfel in Heiligend amm im Juni
2 0 07 kam e s zu pragmatischen Vereinb arungen für
die Blockade-Aktionen, das heißt: selb st keine Ge-
walt anzuwenden, ab er auch den B egriff »gewalt-
frei« zu vermeiden . Nachdem es b ei der Eröffnungs-
kundgebung der Prote stwo che am 2 . Juni 2 0 07
b eim Stadthafen von Ro stock denno ch zu gewaltsa-
men Au seinandersetzungen zwischen dem » Schwar-
zen Block« und der Polizei kam , sahen es alle B etei-
ligten als Erfolg an, d ass in den Folgetagen trotz Poli-
zeiketten sämtliche Zufahrten zum Gipfel-Treffen
mit »weichen« , ab er wirksamen Techniken massen-
haft blockiert wurden. Manche ehemalige Straßen-
kämpfer b ezeichneten sich selb st als Po st-Autono-
me , was gewaltfreie Aktivisten hoffen ließ, dass sich
der Proze ss in Richtung prinzipieller Gewaltfreiheit
weiterentwickeln würde .

Die Vorb ereitungen auf die Blockade des
G8-Gipfels in Heiligendamm dauerten ca. 1 8 Mona-
te . Die pragmatische und insgesamt wirksame Eini-
gung zwischen Gewalt ablehnenden Gruppen und
dem Konzept der Gewaltfreiheit skeptisch gegen-
üb erstehenden Strömungen ist erstaunlich und er-
mutigend . Die Protestaktionen in Straßburg im
April 2 0 09 anlässlich des Nato-Gipfels und des
60-j ährigen B estehens des westlichen Militärbünd-
nisses zeigten j edoch, dass nicht vorschnell von ei-
nem Schauplatz auf den nächsten geschlo ssen wer-
den darf, d a die Situ ationen und politischen B edin-
gungen sehr unterschiedlich sein können .

Der Protest gegen den Nato-Gipfel
in Straßburg 2 0 09

In Straßburg agierten sehr verschiedene Kräfte in
der Au seinandersetzung mit einer Regierung, wel-
che die örtlichen B ehörden zu einer rigiden Linie
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zwang : Keine D emonstration in der Straßburger In-
nenstadt ! Idealerweise laden ortsansässige Grup-
pen zu gemeinsamen Aktionen ein . Wenn sich in der
Vorb ereitung die Kenntnis der lokalen Verhältnisse
mit den Erfahrungen von D emonstranten au s ande-
ren Konflikten verbinden, können Au ssage und
Form der Aktion gegenüb er der regionalen Öffent-
lichkeit am ehe sten vermittelt werden . Eine schwa-
che B asis vor Ort ist von außen kaum ersetzen . Die
Nato ist ab er auch kein rein lokales Problem , d aher
war e s legitim und notwendig, d ass in Straßburg
Menschen au s vielen Ländern gegen den Nato-Gip-
fel protestierten .

Im »International Coordinating Comitee No-to-
Nato 2 0 0 9« (IC C) gab es B efürchtungen, Aktionen
Zivilen Ungehorsams könnten zu gewaltsamen Aus-
einandersetzungen führen und die Großdemonstra-
tion gefährden . D eshalb organisierte d as IC C keine
Blockaden . Erst im Februar wurde eigens für Aktio-
nen Zivilen Ungehorsams in Straßburg d as lo se
Bündnis »Blo ck-Nato« gegründet. E s b estand u . a. au s
den deutschen Gruppierungen Interventionisti-
sche Linke , Avanti und Solid , den franzö sischen
»désob éíssants« (»Die Ungehorsamen«) und dem in-
ternationalen gewaltfreien Nato-ZU Bündnis , dem
Gruppen der War Resisters ´ International (WRI) au s
B elgien, England , Sp anien sowie deutsche gewalt-
freie Gruppen angehörten . Franzö sische gewalt-
freie Organisationen wie »Mouvement Internatio-
nal de la Reconciliation« (MIR) , »Union Pacifiste de
France« (UPF) o der »Mouvement pour une Alternati-
ve Nonviolente« (MAN) mobilisierten nicht für die
Blockaden in Straßburg, auch nicht deren Gruppen
au s dem Elsass . Sie hab en die se Enthaltung ab er
nicht öffentlich b egründet. Auch in den gewaltfrei-
en Gruppen in D eutschland gab e s Skepsis , weil im
Vorfeld au s Frankreich fast nur von der harten Poli-
zei-Linie und von der drohenden Gewalt von »Auto-
nomen« zu hören war.

Sprachprobleme b ehinderten zudem die Zusam-
menarb eit zwischen Gruppen b eidseits des Rheins .
Englisch als Brückensprache ist nicht au sreichend .
Zum sprachlichen kam das Problem unterschiedli-
cher politischer Kulturen hinzu . So wird z . B . in
Frankreich der B egriff Blo ckade (im D eutschen mit
der Konnotation »gewaltfreier Sitzstreik«) oft als
B arrikade (und gewaltsame Au seinandersetzung
mit der Polizei) verstanden. Umgekehrt sind »Mili-
tante« im Franzö sischen »politisch aktive Men-
schen« , im D eutschen : politisch argumentierende
Gewalttäter. Manche meinten, es geb e in Frankreich
keine mit deutschen Kampagnen vergleichb are Tra-
dition Zivilen Ungehorsams . Die kollektive Erinne-
rung an die populären B eispiele gewaltfreien Wi-
derstandes wie auf dem Larzac , b ei LIP (einer Uhren-
fabrik in B e sançon, die Mitte der 1 970 er Jahre von
den Arb eitern b esetzt und in eigener Regie weiter-
geführt wurde) , sowie in Marckolsheim/Elsaß (wo
der B au eine s Bleichemiewerkes von der B evölke-
rung verhindert wurde) , ist offensichtlich verblasst.

In den 1 970 er Jahren fuhren viele Mitglieder bun-
desdeutscher gewaltfreier Aktionsgruppen nach
Frankreich, um von den ökologischen, antimilitaris-
tischen und gewaltfreien B ewegungen Geist und
Praxis Zivilen Ungehorsams zu lernen .

Bis zum Schluss gab es im Mai 2 0 09 keine Eini-
gung mit den B ehörden in Straßburg üb er die D e-
monstrationsroute , sondern lediglich üb er den
Startpunkt. Die B ehörden wollten auf keinen Fall,
dass die Marschsäule d as Stadtzentrum b erührte ,
während es für die Organisatoren unannehmb ar
war, sich nur im Hafen- und Indu striegebiet b ewe-
gen zu dürfen . Erst eine Woche vor B eginn de s Nato-
Gipfels kam es zu Vereinb arungen üb er ein C amp .
Zeltlager sind sinnvoll für eine selb storganisierte
Vorb ereitung von Aktionen, ab er sie können auch
missbraucht und zweckentfremdet werden . »Block
Nato« b ezog mit vielen anderen Gruppierungen das
»village« am Straßburger Stadtrand . Nicht vorau sge-
sehen wurde d as Au smaß an Konflikten zwischen
der Polizei und einigen Menschen au s dem C amp .
Gewaltfreie D emonstranten mussten wiederholt ge-
gen »kämpferische« Selb st-Inszenierungen durch
provozierende Gruppen intervenieren, um die Räu-
mung de s C amps zu vermeiden .

Am Ab schlu sstag kam es auf der franzö sischen
Seite der Europ abrücke zu gewaltsamen Au seinan-
dersetzungen mit der Folge , dass die zehntau send
auf der deutschen Rheinseite in Kehl von der Polizei
aufgehaltenen D emonstranten nicht an ihr Ziel ka-
men und die Kundgebung im Straßburger Hafen-
viertel im Chao s endete . Letztlich war nicht eindeu-
tig zu erkennen, wer in welcher Ab sicht Chao s und
Gewalt organisierte . Leider gingen auch die trotz
starker Polizeipräsenz durchgeführten gewaltfreien
Straßenblockaden in der Innenstadt in den Meldun-
gen von Brand und Zerstörung weitgehend unter.

Bedingungen und Schritte
gesellschaftlicher Veränderung

Politisch kommt e s m . E . d arauf an, möglichst vielen
Menschen kritische Inhalte näherzubringen und sie
zu ermuntern, sich zu wehren. Radikalität b esteht
nicht darin, unter Gleichgesinnten B ekenntnisse
zur Notwendigkeit von Revolution au szutau schen .
D er Wandel der Ge sellschaft kann nicht ohne Ände-
rungen im B ewu sstsein der »Normalbürger« und
ohne ihre Mitwirkung erfolgen. Wenn sich b asisde-
mokratische B ewegungen von » Schwarzen Blo cks«
durch den Vorwurf der Sp altung in eine falsch ver-
standene Solidarität zwingen lassen, schaden sie ih-
rer eigenen S ache , weil die Öffentlichkeit für ein sol-
ches Verhalten kein Verständnis aufbringt. Für die
Anwohner im Straßburger Hafenviertel waren die
Au seinandersetzungen vor ihrer Haustür unver-
ständlich, sie b ekamen keine Erklärung für das Ge-
schehen, außer, d ass die j eweilige Gegenseite ange-
griffen hab e und dass Verteidigung legitim sei . Ne-
b en einem ausgedienten Zollgeb äude wurde ein
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großes Hotelgeb äude sowie die einzige Apotheke
des Viertels in Brand gesteckt. Zwischen den Fron-
ten Stehende mu ssten fürchten, von Steinen o der
Tränengas getroffen zu werden, die j ederzeit von al-
len Seiten kommen konnten . D as ist eine Form von
Terror, d .h . die Verbreitung allgemeiner Angst mit
der Folge politischer Apathie oder dem Ruf nach
dem starken Staat, der für Sicherheit, Ruhe und Ord-
nung sorgen soll .

Sinnvoll ist e s d agegen, verstärkt mit Mitgliedern
der Friedens- und Anti-Kriegs-Organisationen des
»mainstream« zu diskutieren, also mit b ereits prinzi-
piell Motivierten, und sie zu schärferen Analysen
und konsequenterem Handeln zu b ewegen . Mit ih-
nen zu sammen ist die Aufgab e leichter, politisch
noch nicht aktive MitbürgerInnen anzusprechen .

Welche Zielgruppen sind für wirksame Gesell-
schaftsveränderungen wichtiger? In erster Linie
Menschen, die das b e stehende politische und wirt-
schaftliche System radikal ablehnen? O der die Mehr-
heit der von diesem System B etroffenen, die dieser
Kritik, wenn auch nur in Teilen, zu stimmen? Zwei-
fello s ist es anstrengender, sich mit Menschen mit
konventioneller bis konservativer Grundeinstel-
lung au seinanderzusetzen als mit weitgehend
Gleichge sinnten . Eine tiefgreifende Veränderung
der Ge sellschaft, insb e sondere eine gewaltfreie , er-
fordert geduldige Üb erzeugungsarb eit. Die gewalt-
freie B ewegung wendet sich auch und gerade an
Menschen, die für die b e stehende Gesellschaft ty-
pisch sind , an die Vielen, die unter den Verhältnis-
sen leiden, denen ab er (noch) nicht b ewusst ist, wie
ihr Leid zu stande kommt, wer davon profitiert und
vor allem, dass ihr eigenes Verhalten (mitmachen
statt widerstehen) d azu b eiträgt, diese s gewalthalti-
ge System aufrecht zu erhalten .

Zwei in letzter Zeit erfolgreiche B ewegungen in
D eutschland , nämlich die gegen genmanipulierte
Nahrungsmittel und die gegen B omb enabwurfplät-
ze , illu strieren, dass auch relativ konservative B evöl-
kerungsschichten von gewaltfreien Gruppen so an-
gesprochen werden können, dass ihre Parlamentari-
er sich schließlich den Forderungen ihrer Wähler
anschließen mü ssen . Solche Prozesse verändern die
Ge sellschaft nicht von Grund auf, ab er die B eteilig-
ten lernen, d ass die Verhältnisse veränderb ar sind .
E s geht d arum, Impulse zu geb en, die es Menschen
ermöglichen, ihre Einstellungen und Haltungen zu
verändern . So sind nach Umfragen zu urteilen etwa
6 4 Prozent der deutschen B evölkerung dafür, d ass
die Bundeswehr au s Afghanistan abgezogen wird .
Auf der Straße fordert das bisher nur eine kleine
Minderheit, von der ein größerer Teil au s politisch
unb edeutenden politischen Gruppen stammt. Auch
D emonstrationen und mehrtägige Märsche bieten
Lernchancen, mögen sie auch für Aktivisten, die
mehr Druck erzeugen wollen, langweilig sein . Für
viele Menschen sind d as erste Schritte , auf die radi-
kalere Aktionsformen folgen können. D e shalb ist es
nötig, Organisationsformen zu entwickeln, die ein

Gegengewicht zur Anonymität in der Masse bilden
und ein Klima der Gewaltfreiheit b egünstigen .

Direkte Aktion und Ziviler Ungehorsam sind un-
mittelb arer Au sdruck empörter B etroffener, sich ge-
gen Unrecht zu wehren. Sie setzen damit in ihrem
Wohn- und Arb eitsalltag allgemein verständliche
Zeichen de s Protestes . D as ist so ziemlich d as Gegen-
teil zu den Ereignissen an der Europ abrücke in
Straßburg, wo selb stherrlich handelnde Vermumm-
te und agents provo cateurs sich ein Scheingefecht
gegen die b ewaffnete Staatsmacht lieferten, was vor
allem dazu führte , d ass die wohlb egründete Ableh-
nung der Nato zehntau sender D emonstranten im
Qu alm brennender Häu ser und in Wolken von Trä-
nengas verschwand .

Vorbereitung auf Aktionen Zivilen
Ungehorsams und Selbst-Verpflichtung
auf gewaltfreies Verhalten

Eine politische Konsequenz au s den Ereignissen in
Straßburg ist es m . E . , in Zukunft Aktionen Zivilen
Ungehorsams in eigenen C amps an getrennten Or-
ten zu organisieren und von den TeilnehmerInnen
die eindeutige B ej ahung der Grund sätze zu fordern,
die gewaltfreie Aktionen erst ermöglichen .

Vorrangig sollte die Bündnisarb eit innerhalb
des politischen Spektrums von Organisationen ver-
stärkt werden, die sich für direkte gewaltfreie Akti-
on und Zivilen Ungehorsam aussprechen . Die b e-
wu sste Zusammenarb eit von Kampagnen wie »X
-tau sendmal quer« , » Gewaltfrei Atomwaffen ab-
schaffen« , » Gendreck weg« u sw. unter dem D ach von
ZUGAB E ist ein wichtiger Schritt. Die bundesweit
agierenden Kamp agnen sollten durch lokale und re-
gionale » Querstreb en« verstärkt werden : Zur Vorb e-
reitung einer größeren Aktion wie z . B . in Gorleb en
organisieren dann alle intere ssierten Gruppen an ih-
rem Wohnort gemeinsame Treffen zur Information
üb er die geplanten Großaktion Zivilen Ungehor-
sams , um evt. gemeinsam Aktionstrainings o der die
Anreise zum Ort der Aktion vorzub ereiten . Auch
wer nicht an der zentralen Großaktion teilnehmen
kann, findet hier Menschen, die b ereit sind , durch
b egleitende Unterstützungsaktionen an ihrem Hei-
matort mitzuwirken .

Die in üb er 5 0 Städten dezentral organisierten
Larzac-Komitee s oder die Gorleb en-Freunde skreise
nach dem Motto »Larzac (bzw. Gorleb en) ist üb er-
all ! « können hier Vorbild sein . Sie führten d amals zu
weiteren Synergie-Effekten, die die üb erregionale
Zu sammenarb eit auf lokaler Eb ene verstärkten und
ergänzten . Die örtliche Nähe hat den Vorteil, d ass
mehr Menschen unterschiedlicher Herkunft und
verschiedenen Alters sich b ereits im Vorfeld b egeg-
nen und au stau schen können. Auch Nicht-Organi-
sierte können sich Arb eits- und B ezugsgruppen an-
schließen, die d ann nicht erst in letzter Minute am
Aktionsort gebildet werden mü ssen . D amit wird
auch die Au swertung nach der Aktion erleichtert

Pa
zi

fi
s

m
us



1 1

29
I / 2 01 1

und die Möglichkeit der Fortführung üb er den kurz-
fristigen Anlass hinau s − wenn das Kennenlernen in
der Aktion Lu st an gemeinsamer Weiterarb eit ge-
weckt hat.

B e sonders wichtig finde ich, die gewaltfreie Po-
sition klar und unmissverständlich d arzu stellen . Die
gewaltfreie B ewegung muss sich kontinuierlich b e-
mühen, diese Haltung üb er die eigenen Kreise hi-
naus zu verbreiten und sie gleichzeitig zu vertiefen.

Offenes Visier : Wir hab en nichts zu verb ergen,
wollen weder Konspiration noch Vermummung .
Wir stehen zu unseren Aktionen, wir mö chten üb er-
zeugen und werden uns notfalls mit unserer ganzen
Person gegen die organisierte Gewalt stellen .

Ohne Illu sion : Die Staatsmacht ist vom Gewalt-
potenzial aus b etrachtet eindeutig stärker als j ede
Protestb ewegung . Unser Ziel kann nur sein, die Ge-
genseite mit moralischen Mitteln zu »entwaffnen« .
Ziviler Ungehorsam ist herau sfordernd , provoziert
und dramatisiert latente Konflikte , stellt Gewalt b e-
inhaltende Teile des herrschenden und von der Le-
galität meist gedeckten Gefüges in das Scheinwer-
ferlicht der Öffentlichkeit. E s dauerte in der Ge-
schichte lange und ko stete große Opfer der B etroffe-
nen, bis legitime Anliegen wie Ab schaffung der Skla-
verei, Frauenwahlrecht, Streikrecht oder Kriegs-
dienstverweigerung allgemein anerkannt und lega-
lisiert wurden. Je mehr Elemente des Ge sellschafts-
systems infrage ge stellt werden, umso differenzier-
ter mu ss auch unser B emühen werden, in j edem ein-
zelnen B ereich das Unrecht aufzuzeigen und alter-
native Regeln des Zu sammenleb ens zu finden − auf
dem Weg zu einer immer gewaltärmeren und zu-
gleich geistig reicheren (Welt-) Gesellschaft.

Die gewaltfreie Ge sellschaftsveränderung, für
die wir eintreten, b egreift die vielfältigen, Gewalt
mit sich bringenden Probleme der Gesellschaft als
komplex zu sammenhängende Teile eine s Gesamt-
systems und nicht als zufällige Schönheitsfehler.
Kriegsgefahr ist z . B . nicht allein durch Ab schaffung
der Wehrpflicht zu b annen . E s ist notwendig, punkt-
genaue Kamp agnen zu organisieren, ab er gleichzei-
tig die Zu sammenhänge mit anderen Konflikten zu
sehen und die gegenseitige Unterstützung der Kam-
p agnen und B ewegungen zu fördern .

Zu sammenfassend : E s wird keine gewaltfreie
Gesellschaft ohne Gerechtigkeit und B asisdemokra-
tie geb en, das heißt: Gewaltfreiheit als Ziel verlangt
Abb au aller gewaltförmigen Herrschaftsmittel und
Strukturen auch auf dem Weg dorthin. Sie richtet
sich zwangsläufig gegen wesentliche Elemente des
Staate s wie Militär, Rü stungsproduktion und auch
Polizei, sofern sie einseitig zum Schutz der Privilegi-
en von wenigen einge setzt wird . D em Staat d arf
nicht der Vorwand geliefert werden, die Repression
zu verstärken, weil er stets vom Schlimmsten au sge-
hen »mu ss« , um sich dagegen zu schützen . Wenn der
Öffentlichkeit klar ist, d ass wir uns gegen massive ge-
sellschaftliche o der indu strielle Gewalt wenden
und dab ei b ewu sst keine Gegengewalt au süb en, ha-
b en wir die b esseren Chancen, zu üb erzeugen und
viele Menschen zu Widerstand (o der zum Verständ-
nis und zur Symp athie für den Widerstand Anderer)
zu b ewegen . D ann können Situ ationen herb eige-
führt werden, in denen auch der stärkste Staat einse-
hen mu ss , d ass b estimmte Ziele politisch nicht
durchsetzb ar sind . Gewaltfreie Aktionen und Kam-
p agnen sollten zugleich Lernfelder für weitergehen-
de Ge sellschaftsveränderung sein . Gewaltfreie Akti-
onsgruppen sollten sich ernsthaft um Au stausch
und Gesprächskontakt mit den »Einheimischen« b e-
mühen, auch wenn die s anstrengender ist, als im
Kreis Gleichgesinnter und Gleichaltriger au s den
vertrauten Milieus zu bleib en .

Wolfgang Hertle, Politologe und Ro manist, war

Gründer der Zeitschrift » Graswurzelrevolutio n«

(19 72), In itia tor der Bildungs-und Begegn ungsstä t-

te für Gewaltfreie Aktio n »Kurve Wustro w«, dort

Mitarbeit 19 79 bis Ende 1989; Disserta tio n zum ge-

waltfreien Widerstand gegen den Truppenübungs-

pla tz a ufdem Larzac (1982), Mitarbeiter im A rch iv

Aktivfür gewaltfreie Bewegungen (1991-2008), ak-

tuell im A rch iv des Hamburger Institutfür Sozial-

forsch ung. Dieser Beitrag wurde erstmals in der

Februar-A usgabe der (o nline erscheinenden) Zeit-

schrift Divergences veröffentlich t (www. divergen-

ces. be/spip.php?article2346&lang =fr).

Son n aben d, 1 4. Mai 201 1 , 1 9. 00 Uhr bi s Open En d
Di e Zentr al st el l e KDV f ei ert d as En d e d er Wehr pfl i c ht
mi t Büf ett, Ges pr äch en, I nt er vi e ws, Zei t zeu g en, Bi l d er n,
Mu si k au s d en l et zt en 5 4 J ahr e n
Di s kuti er en u n d f ei er n Si e mi t i n d en Räu men von
pax chri sti , Hed wi gs ki r ch gasse 3 ( Ec ke Fr an z ösi sch e
Str aße, Näh e Ge n d ar men mar kt), 1 01 1 7 Berl i n
Für bei d e Ver an st al t u n g en

i st ei n e An mel d u n g erf or d erl i ch
( ü ber u n ser e H o me pag e)

Son nt ag, 1 5. Mai 201 1 (I nt er n ati on al er KDV- Tag),
1 1. 00 Uhr bi s 1 4. 00 Uhr
Ge ht es au ch oh n e Mi l i t är ? N oc h i st ni cht al l es g ut

i n ei n e m Deut schl an d oh n e Wehr pfl i cht
Vortr ag u n d Podi u msdi s ku ssi on mi t
Mar g ot Käß man n ( Pr äsi d enti n d er Zentr al st el l e KDV)

An g el i ka Cl au ßen ( Vor si t zen d e d er d eut sc h en Se kti on von I PPN W)

Th o mas Ge bau er ( medi c o i nt er n ati on al )

Chri sti an Bo m mari u s ( Bi ogr af d es Gr u n d g eset zes)

Ver an st al t u n g en a m 1 4. /1 5. Mai 201 1 i n Berl i n

www. zentr al st el l e- kdv. d e
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ährend der Zeit der Schlichtung vom 2 2 . Ok-
tob er bis zum 3 0 . Novemb er 2 0 1 0 war die

Medienresonanz auf diese s Neuland b etretende Ver-
fahren ungewöhnlich ho ch . D em flatterhaften Su-
chen der Medien nach der aktuellsten Schlagzeile
entsprechend ist d as Thema Stuttgart 2 1 (S 2 1 ) nach
der Verkündung und Kommentierung des Schlich-
terspruches in den Folgemonaten deutlich in den
Hintergrund getreten.

Dieser B eitrag nimmt den Schlichterspruchs
vom 3 0 . Novemb er 2 0 1 0 als das offizielle und verfah-
rensb eendende D okument

1 )

ernst. Er greift die B e-
wertung des Schlichters Heiner Geißler − »Unabhän-
gig vom Ergebnis in der S ache war die Schlichtung,
b evor sie heute zu Ende geht, ein Erfolg . « (4)

2 )

− auf
und macht sie zur Leitfrage : War die Schlichtung S 2 1
ein Erfolg? We sentliche Au ssagen und Einschätzun-
gen des Schlichterspruche s werden zum Au sgangs-
punkt einer kritischen Hinterfragung gemacht. Auf
der Suche nach einer Antwort auf die Leitfrage wer-
den zunächst das Schlichtungs-Verfahren (Teil 1 ) ,
dann das Schlichtungs-Ergebnis (Teil 2 ) und schließ-
lich die Schlichtungs-Legitimation (Teil 3 ) disku-
tiert. Zum Schlu ss wird eine Antwort auf die Leitfra-
ge formuliert.

1 . Das Schlichtungsverfahren:
War diese Schlichtung ein Verfahren
auf Augenhöhe?

Die B ezeichnung de s Verfahrens als »Schlichtung«
hat sich durchge setzt. Heiner Geißler ist deshalb
auch immer »Schlichter« genannt worden . Im
Schlichterspruch nennt er das Verfahren eine »Fach-
schlichtung« (2.)

3 )

Ange sichts der zunehmenden Um-
schreibung j eglicher Konfliktb earb eitungsverfah-

ren als Mediation
4)

soll festge stellt werden, d ass die-
ses Verfahren keine Mediation war, weil deren
Grundvorau ssetzungen nicht vorlagen : ein Media-
tor mit entsprechender Au sbildung und Erfahrung;
autonome Konfliktlö sung durch die Parteien als
Verfahrensziel; die umfassende Vertretung aller In-
tere ssen; und vor allem die Möglichkeit de s Verhan-
delns durch gegenseitiges Nachgeb en. Um dieses
Schlichtungsverfahren unter dem Aspekt »Augenhö-
he« angemessen hinterfragen zu können, werden ei-
nerseits die Vorgeschichte und andererseits die
Konstruktion des Verfahrens näher b etrachtet.

Die Vorgesch ich te ist ernüch ternd

D as B ekanntwerden
5 )

de s Proj ekts S 2 1 lässt sich
auf den 1 8 . April 1 9 94 datieren . An diesem Tag er-
folgt die erste öffentliche Vorstellung in einer Pre s-
sekonferenz durch den Ob erbürgermeister von
Stuttgart, den Chef der D eutschen B ahn AG (DB) ,
den Ministerpräsidenten von B aden-Württemb erg
sowie den Bundesverkehrsminister. Alle B eteiligten
scheinen stolz zu sein auf diesen »Üb erraschungs-
coup« . Eine erste Machb arkeitsstudie wird am 1 6 . Ja-
nu ar 1 9 9 5 veröffentlicht. Am 7. Novemb er 1 9 9 5
wird eine Rahmenvereinb arung von allen B eteilig-
ten unterschrieb en, in der die rechtlich bindende
Verpflichtung enthalten ist, das Proj ekt in der no ch
heute gültigen Ge stalt zu verwirklichen . Drei Wo-
chen sp äter, am 3 0 . Novemb er 1 9 9 5 , hat der Stuttgar-
ter Gemeinderat zuge stimmt. Auf dieser Grundlage
wird am 2 4 . Juli 2 0 0 1 von allen b eteiligten Proj ekt-
machern mit der Stadt Stuttgart eine »Re alisierungs-
vereinb arung« ge schlo ssen .

6)

Am 1 7. Juli 2 0 0 9 entscheidet das Verwaltungsge-
richt Stuttgart, d ass kein Bürgerb egehren gegen S 2 1
zulässig sei . Man dürfe die Stadt durch ein Bürgerb e-
gehren nicht zu »einer rechtswidrigen Aktion zwin-
gen« . Die Rechtswidrigkeit ergeb e sich au s einem
Verstoß gegen b e stehende vertragliche Verpflich-

Werner Glenewinkel

War die Schlichtung
zu Stuttgart 2 1 ein Erfolg?
Eine kritische Hinterfragung des Schlichterspruches

1 ) Go ogle bietet unter » stuttgart 2 1 schlichterspruch« 6 , 6 Millionen
Ergebnisse ! D ownlo ad des D okuments unter www. b ahnproj ekt-
stuttgart-ulm . de/schlichtung-stuttgart-2 1 /default. aspx

2 ) D ie Au ssagen des S chlichterspruches werden entsprechend der
dortigen Unterteilung in 1 5 Ab schnitte mit den Ziffern de s j eweili-
gen Ab schnitts zitiert. B eispiel : (4 .) meint: S chlichterspruch Ab-
schnitt 4 .

3) Entgegen der Auffassung von Eidenmüller/Hacke (FAZ 4 . 1 1 . 2 0 1 0 ,
Seite 8) spricht viel für Schlichtung : Geißler hat Erfahrung als
Schlichter in Tarifauseinandersetzungen; er hat eine »Friedens-
pflicht« eingebracht ; der Schlichterspruch ist eine unverbindli-
che Empfehlung und auch so gewollt (»keine rechtliche B indung«
(2 .)) Gleichwohl sollte − auch typisch für eine Schlichtung − sozi-
aler Druck auf die Parteien ausgeübt werden (»p sychologische
und p olitische« Bindung (2 .)) . Und auch ein Schlichter kann
(muss) Mo derator sein und als solcher für den angemessenen Ver-
lauf (Tagesordnung, D isku ssionsleitung, Protokolle , Ab sprachen-
einhaltung) sorgen . Wenn im Folgenden von » S chlichtung« die Re-
de ist, d ann immer in einem sehr weiten Sinn als »Fachschlich-
tung« eigener Art.

4) Mit der Vorlage eine s Mediationsgesetzes wird eine unterscheid-
b are B egrifflichkeit notwendig : SZ vom 1 2 . 1 . 2 0 1 1 S . 1 : »Umbruch
im deutschen Recht. Viele Konflikte sollen nicht mehr durch Pro-
ze ss und Urteil, sondern durch einfache Schlichtung b eigelegt
werden« . Zum Referentenentwurf eine s Mediationsgesetze s . Ger-
hard Wagner, ZKM 6/2 0 1 0 S . 1 72 ff.

5 ) Andreas Zielcke hat die Entstehungsgeschichte sorgfältig recher-
chiert. Auf seine Ausführungen wird hier B ezug genommen . In SZ
1 9 . 1 0 . 2 0 1 0 : » Geistige Ke ssellage . »D er große Wurf« und das kleine
Zeitfenster: Warum Stuttgart 2 1 an einem unheilb aren M angel lei-
det. Ein üb erfälliger Rückblick. « Zur jüngeren Vorge schichte vgl .
auch VG Stuttgart, Urteil vom 1 7. 07. 2 0 0 9 Az . : 7 K 3 2 2 9/0 8

6) D arin sind Finanzierungspflichten enthalten, au s denen die Stadt
nicht einseitig aussteigen kann. Die vergleichb aren Proj ekte Mün-
chen 2 1 und Frankfurt 2 1 wurden im Juni 1 9 9 6 vorgestellt und
(möglicherweise deswegen) sp äter verworfen .
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tungen, insb e sondere die Realisierungsvereinb a-
rung vom 2 4 . Juli 2 0 0 1 . D arüb er hinau s geb e e s kei-
ne konkreten Anhaltspunkte d afür, d ass sich die Ge-
meinde z . B . durch ein einseitige s Rucktritts- o der
Kündigungsrecht oder durch einen Anspruch auf
Vertragsanp assung bzw. -aufhebung von den einge-
gangenen vertraglichen B indungen lo sen könne .

7)

D ann b eginnen mit den ersten B au arb eiten am
Stuttgarter B ahnhof auch die ersten Proteste gegen
das Proj ekt. Sie nehmen kontinuierlich zu und fin-
den ihren Höhepunkt in der unverhältnismäßigen
Polizeiaktion gegen die D emonstrantInnen am 3 0 .
Septemb er 2 0 1 0 . D ie se stetig anwachsenden Protes-
te führen letztlich zur Suche nach einer anderen,
neuen Fo rm der Konfliktb earb eitung . D amit b e-
ginnt die Phase der Schlichtung . Am 1 2 . Oktob er
2 0 1 0 stimmen alle Fraktionen des Landtages dem
von Ministerpräsident Mappus vorgeschlagenen
Schlichter Heiner Geißler zu . Proj ektgegner und
Proj ektb efürworter einigen sich »üb er den Inhalt
der Friedenspflicht und deren Einhaltung während
der Schlichtungsge spräche« (1.).

Die Gestaltung des Verfahrens ha t Ko nstruktio ns-

fehler

In vielfacher Hinsicht wird mit die sem Verfah-
ren Neuland b etreten. Einmal wegen seiner Zielset-
zung : Diese Schlichtung wollte nicht nur einen Kon-
flikt b earb eiten nach dem Motto » alle an den Tisch«
und »alle Fakten auf den Tisch« (4. 4.); sie sollte als Ver-
fahren auch nach außen wirken, nämlich »mehr Ver-
trauen für die D emokratie zurückgewinnen« (3.) und
eine »mo derne Aufklärung im b esten Sinne von Im-
manuel Kant« (4. 5.) für die Menschen leisten . Zum an-
deren wegen der umfassenden Öffentlichkeit: Alle
Schlichtungsrunden wurden vom Fernsehkanal
Phönix live üb ertragen; im Rathau s von Stuttgart
gab es ein »public viewing« und man konnte sich per
E-Mail an das Büro des Schlichters wenden sowie das
gesamte Verfahren im Internet verfolgen.

Zwar herrschte im Verfahren während der etwa
60 Schlichtungs-Stunden eine Gleichverteilung der
Redechancen, ab er es gab keine Gleichheit zwi-
schen den Parteien . Vier Konstruktionsfehler unter-
schiedlichen Gewichts sind d afür mitverantwort-
lich :
� Die Ko sten de s Verfahrens

8)

wurden nicht von den
Parteien getragen, sondern vom Land B aden-Würt-
temb erg . D as klingt vernünftig und wird in dem

Schlichterspruch auch so b ewertet. D adurch werde
die »Gleichb erechtigung« der Parteien » sicherge-
stellt« (4. 3.). Unter dem Gesichtspunkt »Augenhöhe«
erscheint die Großzügigkeit de s Landes »vergiftet« :
Die Lande sregierung gehört zur Partei der Proj ekt-
b efürworter und hat großes politische s Interesse an
der Durchführung des Proj ekts . Mit der Finanzie-
rung gerät sie − gewollt o der nicht − in eine hervor-
gehob ene Po sition . D as spricht nicht für Augenhö-
he . Außerdem entsteht der Eindruck, als träfe die se
Großzügigkeit die DB und die Proj ektgegner in glei-
cher Weise . Tatsächlich hätte die DB sich − gemes-
sen an ihren Ressourcen − gut an den Ko sten b eteili-
gen können. Die Proj ektgegner hätten angesichts ih-
rer fehlenden Ressourcen die se Ungleichheit öffent-
lich machen und/oder einen symb olischen B eitrag
zu den Ko sten aufbringen sollen . E s scheint, als hätte
der Volksmund mal wieder recht: »Wer b ezahlt, b e-
stimmt die Mu sik« .
� Au s der Vorgeschichte wird deutlich, dass das Pro-
j ektS 2 1 einen Planungsvorsprung von minde sten 1 5
Jahren vor dem Proj ekt Kopfb ahnhof 2 1 (= K 2 1 ) hat.
D as ist das Gegenteil von Gleichb erechtigung . Äuße-
rungen der B ahn und der Landesregierung üb er lü-
ckenhafte Planungen und unvollständige Ko stenkal-
kulationen zu K 2 1 sind so b e sehen mehr als unfair
gewe sen .
� Die B ahn hat einen rie sigen Planungsstab für das
Proj ekt S 2 1 b eschäftigt. D as Aktionsbündnis gegen
S 2 1 hat sich erst im Laufe der Zeit zu K 2 1 formieren
können und nur einen Mini-B ruchteil der personel-
len und finanziellen Re ssourcen zur Verfügung .

9)

D as sieht eher nach D avid gegen Goliath au s und
nicht nach Gleichb erechtigung .
� D em Schlichter »war von vornherein klar, dass b ei
der gegeb enen Situation heute ein Kompromiss zwi-
schen Tief- und Kopfb ahnhof nicht mehr möglich
ist. « (6.) Auch deshalb , weil die B efürworter üb er die
Rechtstitel zur Durchsetzung von S 2 1 verfügen .
Während der gesamten Schlichtung wurde ab er so
getan, als hätte noch niemand etwas vorentschie-
den, als würde ernsthaft um die b este Lö sung gerun-
gen und als würde sich niemand nur zum Schein auf
den Diskurs einlassen .

1 0)

Mit anderen Worten : E s war
gut, dass d arüb er geredet wurde , und e s ist gut, dass
sich in der S ache nichts essentiell verändern wird .

Erstes Zwischenergebnis

Was ist ein Schlichtungsverfahren wert, d as eine ver-
mittelnde Lö sung von vornherein au sschließt? Die
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7) VG Stuttgart, Urteil vom 1 7. 07. 2 0 0 9 Az . : 7 K 3 2 2 9/0 8 Rz . 1 1 1 ; ge-
klagt hatte Gangolf Sto cker, Mitunterzeichner des Bürgerb egeh-
rens , womit der Ausstieg der Landeshauptstadt au s dem B ahnpro-
j ekt Stuttgart 2 1 erreicht werden sollte . Eine B erufung gegen das
Urteil hat das Gericht nicht zugelassen .

8) D as Kommunikationsbüro B ahnproj ekt Stuttgart-Ulm e .V. teilt
mit S chreib en vom 2 4 . 0 1 . 2 0 1 1 mit: »D ie Ko sten der S chlichtung
b elaufen sich auf rund 5 0 0 . 0 0 0 Euro . D ie Ko sten trägt das Land B a-
den-Württemb erg, auf de ssen Initiative die Schlichtung ins Leb en
gerufen wurde . Die Gutachter hab en Reiseko sten und Honorar
erhalten. Herr Geißler hat öffentlich erklärt, die Schlichtung un-
entgeltlich zu b egleiten. « D ie Stadt Stuttgart b eziffert ihre Ko sten
für Geb äudeverwaltung, Öffentlichkeitsarb eit, Protokoll und
Empfänge auf 1 2 5 . 8 0 0 Euro , die vom Land erstattet werden .
Schreib en an den Verfasser vom 7. M ärz 2 0 1 1 .

9) Indiz für die finanziell gute Au sstattung der Proj ektb efürworter
ist der Verein »B ahnproj ekt Stuttgart-Ulm« , der getragen wird von
der D eutschen B ahn AG, dem Land B aden Württemb erg, der Stadt
Stuttgart und dem Verb and Region Stuttgart. D er Verein unterhält
ein ständige s Kommunikationsbüro mit einer Mitarb eiterin für
Öffentlichkeitsarb eit und hat im Janu ar 2 0 1 1 einen Flyer heraus-
gegeb en : »D ie guten Argumente üb erwiegen« . www. direktzu-
stuttgart2 1 . de

1 0) Vgl . Nikolaus von Festenb erg : »D er Umzug der Käfer. D ie Schlich-
tungsrunde zu Stuttgart 2 1 revitalisiert die D emokratie . « SPIE GEL
4 8/2 0 1 0 . D ort entwickelt er diesen Gedanken mit Rückgriff auf
die Figur der »kontrafaktischen Unterstellung« nach H ab ermas .
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Verfahrenskonstruktion war von B eginn an asym-
metrisch . Zwischen den Parteien herrschte ein −
nicht immer sichtb are s − Machtungleichgewicht;
sie waren nicht gleichb erechtigt. Ein Schlich-
tungsergebnis war im We sentlichen nur als eine Ent-
weder-oder-Lö sung vorstellb ar. D eshalb war es kein
Verfahren auf Augenhöhe .

1 1 )

2 . Das Schlichtungsergebnis :
Ist eine Befriedung des Konflikts
in der Sache gelungen?

D er Schlichterspruch trägt die Üb erschrift » Schlich-
tung Stuttgart 2 1 PLUS« . D as sieht so au s , als könnte
der Schlichterspruch seinen Teil zur B efriedung b ei-
getragen hab en, indem er weder für S 2 1 no ch für K
2 1 votiert, sondern etwas Drittes , Neues schafft. Ist
dem so ?

A us der Sich t der Projektgegner

Im Schlichterspruch finden sich einige Einschät-
zungen, in denen sich die Proj ektgegner wiederfin-
den können . So die Auffassung, d ass »in D eutschland
eine Verstärkung der unmittelb aren D emokratie«
(5.) nötig sei; o der dass »eine gesetzliche Reform des
B aurechts« notwendig werde (4. 6. am Ende); dass die
Finanzierung der Neub au strecke zwischen Ulm und
Wendlingen nur bis 2 0 1 6 wirklich gesichert sei; und
dass die rechtliche Ab sicherung ange sichts von vier
offenen Planfe ststellungsverfahren no ch nicht ab-
geschlo ssen sei (1 0.).

D aneb en gibt es einige Feststellungen, die die
Proj ektgegner als Stützung ihrer Po sitionen lesen
können. Die wichtigste : »Die Idee eines erneuerten
Kopfb ahnhofes (. . . ) ist realisierb ar und technisch
möglich« (8.). D aneb en werden »Risiken, Mängel und
Probleme« b ei S 2 1 , auf die die Proj ektgegner hinge-
wiesen hab en, als »fundiert« b ewertet und der B ahn
zur B eachtung empfohlen (8.); für »unab dingb ar« er-
klärt der Schlichter die Üb erführung der freiwer-
denden Grundstücke in eine Stiftung zur Vermei-
dung von Grund stücksspekulation (1 1. 1.), den Erhalt
der B äume im Schlo ssgarten (1 1. 2.), den Erhalt der
Gäub ahn (1 1. 3.), die Verb e sserung der Verkehrssi-
cherheit im B ahnhof (1 1. 4), die Verb e sserung des
Brand schutzes (1 1. 5) sowie − ko stenintensive − Ver-
b e sserungen für das Streckennetz (1 1. 6.) − wenn der
B au von S 2 1 fortgeführt werden soll .

Schließlich enthält der Schlichterspruch eine
einzige Verpflichtung für die Proj ektb efürworter:
»Die D eutsche B ahn AG verpflichtet sich, einen
Stre sstest für den geplanten B ahnknoten Stuttgart
2 1 anhand einer Simulation durchzuführen. « (12.)

D ab ei geht es um den Nachweis de s b ehaupteten
Leistungszuwachses von 3 0 Prozent in der Spitzen-
stunde mit guter B etrieb squ alität. Insge samt ge se-

hen hab en die Proj ektgegner durch den Schlichter-
spruch in der Tat mehr auf der Hab enseite als vor der
Schlichtung .

A us der Sich t der Projektbefürworter

DB und Landesregierung hab en durch den
Schlichterspruch auf der Hab enseite alles b ehalten
dürfen . D er Tenor der Schlichtung lautet : »D enno ch
halte ich die Entscheidung, S 2 1 fortzuführen, für
richtig . « (9.) Die Formulierung » Stuttgart 2 1 PLUS« er-
weist sich nicht als etwas Neues , sondern als gut ge-
meinter Verb e sserungsvorschlag . Wenn die Proj ekt-
b efürworter ihre »H ausaufgab en« erledigen, d . h .
»entscheidende Verb e sserungen an dem ursprüngli-
chen Proj ekt« vornehmen (1 0. und 1 1.), steht dem Wei-
terb au des Proj ekts nichts im Wege . Die gemachten
Auflagen sind akzeptab el, soweit sie ko stengünstig
bis ko stenneutral sind ; sie sind au slegb ar, soweit vor-
handene Planungen strukturell verändert werden
müssten wie b ei der »Erweiterung des Tiefb ahnho-
fes um ein 9 . und 1 0 . Gleis« (1 1. 6.). Im Übrigen sind sie
unverbindlich . Die Landesregierung hat d arüb er hi-
nau s Zeit gewonnen, sie kann auf ihren guten Willen
und ihr B emühen um Verständigung verweisen.

Der Schlich ter ha t seine Möglichkeiten nich t ge-

n utzt

D er Schlichterspruch verzichtet darauf, neue
Impulse für das zukünftige Miteinander von Proj ekt-
gegnern und B efürwortern zu formulieren bzw. zu
fordern . Konkret hätte er
� explizit no chmals die Heimerl-Variante von
1 9 9 6/97 (4. 6. zweiter A bsch n itt und 6.) wenigstens als Dis-
ku ssions-Option aufgreifen können;
� eine Volksab stimmung oder eine Bürgerb efra-
gung (6. zweiter A bsch n itt) − b e sonders im Kontext der
Forderung nach einer »Verstärkung der unmittelb a-
ren D emokratie« (5.) − wenigstens erwägen mü ssen;
� einen B au stopp bis zur Wahl zur Verhinderung
von unab änderlichen Fakten vorschlagen mü ssen

1 2 )

,
anstatt sich ohne weitere B egründung auf d as ableh-
nende Nein von B ahn und Lande sregierung zurück-
zuziehen (13.);
� die von ihm für unab dingb ar gehaltenen Verb e s-
serungen (1 0. und 1 1.) mit klaren Regeln üb er »Wer
macht was bis wann« und Fe stlegungen zur Üb er-
prüfung des Vollzuges versehen müssen;
� eine zeitliche Terminierung des Stre sstests - am
b e sten auf einen Zeitpunkt vor der Wahl - b estim-
men mü ssen.

Zweites Zwischenergebnis

E s ist keine B efriedung de s Konflikts gelungen . D a-
ran hat das Verfahren seinen Anteil, weil die Grund-
konstruktion angesichts der Vorgeschichte nur zu
einem asymmetrischen Setting führen konnte (sie-M
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1 2 ) Zielke − a. a. O . , Fußnote 5 − meint zurecht, dieser Verzicht sei ein
»unb egreiflicher handwerklicher und ein fataler p olitischer Feh-
ler« .

1 1 ) Im Ergebnis eb enso , wenn auch mit deutlich kritischeren B ewer-
tungen, Andreas Zielcke , SZ 0 3 . 1 2 . 2 0 1 0 : » S chlichtung und Wahr-
heit. Viel Chuzp e , wenig Mumm : D ie Stuttgarter Tafelrunde mit
Heiner Geißler ist ein denkb ar schlechtes Mo dell demokratischer
Konfliktlö sung . «
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he ob en Teil 1 ) . Und auch der Schlichter, dem am En-
de der Mut gefehlt hat. Mut, die Handlungsmöglich-
keiten der Parteien bis zur Landtagswahl durch klare
Verhaltensregeln einzugrenzen. Und auch Mut, das
Wenige , was im Schlichterspruch konkret vorge-
schlagen (1 1.) bzw. verabredet worden ist (12.), mit
deutlichen Vollzugs- und Kontrollregeln zu verse-
hen . Somit bleib en die Proj ektb efürwo rter üb erwie-
gend die Gewinner, die Proj ektgegner üb erwiegend
die Verlierer.

3 . Die Schlichtungslegitimation: Ist ein
solches Schlichtungsverfahren überhaupt
legitimiert ?

Dürfen rechtmäßig b egonnene Großproj ekte von
b etroffenen BürgerInnen üb erhaupt no ch einmal in
Frage gestellt, gestoppt oder verändert werden? Im
Schlichterspruch greift der Schlichter diesen Ein-
wand auf und fragt, »ob die Bürger in Zukunft der Re-
gierung und den Parlamenten nachträglich in die
Parade fahren dürfen (. . . ) . « (4. 6.) Welche Üb erlegun-
gen könnten diese s Schlichtungsverfahren legiti-
mieren?

Fehlt dem betreffenden Großprojekt die Legitima ti-

o n ?

Von den Proj ektb efürwortern wird immer wie-
der b etont, d ass es sich b ei S 2 1 um ein rechtmäßig
b egonnene s und vo n allen notwendigen Instanzen
b eschlo ssenes Proj ekt handele , e s also rechtsstaat-
lich legal sei . Fraglich ist, ob diese Vorau ssetzung −
B eteiligung der BürgerInnen im Verlauf der Plans-
fe ststellung − für Großproj ekte dieser Art au sreicht.
Ob nicht wenigstens an einer Stelle des Proj ekts eine
demokratische Legitimation durch die BürgerInnen
erforderlich sei . Zielke

1 3 )

stellt die These auf, dass die
Unterstellung, dem heutigen Konflikt sei ein hinrei-
chender Zeitraum demokratisch offener Entschei-
dungsfindung vorau sgegangen, historisch schlicht-
weg falsch sei . D enn es hab e nie eine Volksb eteili-
gung − weder Volksentscheidung no ch Volksb efra-
gung − stattgefunden . Die Gemeinderatswahl in
Stuttgart am 1 2 . Juni 1 9 94 sei die erste und einzige
Gelegenheit der Bürger zur indirekten Einflussnah-
me auf S 2 1 gewe sen . D amals war S 2 1 kein Thema im
Wahlkampf, weil diese s Proj ekt als ferne Zukunftsvi-
sion noch viel zu weit weg von einer möglichen Re a-
lisierung war. E s gab auch keine Möglichkeit der Ein-
flu ssnahme auf Landeseb ene . Geme ssen an den
dem entscheidenden D atum 1 9 9 5 − wie die Vorge-
schichte des Proj ekts zeigt − kam die Landtagswahl
1 9 9 2 zu früh und die Wahl 1 9 9 6 zu spät. So b etrach-
tet fehlt dem Proj ekt bis heute eine konkrete demo-
kratische Legitimation.

Besteh t ein Mangel der repräsenta tiven Demokra-

tie?

Natürlich gibt die repräsentative D emokratie
durch regelmäßige Wahlen den Repräsentanten ei-
ne generelle demokratische Legitimation zum Han-
deln . Insofern würden Schlichtungsverfahren die-
ser Art dem Modell der repräsentativen D emokratie
unzulässigerweise in die Parade fahren. Diesem Ein-
wand b egegnet der Schlichterspruch kurz und
knapp : » (. . . ) in der Zeit der Mediendemokratie (. . . )
kann die D emokratie nicht mehr so funktionieren
wie im letzten Jahrhundert« (4. 6.). Die se B ehauptung
unterfüttert Hirsch

14)

mit folgenden Üb erlegungen :
D ass eine unstreitig gegeb ene Legalität nicht von
den Geb oten der Klugheit b efreien könne , denn we-
der Planfe ststellung no ch Gerichtsurteile könnten
die Üb erzeugung vermitteln, »d ass eine S ache poli-
tisch »richtig« sei . Und weiter: »Selb st p arlamentari-
sche Mehrheiten sind nicht von der politischen
Pflicht b efreit, sich ernsthaft und nachhaltig um die
Zustimmung des eigentlichen Souveräns zu b emü-
hen, nämlich um die Zustimmung der üb erwiegen-
den Mehrheit der Bürger, die sie repräsentieren .
Ohne diese Rückkoppelung verliert eine p arlamen-
tarische D emokratie B asis und Glaubwürdigkeit. «

Genau d ann wären solche Schlichtungsverfah-
ren eine notwendige Kompensation eines Mangels .
Und − so fügt der Schlichter hinzu − »Die Zeit der B as-
ta-Politik ist vorb ei, auch Parlamentsb eschlü sse wer-
den hinterfragt, vor allem wenn es Jahre d auert, bis
sie realisiert werden . Sie mü ssen j edenfalls in die ser
Zeit immer wieder b egründet und erläutert wer-
den« (4. 6.).

1 5 )

Sind Planfeststellungsverfahren m ittlerweile unzu-

reichend?

D er Präsident des Bunde sverfassungsgerichts
1 6)

ist der Auffassung, dass b ei der Verwirklichung von
Infrastrukturproj ekten irgendwann »ein Schlu ss-
punkt« ge setzt werden mü sse , weil sonst die Zu-
kunftsfähigkeit verloren ginge . Genau diesem Ziel
dienen die Planfeststellungsverfahren, b ei denen
die BürgerInnen in aufwendigen Anhörungen ihre
Einwände gegen das j eweilige Vorhab en einbringen
können .

1 7)

Die Funktionalität dieser Verfahren b ei
Großproj ekten wird zunehmend b estritten . D er
Vorstandsvorsitzende der B ertelsmann-Stiftung ant-
wortete auf eine entsprechende Frage : »Wir verfü-
gen in D eutschland üb er eine breite Palette an B etei-
ligungsmöglichkeiten für die Bürger. D as Problem
ist ab er die Umsetzung . Wann fängt man damit an?
Wen b ezieht man ein? Und welche Entscheidungen

1 3 ) Zielke − a. a. O . , Fußnote 5 − zur fehlenden demokratischen Legiti-
mation de s Proj ekts aufgrund der Vorge schichte !

1 4) Burkhard Hirsch SZ, 3 0 . 1 0 . 2 0 1 0 , S . 2 , »D as Ende der Zuschauerde-
mokratie . B ehörden planen und stellen fe st, Bürger regen an o der
wenden ein − diese Rollenverteilung hat keine Zukunft mehr. «

1 5 ) E s ist hier nicht der Platz, die se generell richtigen Üb erlegungen
auf ihre konkrete Umsetzb arkeit zu üb erprüfen . Gerade b ei S 2 1
stellt sich die Frage , welche BürgerInnen letztlich die entschei-
dende Mehrheit b ilden können und dürfen : die Stuttgarter Bürge-
rInnen, die WählerInnen in B aden- Württemb erg, alle D eutschen,
die EU-BürgerInnen?

1 6) Andre as Voßkuhle in SZ, 1 8 . 1 0 . 2 0 1 0 : »Wer Duelle liebt, soll ins Ki-
no gehen. «

1 7) Die in vielen Einzelge setzen vorgesehene Planfe ststellung ist ge-
nerell im Verwaltungsverfahrensgesetz ( § § 72 ff) geregelt.
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in Neue We stfälische , 14 . 2 . 2 0 1 1 , S . 3

1 9) Herib ert Prantl in SZ, 0 8 . 0 1 . 2 0 1 1 , S . 4 : »B asta. Planung von Groß-
proj ekten: Wenn Bürger als Störer b etrachtet werden, sind Stö-
rungen programmiert. « D ort weist er auch auf den europ äischen
Vergleich hin : »In keinem anderen EU-Staat sind die Au sschlu ssre-
geln für Einwendungen so streng . « D as Planungsrecht sei kein
B asta-Recht. und man könne gut einen Bürgerentscheid in die
Planfeststellung einb auen o der die Erörterungstermine einem
externen Mediator üb ertragen .

2 0) In Ergänzung der ob en genannten Üb erlegungen (vgl . Fußnoten
14 und 1 9) könnte man ange sichts vielfältiger Ausführungen zu
»go o d governance«-Verfahren diskutieren, wieweit die Politik
kraft ihrer Verantwortung die Bürger üb er d as rechtlich fe stgeleg-
te Verfahren hinaus b eteiligen kann. D adurch würde den Bürge-
rInnen − und auf sie kommt e s hier maßgeblich an − nichts von ih-
ren Rechten genommen, im Gegenteil . D er Einwand fehlender
Rechtsstaatlichkeit b ei erweiterten B eteiligungsverfahren ginge

hier fehl, weil die Rechtsbindung der Verwaltung ein Schutzrecht
für (und nicht gegen) die Bürger sein soll .

2 1 ) So auch der Schlichterspruch : D ie Prote ste gegen S 2 1 seien nur zu
verstehen » auf dem Hintergrund einer massiven Vertrauenskrise
der Politik im Allgemeinen« (3 . Zweiter Ab satz) .

2 2 ) D ie se s Sp annungsverhältnis zwischen D emokratie und Rechts-
staat lässt sich an der Geschichte des Proj ekts S 2 1 und de s Pro-
te sts dagegen verdeutlichen : Die zahlreichen D emonstrationen,
die vielfältigen Meinungsäußerungen und das B emühen um Bür-
ger- bzw. Volksentscheide in S achen S 2 1 sind legitimer Ausdruck
der D emokratie . Die VG-Entscheidung von 2 0 0 9 (siehe Fußnote
7) greift − verbindlich und endgültig − in die demokratischen
H andlungsmöglichkeiten der Proj ektgegner ein. D ie Gerichte
sind notwendiger B estandteil des Rechtsstaates . D as VG Stuttgart
hat in seiner Entscheidung (a. a. O . , Rz . 1 1 1 ) das Prinzip der Ver-
tragstreue als einen der elementarsten Rechtsgrundsa?tze u ?b er-
haupt eingeführt. Mit gravierenden Folgen: Die Bindungswir-
kung von Vertra?gen schu ?tze das Vertrauen der Parteien auf die
durch das Rechtsgescha?ft geschaffene Rechtslage . D ie Zula? ssig-
keit von Bu ?rgerentscheiden trotz anderslautender vertraglicher
Verpflichtungen wu ?rde d as Vertrauen in die Bindungswirkung
von Vertra?gen mit kommunalen Vertragsp artnern nachhaltig
erschu ?ttern und damit die Handlungsfa?higkeit der Kommunal-
organe erheblich b eeintra? chtigen.

2 3) Ein erste s Indiz ist der Meinungswandel in der B evölkerung . Am
0 2 . 1 2 . 2 0 1 0 ergab die ARD-Infrate stb efragung (www. tages-

stellt man zur D eb atte ? Ich glaub e , d ass die bisheri-
gen Verfahren noch nicht au sreichend sind , um die
Bürger und ihr Wissen einzub eziehen. «

1 8)

Im Schlich-
terspruch wird deswegen für die Zukunft ein B etei-
ligungsverfahren in drei Phasen vorgeschlagen : 1 .
Phase : Formulierung de s Ziels − d ann Ab stimmung
darüb er ; 2 . Phase : Entwicklung der Pläne und mögli-
cher Alternativen − d ann Ab stimmung d arüb er; 3 .
Phase : Re alisierung des Großproj ekts mit b egleiten-
der B egründung und Information für die BürgerIn-
nen . (5.)

Wie weit die Regierung derzeitig noch von der
Üb erzeugung entfernt ist, d ass ernst gemeinte Bür-
gerb eteiligung gut für die Willensbildung in der D e-
mokratie sei, zeigt der Ge setzentwurf des Bunde sin-
nenministeriums zur Vereinfachung und B e schleu-
nigung der Planfeststellungsverfahren . D ort wer-
den die Erörterungstermine ins B elieb en der B ehör-
de ge stellt, wenn der Termin erkennb ar eine B efrie-
dungsfunktion nicht erfüllen könne . E s steht eine
drastische Verschlechterung der Bürgerb eteiligung
zu b efürchten . D as zeugt von gehörigem Misstrauen
gegen die BürgerInnen . »Wenn man die Bürger au s-
b o otet, wird das Planfeststellungsverfahren notlei-
dend« .

1 9)

Drittes Zwischenergebnis

Zunächst bleibt fe stzuhalten, d ass dieses Schlich-
tungsverfahren sich der Frage nach seiner Legitima-
tion nicht ernsthaft stellen mu sste . E s war von An-
fang an asymmetrisch (siehe ob en Teil 1 ) angelegt
und wollte und konnte deshalb weder der Regie-
rung noch dem Parlament ernsthaft in die Parade
fahren .

B ei der grundsätzlichen Frage nach der Legiti-
mation solcher Verfahren ist eine wichtige Unter-
scheidung zu treffen : Nach heutiger Rechtslage (de
lege lata) kann ein Schlichtungsverfahren der Regie-
rung und den Parlamenten nachträglich »in die Para-
de fahren« − Politik und Parlament hab en allerdings
das Recht, die s zu ignorieren . Umgekehrt können
sich Politik und Parlamente j ederzeit − wie in Stutt-
gart geschehen − mit einer Schlichtung einverstan-
den erklären und ihr darüb er hinau s − wie in Stutt-
gart nicht ge schehen − Legitimation für verbindli-
che Entscheidungen einräumen .

2 0)

Für die Zukunft (de lege ferend a) wäre e s sehr
wünschenswert, die ob en skizzierten Üb erlegun-
gen rechtlich abzu sichern . Ab er auch d ann wird die
Legitimation solcher Schlichtungsverfahren nur zu
produktiven, mehrheitlich akzeptierten Ergebnis-
sen führen, wenn sie von einem veränderten D emo-
kratieverständnis getragen werden. B edingungen
dafür sind einerseits , neues Vertrauen der BürgerIn-
nen in Politik und Politiker zu generieren

2 1 )

. Und an-
dererseits , d as Sp annungsverhältnis zwischen D e-
mokratie und Rechtsstaat erträglich und verstehb ar
zu machen .

2 2 )

Eine Antwort

Ab schließend gilt es , die eingangs gestellte Leitfrage
zu b e antworten . Die Antwort teilt sich in drei Teile :

1 ) Diese Schlichtung war wegen ihrer Transp arenz
und mediengestützten Öffentlichkeit nicht erfolg-
lo s , weil die Situation nach der Schlichtung anders
ist als vorher.

2 3 )

Die BürgerInnen konnten b ei ge-
nauerem Hinschauen erkennen,
� dass ein gemeinsames Ziel zwischen den streiten-
den Parteien möglich ist, nämlich einen b e sseren,
d . h . zuverlässigen, leistungsfähigen und preiswer-
ten B ahnb etrieb in D eutschland zu verwirklichen;
gleichzeitig wird die Komplexität von Groß-Proj ek-
ten deutlich mit der Folge , d ass sich einfache
Schwarz-Weiß-Lö sungen verbieten und differenzie-
rende Antworten erforderlich werden;
� dass Prote st sich lohnt und das D emonstrations-
recht Wirkung zeigt und den BürgerInnen ein Stück
ihres Ohnmachtgefühls zu nehmen vermag; gleich-
zeitig werden von den Proj ektb etreib ern die Um-
b au arb eiten fortgesetzt und B äume verpflanzt; und
die Ju stiz b eginnt die ersten Strafprozesse gegen Ak-
tivisten von RobinWo od und andere D emonstran-
tInnen;
� d ass auch die Stimmabgab e b ei der Landtagswahl
am 2 7. März keine wirklich verlässliche Option für
o der gegen das Proj ekt S 2 1 eröffnet; denn die Partei-
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s war ein klägliche s Schau spiel, wie der in-
zwischen zurückgetretene Verteidigungs-

minister Freiherr zu Guttenb erg sich verteidigte , als
auf Plagiate in seiner Dissertation hingewie sen wur-
de . Erst hat er die Möglichkeit von Plagiaten strikt
verneint und die Vorwürfe »ab strus« genannt. Als
weitere Vorwürfe kamen, hat er mögliche kleine
Fehler eingeräumt, ab er als Fußnotenprobleme ver-
harmlo st, die in der nächsten Auflage seines Buches
korrigiert werden könnten. Erst als die Plagiate in
die Hunderte gingen und gar nicht mehr zu leugnen
waren, hat er zugestanden, seine Arb eit sei teilweise
Blöd sinn und enthalte ernste Fehler. D ass er ein fal-
sches Ehrenwort üb er selb ständige s Arb eiten abge-
geb en hat, hat der Ehrenmann bis heute nicht offen
eingeräumt.

Freiherr zu Guttenb erg passt b estens in die Tra-
dition seiner Partei und seine s Ministeriums . Vielen
wird noch gut in Erinnerung sein, wie Ministerpräsi-
dent B arschel sein Ehrenwort gab und Bunde skanz-
ler Kohl sein Ehrenwort für wichtiger hielt als sei-
nen Eid aufs Grundge setz . In die se Linie p assen auch
die Lügen von jüdischen Vermächtnissen, mit denen
die hessische CDU ihre schwarzen Kassen geheim
halten wollte , von der Tradition eine s Franz Jo sef
Strauß ganz zu schweigen .

Nicht b e sser steht es mit dem Verteidigungsmi-
nisterium . Die großen KDV-Proze sse hat e s mit Lü-

genstatistiken gewonnen, die das Verfassungsge-
richt in die Irre geführt hab en . 1 97 7/78 wurde die
statistische B asis heimlich radikal verändert und ei-
ne Verweigererflut vorgetäu scht, die es nicht gab .
1 9 84/8 5 wurde die Verlängerung der Zivildienstzeit
mit Lügen üb er angeblich viel längere , ab er in Wahr-
heit nur anders b erechnete Wo chen- und Re serve-
dienstzeiten der Soldaten b egründet. 1 9 8 8 wollte
das Ministerium die Dienstzeit verlängern und log,
es geb e nicht genug Wehrpflichtige . D er Krieg ge-
gen Jugo slawien wurde mit einem angeblichen ser-
bischen »Hufeisenplan« zur Vernichtung der Alb a-
ner im Ko sovo b egründet, auch d as war gelogen . Seit
der deutschen Einigung, die eine Verkleinerung der
Bunde swehr und gleichzeitig viel mehr Wehrpflich-
tige brachte , wurde zu Unrecht b ehauptet, es geb e
no ch ein Mindestmaß an Wehrgerechtigkeit.

Wo es zum Stil des Hauses und der Partei gehört,
die Öffentlichkeit und sogar d as Verfassungsgericht
anzulügen, wundert man sich nicht üb er einen Mi-
nister, der sich mit Plagiaten und einer falschen eh-
renwörtlichen Erklärung wohl doppelt strafb ar ge-
macht hat.

Immerhin hat Verteidigungsminister zu Gutten-
b erg die Bundeswehr zunächst an zwei Punkten ehr-
lich gemacht. Er hat endlich zugegeb en, d ass in Af-
ghanistan Krieg geführt wird , allerdings nicht hin-
zugefügt, d ass unsere Verbündeten die Drogenb o s-

Ulrich Finckh

Lug und Trug und Ehrenworte
Anmerkungen zum Fall Guttenberg

en legen sich parteipolitisch fest, statt gemeinsam
den rechtlichen Rahmen für eine Volksab stimmung
zu schaffen.

2 4)

2) Die Schlichtung war − geme ssen an den selb st ge-
setzten Zielen − nicht erfolgreich .

Weder hat ein Verfahren auf Augenhöhe stattge-
funden (Teil 1 ) , no ch ist eine B efriedung de s Kon-
flikts in der S ache gelungen (Teil 2 ) und e s gibt keine
allgemein akzeptierte Legitimation für die ses Ver-
fahren (Teil 3 ) .
3) Schließlich hat diese Schlichtung den Anspruch
des Schlichters , »ein neues Proj ekt unmittelb arer
D emokratie mit unmittelb arer Transp arenz« (7.)

bzw. ein » Stuttgarter D emokratie-Modell« mit einer
weiten Verbreitung in D eutschland« (15.) zu schaf-

fen, noch nicht erfüllen können
2 5 )

. Ein zukunftsfähi-
ges demokratische s Experiment bräuchte mehr als
diese Schlichtung geb en konnte . D azu sind Verfah-
ren nötig, die in komplexen Streitfragen keine »ob-
j ektive Wahrheit« hervorbringen wollen, sondern ei-
ne mehrheitlich akzeptierb are Lö sung . Nicht »richti-
ge« Entscheidungen, sondern an nachhaltiger Ent-
wicklung orientierte demokratische Verfahren b e-
frieden und b eleb en die D emokratie .

2 6)

Dr. Werner Glenewinkel istMedia tor und Vorsitzen-

der der Zen tralstelle KDV.

schau . de) , dass die Zustimmung zu S 2 1 von 3 5 auf 5 4 Prozent ge-
stiegen sei.

2 4) Winfried Kretschmann, Interview in SZ, 3 0 . 1 0 . 2 0 1 0 , b aut vor. Ei-
nerseits sagt er: »D e shalb halte ich den Spruch de s Volkes eb en
auch für die einzige Lö sung zur B efriedung des Konflikte s . « Und
andererseits : »M an sollte keine Versprechen abgeb en, von denen
man nicht weiß , ob man sie halten kann. (. . .) Für einen direkten
Ausstieg hätten wir nach der Wahl keine Mehrheit. Alle anderen
Parteien sind für Stuttgart 2 1 , auch die SPD . « Hirsch − a. a. O . , Fuß-
note 1 4 − meint, dass die D emokratie ein sich ständig verändern-
der Prozess sei, b ei dem Bürger nicht als Störer, sondern als Res-
source gesehen werden sollten . Mit Blick auf die politischen Par-

teien fügt er hinzu : »D ie Politik muss den Bürger ernst nehmen, so
wie er ist. « Die »Parteien führen das Stück »Parlamentarische D e-
mokratie« auf und merken nicht, dass sie dab ei immer mehr unter
sich bleib en« .

2 5 ) Zielke − a. a. O . Fußnote 1 1 − meint, S 2 1 sei ein »p o stdemokrati-
sches Lehrstück« , das nicht als Mo dell künftiger demokratischer
Praxis b ei Großproj ekten herhalten könne . » So darf es sich nicht
ab spielen, wenn D emokratie nicht no ch mehr Sub stanz verlieren
soll. «

2 6) Gemeint sind Verfahren, die bürgerschaftliche Partizip ation for-
dern und fördern - von Planungszellen bis zu Zukunftswerkstät-
ten, die sich als » Geburtshelfer einer D emokratie« verstehen, »die
zwar oft verspro chen und viel b espro chen wurde , ab er bisher
no ch nie und nirgendwo zu wirklichem Leb en erwacht ist. « Ro-
b ert Jungk/Norb ert R. Müller: Zukunftswerkstätten − Mit Phanta-
sie gegen Routine und Re signation . « München 1 9 9 5 , S . 1 89
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er Transformationsprozess der Bunde s-
wehr unterliegt einer zunehmenden Dyna-

misierung . Dies zeigt sich nicht nur im schnellen En-
de der Wehrpflicht, auch vom Staatsbürger in Uni-
form wird immer seltener ge spro chen, d afür um so
öfter vom Kampfsoldaten, der für deutsche Intere s-
sen in aller Welt eintritt. Kampfsold aten b enötigen
zu diesem Zweck neb en High-Tech-Waffensystemen
eine profe ssionelle Ausbildung und eine ad äqu ate
Anerkennungs- und Ordenskultur. D e shalb wurde
die Gefechtsmedaille − ein Orden für die kämpfende
Truppe eingeführt.

Die jüngste Entwicklung zeigt, dass Politiker
und Militärs in immer kürzeren Ab ständen immer
neue Au szeichnungen ersinnen . D ab ei wird deut-
lich, dass sich die Geschichte der Ehrenzeichen und
Orden der Bundeswehr und die j eweilige Au srich-
tung der Bunde swehr gegenseitig entsprechen .

Am 2 9 . Novemb er 2 0 1 0 verlieh Verteidigungsmi-
nister Karl-Theo dor zu Guttenb erg (C SU) zum ers-
ten Mal offiziell die neue , durch ihn selb st initiierte
Gefechtsmed aille der Bundeswehr an 1 5 Bunde s-
wehrsold aten, von denen elf die Au szeichnung po st-
hum erhielten .

2)

Zwar fand ein im gleichen Zeitraum b eantragter
Verwundetenorden keine Zu stimmung im Bunde s-
präsidialamt, do ch ist es gerade einmal zwei Jahre
her, d ass der d amalige Verteidigungsminister Franz
Jo sef Jung (CDU) das »Ehrenkreuz für Tapferkeit«
einführte .

Zur Geschichte
der deutschen Ordenskultur

Im Gegensatz zu autoritären Regimen oder (Militär-)
Diktaturen üb en demokratische Staatsformen eine
eher zurückhaltende Verleihungspraxis von militä-
rischen Orden und Au szeichnungen au s . Nach den
Erfahrungen eines im Nationalsozialismu s gepfleg-
ten üb ersteigerten Heldenkults und militärischen
Patho s , verbunden mit einer inflationären Vergab e
von militärischen Orden und Symb olen, erließen
die Alliierten nach der Kapitulation Hitler-D eutsch-
land s ein generelle s Ordensverb ot. Auch die (Vertei-
digungs-) Politiker in der 1 9 49 gegründeten Bunde s-
republik hielten sich au s diesem Grunde lange Zeit
zurück. E s sollte noch üb er drei Jahrzehnte dauern,

F or u m Pazi fi s mus
1 ) Vgl . Papp enb erger, M anfred : Die Kehrseite der Medaille . Aspekte

de s neuen Bunde swehrordens . In: F or u m Pazi fi s mus Nr. 2 3 ,
III/2 0 0 9 , S . 3 3-3 8 , anlässlich der Einführung des »Ehrenkreuz für
Tapferkeit«
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Manfred Pappenberger

Die Kehrseite der Medaille (Teil 2 )
1 )

Die Neuausrichtung der Bundeswehr
korrespondiert mit einer neuen Ordens- und Opferkultur

se mit ihren Privatarmeen sind . Und er hat die feh-
lende Wehrgerechtigkeit zugegeb en . Ab er was folg-
te auf diese Üb erschriften? Hat er üb erlegt, wie der
Krieg durch Verhandlungen möglichst schnell zu
b eenden ist? Nein - er hat sich mit dem Außenminis-
ter gestritten, wie lange der Krieg no ch weitergehen
soll . Und was hat er mit der fehlenden Wehrgerech-
tigkeit gemacht? Umrüstung auf zivile Konfliktb e ar-
b eitung hat er j edenfalls nicht vorgeschlagen son-
dern die Umstellung auf eine Freiwilligenarmee , die
für Krieg b e sser geeignet ist. D as freilich wurde
nicht organisiert. D as Ministerium sollte halbiert
werden, d a hatten die B eamten vermutlich wenig
Ehrgeiz, möglichst schnell ihre Stellen zu streichen.
D er Verteidigungsminister hatte sein Hau s j eden-
falls nicht im Griff. Jetzt b e schweren sich der In-
spekteur de s Heeres und der Bundeswehrverb and ,
dass sich fast keine Freiwilligen melden . Die jungen
Leute sehnen sich nicht nach tödlichen Ab enteuern .

Die Pleite b ei der Bundeswehr kann uns egal
sein . Ab er sie b etrifft auch alle Aufgab en, die von Zi-
vis und anderen, die nicht zur Bundeswehr wollten,
wahrgenommen wurden. Jetzt mü ssen die freiwilli-

gen Feuerwehren und das Rote Kreuz, die Rettungs-
dienste und die DLRG Freiwillige suchen, die nicht
mehr kommen, um der Wehrpflicht au szuweichen,
sondern einfach um zu helfen . Ab er d as politische
Talent hat leider die Au ssetzung der Wehrpflicht so
dilettantisch verkündet, dass er in den B ereichen
der Ersatzdienste nur Chao s angerichtet hat. Ab spra-
chen im Kabinett o der Informationen der Freiwilli-
gendienste gab es anscheinend nicht. Jetzt müssen
die neuen Zu ständigen in den Ministerien halt se-
hen, wie sie mit dem Chao s zurechtkommen .

Trotzdem gibt e s Leute , die traurig sind , d ass die
Bundeswehr nicht von einem B etrüger geführt
wird . Und die C SU ist fuchsteufelswild , d ass nicht al-
le in der Union der Mafia-D evise gefolgt sind , d ass
man »Freunden« unter allen Umständen hilft. E s war
j edenfalls Zeit, d ass dieser Verteidigungsminister
seinen Hut nahm , und es wird wichtig sein, dass er
nicht wiederkommt. .

Ulrich Finckh ist Mitglied im Versöh n ungsbund

und war bis 2003 mehr als drei Jahrzeh n te Vorsit-

zender der Zen tralstelle KDV.

2 ) B ereits am 2 5 . Novemb er 2 0 1 0 hatte der Verteidigungsminister in
einer p ersönlichen Veranstaltung die neue Gefechtsmed aille an
den H auptgefreiten Sergej Motz vergeb en, der am 2 9 . April 2 0 0 9
in der Nähe von Kunduz/Afghanistan im Rahmen des ISAF-Einsat-
ze s der Bunde swehr, gefallen war.



Mit der neuen Gefechtsmedaille der Bundes-
wehr, die am 1 2 . Novemb er 2 0 1 0 von Bunde spräsi-
dent Christian Wulff (CDU) genehmigt wurde , wer-
den Sold aten au sgezeichnet, die mindestens einmal
aktiv an Gefechten teilgenommen o der terroristi-
sche bzw. militärische Gewalt unter hoher persönli-
cher Gefährdung erlitten hab en. Die »Einsatzmedail-
le Gefecht« kann auch po sthum verliehen werden
und ist an keine Minde stdienstd auer gebunden . Sie
kann nur für S achverhalte verliehen werden, b ei de-
nen die Vorau ssetzungen nach dem 2 8 . April 2 0 09
erfüllt worden sind . Die ser Stichtag wurde gewählt,
weil am 2 9 . April 2 0 0 9 Sergej Motz (vgl. FN2) mit sei-
ner Patrouille in der Nähe von Kunduz (Afghanis-
tan) in einen Hinterhalt geriet und b ei dem anschlie-
ßenden Gefecht getötet wurde . Er gilt als der erste
deutsche Sold at, der b ei einem Feuergefecht, nicht
etwa b ei einem B omb enattentat, ums Leb en kam .

Mit der Einführung der Gefechtsmedaille
kommt das Verteidigungsministerium auch einer
weit verbreiteten innermilitärischen Kritik, insb e-
sondere der kämpfenden Truppe wie Fallschirmj ä-
gern o der Panzergrenadieren entgegen, wonach die
bisherige Einsatzmedaille der Bunde swehr keiner-
lei Unterschiede darüb er macht, ob der Auslands-
einsatz im Feldlager erfolgt oder in umkämpftem
Gebiet mit »echter Feindb erührung« .

Die Gier nach Rohstoffen − wahrschein-
lichste Kriegsursache im 2 1 . Jahrhundert

Die alte Bunde swehr als Lande sverteidigungsarmee
ist nach B eendigung des Kalten Kriege s endgültig
Geschichte . Auch der B egriff »Armee im Einsatz« ,
der eine Armee als b esseres technisches Hilfswerk
mit humaner und friedlicher Zielsetzung suggerier-
te , ist üb erholt. Die neue Realität b eschreibt immer
mehr eine Armee im Krieg, deren Ziel auch die Si-
cherung von Rohstoffen und Handelswegen sein
kann. Auf der Europ äischen Sicherheitskonferenz
am 9 . Novemb er 2 0 1 0 in B erlin hat Verteidigungsmi-
nister zu Guttenb erg d azu aufgerufen, Sicherheits-
politik und Wirtschaftsinteressen enger miteinan-
der zu verbinden . »Die Sicherung der Handelswege
und der Rohstoffquellen sind ohne Zweifel unter mi-
litärischen und glob alstrategischen Gesichtspunk-
ten zu b etrachten . «

5 )

Wenn die Wahrung nationaler
Intere ssen, etwa die ge sicherte Energie- und Roh-
stoffversorgung zu einem legitimen Anlass für eine
militärische Intervention wird , ist es zu einem An-
griffskrieg − insb e sondere im Zeitalter glob alisier-
ter Wirtschaftssysteme b ei gleichzeitig knapper
werdenden Re ssourcen − nicht mehr weit.

Zunächst soll in die sem Zusammenhang an die
rechtlichen Grenzen erinnert werden, die das
Grundgesetz (GG) der Bundesrepublik D eutsch-

1 9

bis die ersten Ehrenzeichen der Bunde swehr ge-
schaffen wurden .

»D as Ehrenzeichen der Bundeswehr ist der D ank
der D emokratie an D emokraten, an Staatsbürger,
die durch b e sonderen Einsatz für unser Land mehr
getan hab en als ihre Pflicht. «

3 )

Mit die sen Worten ver-
lieh der Bunde sminister der Verteidigung Hans Apel
(SPD) am 1 2 . Novemb er 1 9 8 0 , anlässlich de s 2 5-j äh-
rigen B estehens der Bunde swehr, die ersten 3 4 Eh-
renzeichen an Soldaten und zivile Mitarb eiter der
Bunde swehr. D as Ehrenzeichen wurde zunächst in
4 Stufen verliehen : als Ehrenmedaille nach einer
Dienstzeit von sieb en Monaten (Grundwehrdienst-
leistende) , als Ehrenkreuz in B ronze , Silb er und
Gold nach fünf, zehn bzw. nach zwanzig D ienstj ah-
ren . D amit orientierte sich d as System der Ordens-
verleihung innerhalb der Bunde swehr eher am Ideal
des pflichtb ewu ssten Staatsdieners .

Mit dem Zerfall der Sowj etunion und der Üb er-
windung des Kalten Krieges änderte sich die Aus-
richtung der Bundeswehr von einer Landesverteidi-
gungs- üb er eine Interventionsarmee hin zu einer
Armee im Einsatz bzw. Krieg und mit ihr auch das
Ordenssystem .

D er Bundesminister der Verteidigungsminister
Franz Jo sefJung stiftete am 1 3 . Augu st 2 0 0 8 als neue
und fünfte Stufe de s Ehrenzeichens d as Ehrenkreuz
der Bundeswehr für Tapferkeit. Bundespräsident
Horst Köhler (CDU) genehmigte diese erste Tapfer-
keitsau szeichnung der Bundeswehr am 1 8 . Septem-
b er 2 0 0 8 . Am 0 6 . Juli 2 0 09 wurden erstmals vier
Bunde swehrsoldaten von Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) mit dem neu ge schaffenen »Ehren-
kreuz für Tapferkeit« au sgezeichnet. Sie hatten sich
im Oktob er 2 0 0 8 nach dem Anschlag eines Selb st-
mordattentäters um verletzte Kameraden und af-
ghanische Zivilisten unter Einsatz ihre s eigenen Le-
b ens gekümmert.

D as Ehrenkreuz für Tapferkeit, das als Sonder-
stufe für Handlungen eingeführt wurde , die »weit
üb er das erwartete Maß an Tapferkeit im Rahmen
der Pflichterfüllung hinau sgehen« ist nicht mehr an
eine Mindestdienstzeit gebunden und wurde auf
Initiative von Verteidigungsminister Jung insb eson-
dere für Soldatinnen und Sold aten in Auslandsein-
sätzen ge schaffen .

Kritik erfuhr das neue Ehrenkreuz allein auf-
grund de ssen äußerer Form , die stark an d as sowohl
im Ersten ( 1 9 1 4- 1 9 1 8) als auch im Zweiten Weltkrieg
( 1 9 39- 1 945 ) verliehene Eiserne Kreuz erinnerte .
Insb esondere die Nationalsozialisten praktizierten
eine inflationäre Vergab e von militärischen Orden
und Symb olen. B is 1 945 wurden unter NS-Herr-
schaft rund 3 Millionen Eiserne Kreuze 2 . Klasse
(EK II) und knapp eine halb e Million EK I vergeb en .
1 9 39 stiftete Adolf Hitler das Ritterkreuz , d as im Ver-
lauf des Kriege s mehrere Steigerungen wie Eichen-
laub , Schwerter und B rillanten erfuhr.

4)
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3) Bundesministerium der Verteidigung (Hrsg .) : Ehrenzeichen und
Einsatzmedaillen, B erlin 2 0 0 9 , S . 4

4) D as bundesdeutsche Ordensge setz von 1 9 5 7 erlaubt d as Tragen
des Eisernen Kreuz au s dem Zweiten Weltkrieg nur ohne Haken-
kreuz und mit dem Nachweis des korrekten Erwerb s .

5 ) Quelle : RP-Online . de / 0 9 . 1 1 . 2 0 1 0 , in: Bundesau sschuss Friedens-
ratschlag (Hrsg .) : FriedensJournal Nr. 6 , Novemb er 2 0 1 0 , S . 7



land aufzeigt. In Art. 8 7 a GG ist ein Einsatz der Bun-
deswehr strikt an den Auftrag der Lande s- und Bünd-
nisverteidigung gebunden, und Art. 2 6 GG verbietet
j egliche Aktivitäten zur Vorb ereitung eines Angriffs-
kriege s . Auch das Bunde sverwaltungsgericht
(BVerwG) hat im Fall Florian Pfaff in seinem Urteil
vom 2 1 . Juni 2 0 0 5 in eindeutiger Weise Grenzen ei-
nes militärischen Einsatzes der Bundeswehr herau s-
gearb eitet. »D er Einsatz der Bundeswehr »zur Vertei-
digung« ist mithin stets nur als Abwehr gegen einen
»militärischen Angriff« (» armed attack« nach Art. 5 1
UN-Charta) erlaubt, j edoch nicht zur Verfolgung,
Durchsetzung und Sicherung ökonomischer o der
politischer Interessen . «

6)

Auch vom Völkerrecht ist der Einsatz militäri-
scher Gewalt nur in zwei eng definierten Fällen ge-
deckt: Zur Abwendung einer militärischen Aggressi-
on als individuelle oder kollektive Verteidigungs-
maßnahme nach Art. 5 1 (»Recht auf Selb stverteidi-
gung«) oder falls die internationale Sicherheit und
der Weltfrieden b edroht sind (Art. 39) .

Eine Au srichtung der Sicherheitspolitik auf mili-
tärische Einsätze zum Zwecke der Sicherung wirt-
schaftlicher Interessen führt zu einer Politik des
Stärkeren und läßt Werte wie Gerechtigkeit, fairer
Interessenau sgleich und internationale Solidarität
zu zynischen Worthülsen verkommen .

An dieser Stelle ist zu fragen, ob e s nicht nur frie-
denspolitisch, sondern auch ökonomisch günstiger
wäre , wenn die Ko sten der Militäreinsätze , die für
die Sicherung von Handelswegen und Rohstoffquel-
len aufgewendet werden, zu einer fairen Verhand-
lung und B ezahlung von Rohstoffen verwendet wer-
den würden .

Die Ge sellschaft j edenfalls soll d arauf einge-
stimmt werden, dass der Ernstfall Au slandseinsatz
der Bunde swehr zum Normalfall bundesdeutscher
Außenpolitik werden soll . D er Geschichts- und Poli-
tikwissenschaftler und ehemalige Direktor für Mili-
tär und Gesellschaft am Sozialwissenschaftlichen In-
stitut der Bundeswehr, D etlef B ald , formuliert e s so :
»Mit der Gefechtsmedaille werden in der Tat das
kriegerische Element und der alte Kriegerkult im
Militär hofiert − und d as ist zu b edauern . « »Man kann
daran eine neue Etappe der schleichenden Militari-
sierung der Außenpolitik der Bundesrepublik er-
kennen . «

7)

Der soldatische Opferkult

Dieser schleichende Proze ss zunehmender Militari-
sierung lässt sich sehr schön an den B egrifflichkei-
ten der politisch Verantwortlichen dokumentieren,
die im Zu sammenhang mit den Au sland seinsätzen
der Bundeswehr verwendet wurden . Auf Krieg und
getötete Sold aten musste die zutiefst zivile bunde s-
republikanische Gesellschaft erst langsam vorb erei-
tet werden . Die Regierungsp arteien b enutzten B e-

griffe wie »Friedensmission« , »Aufb auhilfe« , » Stabili-
sierungseinsatz« oder » (robu ster) Kampfeinsatz« ,
das Wort »Krieg« wurde lange Zeit tunlichst vermie-
den . Auch b ei Au slandseinsätzen verletzte , traumati-
sierte oder gar getötete Sold aten hat die Politik lange
Zeit wie Verkehrsopfer b ehandelt. Mit der steigen-
den Zahl kranker, verletzter oder getöteter Sold aten
konnte das Thema nicht länger verschwiegen wer-
den . Erst im Oktob er 2 0 0 8 nannte der damalige Ver-
teidigungsminister Franz Jo sef Jung erstmals einen
toten Bunde swehrsoldaten einen »Gefallenen« . Jetzt
galt es neb en dem Ordenskult für sold atische Tap-
ferkeit und Heldentum das B edeutungsfeld des Op-
ferkults zu erschließen, das den Tod » auf dem
Schlachtfeld« ideologisch üb erhöht. D er militäri-
sche Totenkult b ewirkt, dass j eder » Gefallene« nicht
umsonst ge storb en sei, d ass sein Opfer Mahnung
und Auftrag sei, den Krieg fortzu setzen .

Alle militärischen Ritu ale und offiziellen Ge-
denkzeremonien versuchen, der Sinnlo sigkeit des
Todes einen höheren Sinn entgegenzusetzen .

Zur Etablierung des sold atischen Opferkults
trug die Errichtung des Ehrenmals der Bunde swehr
im B endler-Blo ck, dem heutigen Amtssitz de s Vertei-
digungsministers , d as am 8 . Septemb er 2 0 09 von
dem d amaligen Bundespräsidenten Horst Köhler
feierlich eingeweiht wurde , in entscheidender Wei-
se b ei . D ort werden die Namen aller seit der Grün-
dung der Bundeswehr im Jahre 1 9 5 5 im Dienst ums
Leb en gekommenen Sold aten für j eweils fünf Se-
kunden an eine Wand proj iziert. Die Proj ektion der
mehr als 3 . 1 0 0 Getöteten dauert zur Zeit etwa neun
Minuten .

Militärische Symb ole , gerade in einer Armee , die
auf die Wahrung und Verteidigung von Recht und
Freiheit abzielt (Angela Merkel) , b edürfen einer b e-
sonderen gesellschaftlichen Legitimation und einer
breiten gesellschaftspolitischen Disku ssion . Die mi-
litärische Anerkennungs- und Ordenskultur sowie
der soldatische Opferkult mü ssen insb e sondere auf
ihre kriegsfördernde Wirkung hinterfragt werden .

Die Aussetzung der Wehrpflicht

Die Strukturkommission der Bundeswehr fordert ei-
nen radikalen Umb au des Verteidigungsministeri-
ums und der Bunde swehr. »Konsequent auf den Ein-
satz au sgerichtet und deutlich effizienter als heute
muss die Bunde swehr der Zukunft sein . Die Streit-
kräfte sind auf rasch und flexib el einsetzb are , ho ch-
professionelle und schnell lernfähige Elemente zu
konzentrieren, die der politischen Führung mög-
lichst viele Optionen üb er das gesamte Fähigkeits-
spektrum bieten . «

8)

»Vom Einsatz her denken« , bzw. die Kriegsfüh-
rungsfähigkeit im Au sland sind die strukturb estim-
menden Merkmale der Neu au srichtung der Bunde s-
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6) Vgl . BVerwG 2 WD 1 2 . 0 4 , S . 3 0

7) Vgl . »Ein Zeichen für zunehmende Militarisierung« , tage sschau . de

8) Vgl . Strukturkommission der Bunde swehr: Vom Einsatz her den-
ken − Konzentration, Flexibilität, Effizienz (Weise-B ericht) , S . 1 8 .
Vgl . hierzu auch : B ericht des Generalinspekteurs der Bundes-
wehr vom 7. Juni 2 0 1 0 , S . 1 2



zu den gefährlichsten und unstabilsten Sp annungs-
gebieten der Welt gehört. Ein Teil der Waffen, die
der Westen und auch die damalige Sowj etunion an
arabische Staaten lieferte , wurde von diesen in den
Kriegen mit − dem eb enfalls vom Westen aufgerü ste-
ten − Israel einge setzt. Nach einer kürzlich veröf-
fentlichten Analyse de s B onner Internationalen
Konversionszentrums (B IC C) ist der Nahe/Mittlere
O sten heute die am stärksten durch Rü stungsimpor-
te militarisierte Region der Welt.

Die Lieferung von Waffen und Au srü stung zur
Kriegsführung sowie zur innerstaatlichen Unter-
drückung an diktatorische Regimes im Nahen/Mitt-
leren O sten und Nord afrika eb enso wie an Diktatu-
ren und in Sp annungsgebiete in anderen Weltregio-
nen ist nach meiner Üb erzeugung der größte per-
manente Skand al deutscher Außenpolitik und
Außenwirtschaftspolitik. Nicht nur, weil die se deut-
schen Exporte verantwortlich sind für den Tod , die
leb enslange Verstümmelung, gewaltsame Unterdrü-
ckung o der Folter von hunderttau senden Menschen
in aller Welt, sondern auch, weil die Au sgab en der
Empfängerländer der deutschen Waffen und Unter-
drückungsinstrumente den Staatshau shalten die ser
Länder ko stb are Re ssourcen entziehen für die sozia-
le und wirtschaftliche Entwicklung .
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Andreas Zumach

Der Tod ist wieder
ein Meister aus Deutschland
Göttinger Friedenspreis 2 01 1 an ORL und die GKKE

ir erleb en in diesen Tagen und Wo chen his-
torische Umwälzungen in den Staaten des

Nahen/Mittleren O stens und Nord afrikas . Für die
B evölkerungen die ser Länder ist der Umbruch von
eb enso tiefer B edeutung wie es für uns Europ äerIn-
nen 1 9 89 der Fall der Mauer und das Ende des Kalten
Kriege s waren.

Wir, die Länder des demokratischen We stens ha-
b en in den letzten 5 0 Jahren auf die autoritären und
diktatorischen Regime s im Nahen/Mittleren O sten
und Nordafrika ge setzt. Weil sie uns verlässlich billi-
ges Öl liefer(te) n o der unserer Wirtschaft wie im Fal-
le des libyschen Ghadhafi-Regimes millardenschwe-
re Aufträge b escheren und die lästigen Flüchtlinge
au s Afrika vom Hals hielten. Und weil die se Regimes
uns als einzig verlässlicher Garant galten gegen die
vermeintliche Gefahr einer islamistischen Macht-
üb ernahme in diesen Ländern .

Ein wichtige s Mittel zur Unterstützung die ser
Regimes war − und ist bis auf Libyen unverändert −
die Lieferung von Kriegswaffen und anderen Rüs-
tungsgütern sowie von Waffen und Folterinstru-
menten, mit denen Polizei, Geheimdienste und in-
terne Sicherheitsorgane die Oppo sition unterdrü-
cken . Die Lieferung erfolgte , obwohl zuminde st der
Nahe und Mittlere O sten seit Ende der 1 9 4 0 er Jahre

wehr. Die gegenwärtige Struktur der Bundeswehr
als Wehrpflichtigenarmee hat b ereits mit knapp
üb er 7. 0 0 0 Soldaten, die im Au sland eingesetzt sind
(Stand Januar 2 0 1 1 ) , ihre Kap azitäts- und Leistungs-
grenzen erreicht. Mit einer B erufs- bzw. Freiwilli-
genarmee soll die Zahl der Soldaten, die außerhalb
der Grenzen der Bundesrepublik einge setzt werden
können, wesentlich erhöht werden .

D o ch der Wegfall der Wehrpflicht hat no ch ei-
nen weiteren entscheidenden Vorteil . Die Ausset-
zung der Wehr-Pflicht entlastet sowohl Politiker und
Militärs als auch die gesamte Ge sellschaft in einem
wesentlichen Punkt von der Verantwortung, die ei-
ne Armee im Krieg mit sich bringt. E s ist die unter-
stellte Freiwilligkeit j edes einzelnen Individuums ,
der selb stb estimmte Einsatz ohne staatlichen
Zwang, der das Wissen um die Gefahren und Risiken
für das eigene Leb en impliziert der diese entlasten-
de Funktion b ewirkt. Wer sich eigenständig und frei
für etwas entscheidet ist auch in hohem Maße für die
Konsequenzen, die ihn erwarten können, selb st ver-
antwortlich . D as neue Ordenssystem der Bundes-
wehr wird den neuen Einsatzrealitäten der Bundes-
wehr angep asst. E s b edeutet eine schleichende Mili-

tarisierung und korrespondiert eb enso deutlich mit
einer Neu au srichtung der Bundeswehr im Hinblick
auf eine zunehmende Militarisierung deutscher Au-
ßenpolitik.

Die Strukturkommission empfiehlt einen
»grundsätzlichen gesellschaftlichen Diskurs üb er
die Bundeswehr, ihren Auftrag und ihre Einsätze zu
führen. D azu gehört auch eine von B eginn an trans-
p arente Diskussion üb er Entscheidungen zum Ein-
satz b ewaffneter deutscher Streitkräfte . «

9)

Die Bundeswehr − so ist zu b efürchten − ist auf
dem Weg zu einer Kriegsführungsarmee auch und
gerade weil eine offene , ge samtgesellschaftliche
Diskussion üb er Kriterien für militärische Einsätze
der Bundeswehr nicht geführt wird .

Manfred Pappenberger ist Dipl. -Pädagoge und Do-

zen tfürpolitische Bildung an der Zivildienstsch ule

Bad Staffelstein. In dem Beitrag vertritt er a us-

schließlich seine persö nliche Meinung.
9) Vgl . Strukturkommission der Bunde swehr: Vom Einsatz her den-

ken − Konzentration, Flexibilität, Effizienz (Weise-B ericht) , S . 2 8



E s ist d as große Verdienst der b eiden Preisträger
− Ohne Rü stung Leb en und die Fachgruppe Rü s-
tungsexport der Gemeinsamen Konferenz Kirche
und Entwicklung − , d ass sie seit ihrer Gründung
1 978 bzw. 1 9 97 b eharrlich dazu b eitragen, d ass die-
ser Skand al zumindest nicht völlig verge ssen wird .

In den 1 970 er und 1 9 8 0 er Jahren war das kriti-
sche B ewu sstsein üb er die sen Skand al noch relativ
weit verbreitet. Für Friedensorganisationen und die
damals so genannten Dritte-Welt-Initiativen war der
Kampf gegen die Au sfuhr von Instrumenten zur
Kriegsführung und zur innerstaatlichen Unterdrü-
ckung eine der wichtigsten gemeinsamen Anstren-
gungen. D amals entstand die erste ökumenische
Kampagne evangelischer und katholischer B asis-
gruppen wie Ohne Rü stung Leb en und Pax Christi
gegen Rü stungsexporte . In der Folge po sitionierten
sich die b eiden großen Kirchen auch auf Leitungs-
eb ene deutlich gegen den moralischen Skand al des
Exportsgeschäfts mit dem Tod . D er öffentliche
Druck führte schließlich dazu , d ass die von 1 976 bis
1 9 8 2 regierende Ko alitionsregierung unter Bunde s-
kanzler Schmidt zumindest den Export von Rü s-
tungsgütern in Sp annungsgebiete durch neue Richt-
linien erschwerte . Allerdings nur auf dem Papier.
D enn auch in den 1 9 8 0 er Jahren ging der Export
nicht zurück. In diesem Jahrzehnt erfolgte der ganz
b e sonders verbrecherische Export von Produkti-
onsanlagen, Grundsub stanzen und Know-how zur
Herstellung von Chemiewaffen an d as Regime von
S addam Hu ssein − damals unser wichtigster Verbün-
deter und Öllieferant im Nahen O sten .

Nach Ende des Kalten Kriege s verringerte sich
im Zuge der so genannten »Normalisierung« der
deutschen Außen- und Sicherheitspolitik auch das
Problemb ewu sstsein üb er den Skandal der Rü s-
tungsexporte . Nach dem zeitweisen Rückgang der
weltweiten Ausgab en für Rüstung und Militär zogen
die se ab 1 9 9 6 wieder deutlich an und damit auch die
Nachfrage nach und der Verkauf von deutschen Rü s-
tungsgütern. Die unter der rot-grünen Bunde sregie-
rung eingeführten Menschenrechtskriterien für die
B eurteilung potenzieller Empfängerländer konnten
die se Entwicklung nicht bremsen. D enn in der Pra-
xis wurden die se Kriterien kaum angewendet, wie
wir d ank der Recherchen der GKKE wissen können .

Zwischen 2 0 0 5 und 2 0 09 sind die deutschen Rü-
stungsausfuhren um 1 0 0 Prozent ge stiegen im Ver-
gleich zum Zeitraum zwischen 2 0 0 0 und 2 0 0 4 − von
einen Anteil von sechs Prozent auf üb er 1 1 Prozent
des weltweiten Rü stungshandels . B ereits seit 2 0 0 6
liegt D eutschland hinter den USA und Ru ssland auf
dem dritten Platz der größten Rü stungsexporteure
− mit stetig wachsendem Ab stand zu den b eiden eu-
rop äischen Hauptkonkurrenten Frankreich und
Großbritannien . Eine weitere Steigerung der Rü s-
tungsexporte ist zu b efürchten . Die Lobby der deut-
schen Rü stungskonzerne in B erlin drängt ange-
sichts sinkender B innennachfrage massiv auf eine
Erleichterung der Au sfuhrb e stimmungen. Und die

Bundesregierung hat b ereits angekündigt, die Ge-
nehmigungspraxis für Rü stungsgüter EU-weit »har-
monisieren, bürokratische Hemmnisse abb auen
und Verfahren b e schleunigen« zu wollen.

In einigen Waffenkategorien sind deutsche Her-
steller heute weltweit führend o der gehören zumin-
dest zur Spitzengruppe der Exporteure . Vor allem U-
B oote au s D eutschland sind sehr b egehrt, stellte
B ernhard Moltmann b ei der Vorstellung des vorletz-
ten GKKE-B erichts im D ezemb er 2 0 0 9 fest. Von den
3 6 Staaten, die weltweit üb er nicht-nukleare U-B oo-
te verfügen, hab e mehr als die Hälfte U-B oote deut-
scher Herkunft im Einsatz . D arunter sind die drei an
Israel gelieferten U-B oote , die möglicherweise dem-
nächst in einem Krieg gegen Iran zum Einsatz kom-
men könnten . Moltmann b eklagte , dass die öffentli-
che Kritik am U-B oot-Ge schäft mit Pakistan sowie an
der staatlichen Hermes-Au sfallbürgschaft für diese
Lieferung keine Wirkung gezeigt hab e . Die Kieler
Werft HDW ist bis 2 0 1 7 au sgebucht. Interesse an de-
ren U-B oot vom Typ 2 14 hab en unter anderem die
Türkei, Pakistan, Israel, Südkorea, Indien und die
Vereinigten Arabischen Emirate b ekundet.

Ein weiterer »Verkaufs-Schlager« ist das U-B o ot
U-2 6 von den Rhein-Stahl-Nord seewerken in Em-
den . Im Ausland sehr b egehrt sind zudem Kriegs-
schiffe au s deutscher Pro duktion . Neb en deutschen
U-B o oten und Fregatten zählt der Leop ard-Panzer
von Krau ss-Maffei zu den internationalen »Verkaufs-
Schlagern« . Auch die Exportge schäfte der Rüstungs-
unternehmen von Rheinmetall, von EAD S (D aimler)
o der ThyssenKrupp b o omten trotz Weltwirtschafts-
krise . Die G-3- und G-3 6-Gewehre von Heckler &
Ko ch sind nach der ru ssischen AK-47 − der Kalasch-
nikow − die weltweit meistb egehrten und -verkauf-
ten Kleinwaffen und in zahlreichen Bürgerkriegen
und innerstaatlichen Gewaltkonflikten im Einsatz;
auch in Libyen, wo in den letzten Tagen sogar Mit-
glieder des Ghadhafi-Clans öffentlich mit die sen
deutschen Gewehren po siert hab en. Die G-3-/G-
3 6-Gewehre au s der Waffenschmiede in Ob erndorf
gehören d amit zu den weltweit erfolgreichsten
Mordinstrumenten seit Ende des Zweiten Weltkrie-
ges . D er Tod ist ein Meister au s D eutschland − die ser
S atz au s der To desfuge von Paul Celan üb er die Er-
mordung der Juden im Dritten Reich ist auf neue
Weise längst wieder zur traurigen Realität gewor-
den .

Die To d und Zerstörung bringenden Exporte
au s D eutschland werden von der Bundesregierung
nicht nur durch lasche Genehmigungspraxis er-
leichtert, sondern darüb er hinau s durch Herme s-
Au sfallbürgschaften aktiv gefördert. Heftig kritisiert
die GKKE in ihrem jüngsten B ericht den Anstieg die-
ser Bürgschaften von 2 1 Millionen Euro im Jahre
2 0 0 8 auf 1 , 9 2 Milliarden Euro im Jahr 2 0 0 9 . Mit die-
sen Au sfallbürgschaften werde d as Ge schäftsrisiko
der Rüstung exportierenden Firmen zu Lasten der
Steuerzahler reduziert. D as komme einer indirekten
Subvention von Rüstungsexporten gleich .
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D arüb er hinau s b emüht sich die Bundesregie-
rung b ei internationalen Verhandlungen üb er Rü-
stungskotrolle und Abrü stung, die Intere ssen deut-
scher Hersteller an fortge setzten Exportge schäften
zu sichern . Au sgerechnet b ei den Verhandlungen
zum Verb ot von Streumunition sowie von Minen −
also j enen Waffen, die auch in Nachkriegssitu atio-
nen no ch fürchterliche Folgen für Zivilisten hab en −
setzte die Bundesregierung im Auftrag der deut-
schen Rü stungsindu strie Au snahmeregeln und die
Verwässerung von B estimmungen durch . So kann
etwa der Nürnb erger Rü stungskonzern Diehl auch
künftig Streumunition produzieren und weltweit
exportieren, weil seine jüngste , für Zivilisten angeb-
lich nicht mehr gefährliche Streub omb enentwick-
lung d ank der B emühungen der Bundesregierung
wegen ihrer technischen Spezifikationen nicht un-
ter die Streumunitions-D efinition des internationa-
len Verb otsabkommen fällt. Eine Regelung, die es
dem Diehl-Konzern erlaubt, kritische Journalisten
durch Klagen mundtot zu machen.

B ei keiner anderen Au sfuhr von Gütern ist die
Transp arenz so mangelhaft wie b ei der Rü stung . Die
Entscheidungen fallen auf der Exekutiv- eb ene , oft-
mals im geheim tagenden Bundessicherheitsrat. Ei-
ne p arlamentarische Kontrolle oder gar Mitb estim-
mung findet so gut wie nicht statt. Die Rü stungsex-
portb erichte der Bundesregierung sind in vieler
Hinsicht mangelhaft und wurden zudem bislang mit
Versp ätungen von bis zu einem Jahr vorgelegt.

D as macht den seit 1 9 97 j eweils zum Jahresende
veröffentlichten B ericht der Fachgruppe Rü stungs-
exporte der GKKE unter Vorsitz von B ernhard Molt-
mann umso wichtiger. Mit seinen sorgfältigen Re-
cherchen und fundierten B ewertungen ist der GK-
KE-B ericht für Politiker und Journalisten und den
Teil der kritischen Öffentlichkeit, die sich üb er-
haupt noch für d as Thema Rü stungsexporte interes-
sieren, längst zur wichtigsten Quelle und Arb eits-
grundlage geworden .

D ass die wichtigen Inhalte der GKKE-B erichte
möglichst breite Aufmerksamkeit finden auch an
der B asis von Kirchengemeinden und örtlichen
Friedensinitiativen, d afür sorgt ganz wesentlich die
Ökumenische Initiative Ohne Rüstung Leb en − un-
ter anderem mit ihrem regelmäßig erscheinenden
Rundbrief. Für ORL gehört das Engagement gegen
Rü stungsexporte seit der Gründung im Jahre 1 978
zu den Kernanliegen . Seit Ende der 1 970 er Jahre war
ORL an allen gemeinsamen Kamp agnen der christli-
chen wie der weltlichen Friedensb ewegung gegen
Rü stungsexporte aktiv b eteiligt. D erzeit liegt der
Schwerpunkt der ORL-Arb eit auf Kleinwaffen . In
diesem Jahr will ORL eine Kamp agne starten für ei-
ne Gesetzesinitiative mit der Forderung nach einem
grundsätzlichen Exportverb ot für Kriegswaffen
und Rüstungsgüter. Zudem engagiert sich ORL in
der Initiative »Entrü stet D aimler« und ko ordiniert
seit 1 9 9 1 die Kritischen Aktionäre b eim größten
deutschen Rü stungskonzern . D arüb er hinau s strei-

tet ORL für eine atomwaffenfreie Welt und den Ab-
zug der no ch verblieb enen atomaren Massenver-
nichtungsmittel aus D eutschland . Schließlich enga-
giert sich ORL gegen die zunehmende Tendenz ,
Kriege und den Einsatz deutscher Sold aten zur Si-
cherung der Rohstoffversorgung und von Handels-
wegen sowie von anderen wirtschaftlichen und geo-
strategischen Interessen zu rechtfertigen .

Ab er das Engagement von Ohne Rü stung Leb en
b eschränkt sich nicht auf die Ablehnung von Rüs-
tungsexporten, Rü stungspro duktion und von Atom-
waffen . Impuls für die Gründung von ORL war ein
Appell der Konferenz des Ökumenischen Rates der
Kirchen 1 975 in Nairobi : »Die Kirche sollte ihre B e-
reitschaft b etonen, ohne den Schutz von Waffen zu
leb en und b edeutsame Initiativen zu ergreifen, um
auf eine wirksame Abrü stung zu drängen . «

In Wahrnehmung diese s Auftrages hält ORL an
der konkreten Vision einer gewaltfreien Welt fe st
und engagiert sich für die Prävention und die Lö-
sung von Konflikten mit au sschließlich zivilen,
nichtmilitärischen Instrumenten − und für eine Stär-
kung die ser Instrumente auf allen Eb enen von Poli-
tik und Gesellschaft. Aktueller Au sdruck dieses En-
gagements ist die Aktion » Schulfrei für die Bundes-
wehr« , die ORL gemeinsam mit anderen Friedensor-
ganisationen ge startet hat. Gefordert wird die Rück-
nahme der so genannten »Kooperationsabkommen«
zwischen der Bundeswehr und den Schulministeri-
en von bislang acht Bundesländern . Die von ORL
mitinitiierte Aktion » Schulfrei für die Bundeswehr«
fordert den Verzicht auf Werbung der Bundeswehr
in Schulen und b ei Lehrerfortbildungen sowie die
Einführung von Friedenserziehung für Kinder und

Jugendliche .
Für die friedensethische D isku ssion innerhalb

der Evangelischen Kirche in D eutschland (EKD)
war ORL mit seiner grund sätzlichen p azifistischen
Po sition immer eine b esonders wichtige Stimme . In
der Friedensdenkschrift der EKD von 1 9 8 1 wurde
die Po sition von Ohne Rü stung Leb en no ch als »eine
höchst reale Möglichkeit und Chance der Friedens-
politik« gewürdigt. In der letzten Friedensdenk-
schrift vom Septemb er 2 0 07 ist d avon allerdings lei-
der keine Rede mehr. Nicht zuletzt deshalb hoffe ich,
dass der Göttinger Friedenspreis für Paul Ru ssmann
und seine MitstreiterInnen von ORL eine Ermuti-
gung ist, an ihrer konkreten Vision von einer gewalt-
freien Welt festzuhalten .

A ndreas Zumach ist Mitglied der DFG- VK und Kor-

respo ndent der » taz« bei den Verein ten Na tio nen in

Genf. Der h ier für die Veröffen tlich ung leich t

gekürzte Text ist das Manuskript seiner La uda tio

a uf die beiden diesjährigen Preisträger des Gö ttin-

ger Friedenspreises, der am 5. März in der Alten A u-

la der Un iversitä t Gö ttingen an Oh ne Rüstung Le-

ben und an die Fachgruppe Rüstungsexporte der

Gemeinsamen Ko nferenz Kirche und En twicklung

verliehen wurde.
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1. Die Historisierung

der »Vergangenheitsbewältigung«

Im Titel meines Vortrages wird die B ehauptung auf-
gestellt, die so genannte Vergangenheitsb ewälti-
gung sei »ge stern« gewesen, sie sei also üb erholt,
nicht mehr up to d ate . D as ist in der Tat auch ge-
meint, allerdings nicht in dem Sinne , d ass die B e-
schäftigung mit der »braunen« Vergangenheit nun
üb erflü ssig geworden wäre . Vielmehr soll zum Au s-
druck gebracht werden, dass sie längst neue Formen
angenommen hat, die sich mit der Vorstellung von
»B ewältigung« nicht mehr in Einklang bringen las-
sen.

Die The se von der Historisierung der Vergan-
genheitsb ewältigung lässt sich auch an ge schichts-
politisch relevanten Inhalten festmachen : So ist die
Politik der materiellen »Wiedergutmachung« und
Entschädigung eb enso weitgehend abgeschlo ssen
wie die strafrechtliche Verfolgung der Täter. Alle s in
allem erfolgreich b eendet wurde auch die Rehabili-
tierung und Entschädigung der Opfer, eingeschlo s-
sen die Opfer der NS-Ju stiz .

Wenn etwas zum Ab schlu ss gekommen ist, tre-
ten nicht selten die Historiker auf den Plan, um eine
Bilanz zu ziehen. Anders herum gesagt: Wenn eine
historische B ilanz gezogen wird , kann die s gewöhn-
lich als ein Indiz d afür gelten, d ass die j eweilige S a-
che , um die e s geht, der Vergangenheit angehört.
Tatsächlich gibt e s auch zu unserem Thema umfang-
reiche B ilanzen . Hervorheb en möchte ich insb eson-
dere den B efund , dass der B egriff Vergangenheits-
b ewältigung b ereits lexikonwürdig geworden ist.
Im Jahre 2 0 07 erschienen gleich zwei dickleibige
Wörterbücher, die sich mit nichts anderem als der
öffentlichen Kommunikation üb er die NS-Vergan-
genheit in D eutschland zwischen 1 9 45 und heute
b efassen .

Eine s der erwähnten Lexika heißt »Wörterbuch
der Vergangenheitsb ewältigung« und hat den Unter-
titel »Die NS-Vergangenheit im öffentlichen Sprach-
gebrauch« . D as Werk umfasst nahezu 8 0 0 Drucksei-
ten und wurde von den Sprachwissenschaftlern
Thorsten Eitz und Georg Stötzel verfasst.

1 )

D as Lexi-
kon b eschreibt, in welcher Weise im öffentlichen
Sprachgebrauch der letzten 60 Jahre auf Ereignisse
zwischen 1 9 3 3 und 1 9 45 B ezug genommen wurde .
D as Werk ist insoweit eine Fundgrub e für unser The-
ma, als e s eine Vielzahl einschlägiger Zitate doku-
mentiert und auf die se Weise die unterschiedlichen

1 ) Thorsten Eitz/Georg Stötzel : Wörterbuch der »Vergangenheitsb e-
wältigung« . D ie NS-Vergangenheit im öffentlichen Sprachge-
brauch . Hilde sheim 2 0 07, Eintrag »Vergangenheitsb ewältigung«
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er sich mit der Frage b efassen möchte , wie
intensiv sich die Ge sellschaft unsere s Lan-

des mit der nationalsozialistischen Vergangenheit
au seinander gesetzt hat, der wird eine üb erraschen-
de Feststellung machen : D as Thema ist ungemein
vielseitig, und die Literatur üb er die deutsche Ver-
gangenheitsb ewältigung kann schon heute von ei-
nem Einzelnen kaum mehr üb erblickt werden . Die
NS-Vergangenheit und die Au seinandersetzung mit
ihr ist nicht nur ein Thema für den Ge schichtsunter-
richt an unseren Schulen, an Akademien und Univer-
sitäten, sondern auch ein fe ster Programmteil der
Medien, insb esondere des Fernsehens , und er ist zu-
gleich ein Feld der praktischen Politik. E s handelt
sich übrigens um ein b esonders heikles Feld der Po-
litik, auf dem leicht ins Straucheln geraten kann, wer
sich b eispielsweise unüb erlegt schiefer NS-Verglei-
che b edient. Eb enso wie von der Außenpolitik o der
Kulturpolitik sprechen wir heute auch von der Ge-
schichtspolitik und meinen d amit primär die offizi-
elle Gedenkkultur. D en B egriff Erinnerungskultur
b enutzen wir, wenn wir die B e schäftigung der Ge-
sellschaft mit der NS-Zeit ansprechen wollen. D as
Gurs-Proj ekt* der Katholischen Akademie ist zu ver-
orten als eine − Generationen üb ergreifende − Akti-
vität im Rahmen der deutschen Erinnerungskultur.

Wolfram Wette

Vergangenheitsbewältigung war gestern
Erinnerungskultur vor neuen Herausforderungen

1 . D ie Historisierung der »Vergangenheitsb ewältigung«
I . Die Phase des Beschweigens ( 1945 bis 1965)
2 . »Vergangenheitsb ewältigung«

o der »Unb ewältigte Vergangenheit« ?
3 . Vergangenheitsb ewältigung als politische Aufgab e
4 . B eschweigen und Verdrängen :

Die »zweite Schuld« der D eutschen
II . Die Phase der Aufarbeitung ( 1965-199 5)
5 . Auschwitz-Proze ss und 68er-B ewegung :

Anstöße zur Aufarb eitung
6 . D ie B edeutung der Filb inger-Affäre 1 978
7. B ewältigen kann man nicht :

Die Weizsäcker-Rede vom 8 . Mai 1 9 8 5
8 . D er Historikerstreit von 1 9 8 6

und die Holo cau st-Forschung
9 . Kämpfe um das B ild der Wehrmacht ( 1 9 9 5 -2 0 0 4)
III . Die Phase der aktiven Erinnerungskultur

(199 5 bis heute)
1 0 . Von der Vergangenheitsb ewältigung

zur Erinnerungskultur
1 1 . Zeitzeugen und authentische Gedenkorte
1 2 . Privilegierung und Internationalisierung

de s Holo cau st-Gedenkens
1 3 . Die Opferperspektive

und das Verschwinden der Täter
14 . Was wird au s der historischen Lehre

»Nie wieder Krieg ! « ?
1 5 . D ie Sehnsucht nach dem Vergessen
1 6 . D er Nationalsozialismu s als Negativgeschichte

und das Erinnern des Guten
1 7. D ie Herau sforderung bleibt

* D as » C amp de Gurs« war das größte franzö sische Internierungslager
der Nazi-Zeit in den Pyrenäen, in das 5 . 60 0 Juden au s B aden ver-
schleppt wurden .



Interpretationen deutlich macht, die zu dem j eweili-
gen Teilthema vertreten wurden .

D as andere Werk trägt den Titel »Lexikon der
>Vergangenheitsb ewältigung <in D eutschland . D eb at-

ten- und Diskursgeschichte des Nationalsozialismu s
nach 1 945 « .

2)

E s wurde herau sgegeb en von Torb en
Fischer und Matthias N . Lorenz, enthält 1 70 B eiträge
verschiedener Autoren und ist chronologisch aufge-
b aut, was ein historisches Herangehen erleichtert.
Von den Stichworten »Au schwitzprozess« bis
»Zwangsarb eiterentschädigung« sind in diesem Le-
xikon alle geschichtspolitisch relevanten Ereignisse
und Kontroversen der Jahre 1 9 45 bis 2 0 0 5 aufgelis-
tet, b eschrieb en und kommentiert.

Die se Lexika sind nicht nur ein Indiz d afür, dass
die so genannte Vergangenheitsb ewältigung inzwi-
schen Geschichte geworden ist. Sie reflektieren zu-
gleich den Stand der wissenschaftlichen und litera-
rischen Au seinandersetzung der D eutschen mit der
Geschichte der Nazi-Zeit. Tatsächlich sind nämlich
üb er die ses Thema b ald eb enso viele Bücher ge-
schrieb en worden wie üb er die Nazi-Zeit selb st. Al-
leine in den fünfJahren zwischen 2 0 0 2 und 2 0 07 er-
schienen in D eutschland mehr als 3 0 0 Titel üb er Er-
innerungskultur. D amit ist die Ge schichte der »Ver-
gangenheitsb ewältigung« in D eutschland zu einem
eigenständigen Thema der zeitgeschichtlichen For-
schung geworden.

In meinem Vortrag unternehme ich den Ver-
such, die B eschäftigung mit der NS-Vergangenheit
in unserem Lande in der Zeit von 1 9 45 bis heute ins-
gesamt in den Blick zu nehmen und d ab ei drei Pha-
sen zu unterscheiden:
1 . Die Phase de s B eschweigens ( 1 9 45 bis 1 9 65 ) ,
2 . die Phase der Aufarb eitung ( 1 9 6 5 bis 1 9 9 5 ) und
3 . die Phase der aktiven Erinnerungskultur ( 1 9 9 5 bis
heute) .
Ob die se Unterteilung b egründet und plau sib el ist,
mögen Sie dann am Ende selb st entscheiden .

I . Die Phase des Beschweigens
( 1945 bis 1965)

2. » Vergangenheitsbewältigung«

oder » unbewältigte Vergangenheit«?

D amit komme ich zur ersten Phase , zur Phase des B e-
schweigens . Ich möchte b eginnen mit dem Hinweis ,
dass »Vergangenheitsb ewältigung« ein deutsches
Wort ist, d as sich in andere Sprachen nur schwer
üb ersetzen lässt. D as Wort b ezieht sich nicht auf ei-
ne b eliebige Phase deutscher Vergangenheit, son-
dern auf einen schmalen Ausschnitt derselb en, näm-
lich auf die Zeit des Nationalsozialismus − also auf
die Diktatur, den von D eutschland entfesselten

Zweiten Weltkrieg und die Erob erung der meisten
europ äischen Länder, die Ermordung der europ ä-
ischen Juden sowie der Sinti und Roma und von Mil-
lionen slawischer Zivilisten.

D er B egriff Vergangenheitsb ewältigung ist seit
den frühen 1 9 5 0 er Jahren ein fester B estandteil der
deutschen Sprache . Wie sich in der praktischen An-
wendung erweisen sollte , handelt es sich allerdings
keine swegs um einen klaren, konkreten und unmiss-
verständlichen B egriff, sondern um ein schillerndes
Wort, d as mit sehr unterschiedlichen Inhalten ge-
füllt werden konnte und tatsächlich auch gefüllt
worden ist.

3 )

In We stdeutschland und nicht anders
in O stdeutschland war mit Vergangenheitsb ewälti-
gung zunächst einmal die politische und moralische
Distanzierung vom NS-System gemeint.

4)

Die DDR
suchte den Neu anfang unter dem Vorzeichen des
Antifaschismus , was in der Praxis zu einem weitge-
henden Verzicht auf eine selb stkritische Au seinan-
dersetzung mit der NS-Vergangenheit führte .

3. Vergangenheitsbewältigung

als politische A ufgabe

In der Politik Westdeutschland s nahm die Vergan-
genheitsb ewältigung in der folgenden Weise kon-
krete Ge stalt an :
� Die alliierten Westmächte erstrebten, erstens , die
Entnazifizierung der Ge sellschaft, b esonders die
Entfernung des Führungspersonals der NSDAP au s
dem politischen und gesellschaftlichen Leb en und
die Einsetzung von demokratisch einge stelltem Per-
sonal, also um einen Elitentausch .
� Zweitens b ereiteten die demokratischen Politiker
in den westlichen B esatzungszonen eine völlige
Neugestaltung des verfassungsrechtlichen Fund a-
ments der zweiten deutschen D emokratie vor. Dies
geschah im Geiste de s »Nie wieder ! « − also »Nie wie-
der Diktatur, nie wieder Krieg und nie wieder Fa-
schismu s ! « . D er nationalsozialistische Unrechtsstaat
diente dab ei als Negativfolie . D as heißt: E s ging um
den Verzicht auf einen neuerlichen Nationalismu s
und Militarismu s , um die Abkehr vom Rassismu s
und von der Diktatur, und schließlich um die verfas-
sungsrechtliche Garantie grundlegender Men-
schenrechte .
� Drittens gehörten zu den frühen Formen der Ver-
gangenheitsb ewältigung auch retardierende Ent-
wicklungen . Als b esonders folgenreich ist hier die
Wiedereingliederung einer großen Zahl von B eam-
ten und Soldaten in den neuen demokratischen
Staat zu nennen, die Hitler treu gedient hatten .
� Ein viertes Segment der alliierten und sp äter dann
auch der bundesdeutschen Vergangenheitsb ewälti-
gung war die strafrechtliche Verfolgung von NS-Tä-
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2 ) Torb en Fischer/M atthias N . Lorenz (Hrsg .) : Lexikon der »Vergan-
genheitsb ewältigung« in D eutschland . D eb atten- und Diskursge-
schichte de s Nationalsozialismus nach 1 9 45 . B ielefeld 2 0 07. Siehe
dazu die Rezension von Helmut König in: H-Soz-u-Kult,
2 0 . 1 0 . 2 0 0 8 , <http ://hsozkult. geschichte .hu-b erlin. de/rezensio-
nen/2 0 0 8-4-0 5 9 >

3) Vgl . dazu Eitz/Stötzel, Wörterbuch (wie Anm . 1 ) , S . 60 1 -62 5

4) Auf p o sitive Elemente der Vergangenheitsb ewältigung hebt der
ru ssische Historiker Alexander B oro snj ak ab : Erinnerung für
morgen: D eutschlands Umgang mit der NS-Vergangenheit au s der
Sicht eine s russischen Historikers . Gleichen, Zürich 2 0 0 6 , S . 7 f.



tern .
5 )

Sie fand zunächst vor den Tribunalen der Sie-
germächte statt, lag d ann fast ein Jahrzehnt brach
und wurde Ende der 1 9 5 0 er Jahre von deutschen
Gerichten zögerlich fortge setzt. Aufsehen erregten
insb e sondere der Ulmer Einsatzgruppenprozess
von 1 9 5 8 und der große Au schwitz-Prozess von
1 9 6 3- 1 9 6 5 . Verurteilt wurden allerdings nicht die
einflu ssreichen Schreibtischtäter, also das Füh-
rungspersonal des Reichssicherheitshauptamts ,
sondern in der Regel kleine Leute , die in den Kon-
zentrations- und Vernichtungslagern gemordet hat-
ten.
� Fünftens : Mit der zögerlichen strafrechtlichen
Verfolgung von NS-Tätern gingen langj ährige B e-
strebungen von NS-nahen Juristennetzwerken und
konservativen Politikern einher, zu einer Amnestie-
rung oder Verj ährung nationalsozialistischer Ge-
waltverbrechen zu gelangen .

6)

Eine Mehrheit im
D eutschen Bundestag wu sste immerhin zu verhin-
dern, d ass die Verj ährung von Mord aufgehob en
wurde . Nicht verhindern konnte sie , d ass amnestie-
willige Bürokraten au s dem Bunde sju stizministeri-
um d as Parlament mit raffiniert formulierten Geset-
ze svorlagen dahin brachten, Mord erst zur B eihilfe
und später sogar zur Ordnungswidrigkeit herabzu-
stufen.

7)

� Sechstens gehörte zur Politik der Vergangenheits-
b ewältigung in der frühen Nachkriegszeit die Ent-
schädigung von Opfer des Nationalsozialismus (Ju-
den, Kriegswitwen, Flüchtlingen und Vertrieb enen
au s dem O sten, NS-Verfolgten, Widerstand skämp-
fern) und die so genannte »Wiedergutma-
chungs«-Politik gegenüb er dem Staat Israel, die von
Kanzler Adenauer als eine »moralische Pflicht« ange-
sehen wurde .

8)

Hier mu ss allerdings erwähnt wer-
den, dass Millionen von Zwangsarb eitern, eb enso
die Sinti und Roma, Homo sexuelle und Zwangssteri-
lisierte sowie die Opfer der NS-Ju stiz von der Wie-
dergutmachung zunächst ausgenommen waren.
Zur Entschädigung von Zwangsarb eitern rangen
sich Indu strie und Bundesregierung erst mehr als
ein halb es Jahrhundert nach Kriegsende unter inter-
nationalem Druck durch . D as » Gesetz zur Entschädi-
gung ehemaliger Zwangsarb eiter im Dritten Reich«
wurde schließlich im Jahre 2 0 0 0 vom D eutschen
Bundestag verab schiedet.

9)

� Siebtens schließlich wurde unter dem B egriff Ver-
gangenheitsb ewältigung die geistige und gesell-

schaftspolitische Au seinandersetzung mit der NS-
Zeit verstanden, auch mit den Ursachen de s Natio-
nalsozialismu s und mit der Schuldfrage .

1 0)

Sie dauert
bis zum heutigen Tage an .

Die geschilderten Maßnahmen verfolgten alle-
samt das Ziel, mit der b elastenden NS-Vergangenheit
irgendwie fertig zu werden, moralisch wie materi-
ell : So wie man ein Arb eitspensum erledigt, eine Au-
tob ahnstrecke zurücklegt, eine Hürde nimmt o der
eine B ergb e steigung erfolgreich b eendet. Ist die Ar-
b eit fertig, die Strecke zurückgelegt, die Hürde ge-
nommen und der B erg b e stiegen, d ann, so glaubte
man, sei die j eweilige Herausforderung b estanden,
b ewältigt. D as war die Vorstellung, die viele D eut-
sche in den ersten Jahrzehnten nach dem Kriege mit
dem B egriff der Vergangenheitsb ewältigung ver-
knüpften.

4. Besch weigen und Verdrängen:

Die »zweite Sch uld« der Deutschen

E s ist interessant, zu b eob achten, dass in j ener Zeit
häufiger von der »unb ewältigten Vergangenheit« ge-
sprochen wurde als von der Vergangenheitsb ewälti-
gung . Dieser Umstand weist darauf hin, dass die Zeit-
geno ssen der 1 9 5 0er Jahre durchaus ein Gefühl da-
für hatten, dass ihr Umgang mit der NS-Vergangen-
heit letztlich nicht b efriedigen konnte , weil üb er die
Vergangenheit mehr geschwiegen als gespro chen
wurde und weil b ei den Tätern und Mitläufern häu-
fig j ede s Unrechtsb ewu sstsein fehlte .

D as von den Siegermächten auf den Weg ge-
brachte Proj ekt der Entnazifizierung de s deutschen
Volke s sowie der »reeducation« , also einer Erzie-
hung zur D emokratie , stieß schon b ald an die Gren-
zen de s Machb aren . D enn die D eutschen hatten sich
j a nicht selb st b efreit und b etrachteten die politi-
sche S äub erung nicht als ihr eigenes Proj ekt. Die B e-
strafung der Hauptkriegsverbrecher durch die in-
ternationalen Militärtribunale wurde im Grunde ge-
nommen nur von einer Minderheit der D eutschen
als gerecht und notwendig anerkannt. Die Mehrheit
sprach von » Siegerju stiz« und von »Kriegsverurteil-
ten« und mahnte ihre Amnestierung an.

1 1 )

In den
1 9 5 0er Jahren gab es b ei den D eutschen, die no ch
stark von nationalsozialistischen D enkmu stern ge-
prägt waren, so etwas wie »eine allgemeine Exkulp a-
tionssolidarität« .

1 2 )

D em zweiten D eutschen Bunde stag, der 1 9 5 3 ge-
wählt wurde , gehörten 1 2 9 ehemalige NSDAP-Mit-
glieder an. Wenn man das weiß, verwundert e s ei-
nen nicht, dass die politischen Parteien d amals b e-
strebt waren, den in der Kriegsgeneration verbreite-

26

5 ) Andreas Eichmüller: D ie Strafverfolgung von NS-Verb rechen
durch we stdeutsche Justizb ehörden seit 1 9 45 . Eine Zahlenbilanz .
In : Viertelj ahrshefte für Zeitgeschichte 2 6 (2 0 0 8) , S . 62 1 -6 4 0

6) Siehe Stichwort »Amne sien« in: Fischer/Lorenz, Lexikon (wie
Anm . 2 ) , 9 2 -9 4 , und Stichwort »Verj ährungsdeb atten« , eb da. , S .
1 9 9 ff.

7) Vgl . im Einzelnen Ulrich Herb ert : B est. B iographische Studien
üb er Radikalismu s, Weltanschauung und Vernunft, 1 9 0 3- 1 9 89 .
B onn 3 . Aufl . 1 9 9 6 . Zusammenfassend Wolfram Wette : D er KZ-
Kommandant Schwammb erger und die deutsche Justiz . In: Almut
Greiser, D er Kommand ant. Ein NS-Täter in der Erinnerung von
Üb erlegenden . B erlin 2 0 1 1

8) Siehe Fischer/Lorenz (wie Anm . 2 ) , Stichwort »Wiedergutma-
chungs- und Entschädigungsge setze« , S . 5 8-60

9) Siehe das Stichwort »Zwangsarb eiter-Entschädigung« in: Fi-
scher/Lorenz , Lexikon (wie Anm . 2 ) , S . 3 2 3-3 2 5
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1 0) Siehe die Ab schnitte »Erste Reflexionen« und » Schuld- und Un-
schulddeb atten« in : Fischer/Lorenz, Lexikon (wie Anm . 2 ) , S .
3 0-5 7

1 1 ) Vgl . dazu Norb ert Frei : Vergangenheitspolitik. D ie Anfänge der
Bunde srepublik und die NS-Vergangenheit. München 1 9 9 6

1 2 ) Edgar Wolfrum: D ie b eiden D eutschland . In: Volkhard Knig-
ge/Norb ert Frei (Hrsg.) , Verbrechen erinnern. D ie Au seinander-
setzung mit Holo caust und Völkermord . München 2 0 0 3 , S .
1 3 3- 149 , hier: S . 1 3 4
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ten Stimmungen Rechnung zu tragen . 1 9 5 1 b e-
schlo ssen sie im Bundestag das 1 3 1 er Gesetz (nach
Artikel 1 3 1 des Grundgesetze s) , das den ehemaligen
NS-Funktionären und NS-Anhängern, B eamten wie
Offizieren, die nach dem Kriege von den Alliierten
au s dem öffentlichen Dienst entfernt worden wa-
ren, die Möglichkeit verschaffte , wieder in Staats-
dienst zurück zu kehren .

1 3 )

Mit der Wiedereinstel-
lung wurden die ehemaligen Nazis zugleich mora-
lisch entlastet und rechtlich amne stiert. Die Zeit, in
der die Alliierten sowie die zurückgekehrten Emig-
ranten und die geistigen Erb en des deutschen Wi-
derstands einen personellen B ruch mit der Vergan-
genheit glaubten erreichen zu können, war damit
endgültig vorb ei . Stattde ssen etablierte sich eine
personelle Kontinuität, mit dem Ergebnis , d ass Mit-
te der fünfziger Jahre in We stdeutschland kaum
no ch j emand b efürchten mu sste , wegen seiner NS-
Vergangenheit vom deutschen Staat o der von der
deutschen Ju stiz b ehelligt zu werden.

D as war die »unb ewältigte Vergangenheit« , von
der Bunde spräsident Theodor Heuß in den 1 9 5 0 er
Jahren sprach . Er wu sste , dass unter den geschilder-
ten B edingungen kaum j emand an einer kritischen
Aufarb eitung der NS-Ge schichte interessiert war.
Diese erste Phase der Nachkriegsgeschichte hatte
der Schriftsteller Ralph Giordano vor Augen, als er
sein Buch üb er die »Die zweite Schuld« schrieb

1 4)

, die
Schuld der D eutschen nämlich, sich nicht in ange-
messener Weise mit den Judenmorden, den Verbre-
chen der Wehrmacht, den Angriffskriegen und an-
deren Verbrechen Hitler-D eutschlands au seinan-
dergesetzt, sondern sie entweder b e schwiegen, rela-
tiviert, geleugnet und strafrechtlich nur ungenü-
gend verfolgt zu hab en.

1 5 )

Erwähnenswert ist in die-
sem Zu sammenhang die The se de s Philo sophen
Hermann Lübb e , das in den ersten Nachkriegsj ahr-
zehnten zu b eob achtende Schweigen der D eut-
schen hab e die Möglichkeit zu einer Umorientie-
rung geb oten, d a sich die Mehrheit j a zuvor mit der
nationalsozialistischen Ideologie identifiziert hat-
te .

1 6)

Als ein charakteristisches Zeichen für die Pha-
se de s B eschweigens der NS-Zeit wird man auch die
Tatsache geltend machen können, d ass es im ersten
großen deutschen Historikerstreit, der in den
1 9 60 er Jahren au sgefo chten wurde , nicht um das

»Dritte Reich« Hitlers ging, sondern um den Ersten
Weltkrieg . Gemeint ist die Fischer-Kontroverse , b e-
nannt nach dem Hamburger Historiker Fritz Fi-
scher

1 7)

, der die länger wirkenden Ursachen und Vo-
rau ssetzungen des deutschen Kriegseintritts 1 9 14
und damit zugleich die heiß umstrittene Frage der
deutschen Kriegsschuld untersucht hatte .

II . Die Phase der Aufarbeitung
( 1965-199 5)

5. A usch witz-Prozess und 68er-Bewegung:

A nstöße zur A ufarbeitung

Die Ermordung der europ äischen Juden trat erst-
mals durch den großen Au schwitz-Prozess in das
Blickfeld einer breiteren deutschen Öffentlichkeit.
Die treib ende Kraft war der he ssische Generalstaats-
anwalt Fritz B auer, ein Sozialdemokrat jüdischer
Herkunft, Emigrant und ein Freund von Willy
B randt. B auer verfolgte ein doppelte s Ziel : Erstens
wollte er eine Reihe von Tätern au s dem zentralen
Vernichtungslager endlich vor Gericht zu bringen .
Zweitens verfolgte er das ge schichtspolitische An-
liegen, die deutsche Öffentlichkeit, die d amals no ch
wenig üb er den Holo cau st wu sste und no ch weni-
ger wissen wollte , stattdessen ab er unentwegt den
» Schlussstrich« unter die NS-Vergangenheit einfor-
derte , üb er das ganze Au smaß der nationalsozialisti-
schen Massenverbrechen aufzuklären. D as trug ihm
Verleumdungen, B eschimpfungen und Drohungen
von alten Nazis ein, was zu seinem frühen Tod 1 9 68
b eigetragen hab en dürfte .

1 8)

Die studentische Kulturrevolution von 1 9 68
brandmarkte d as kollektive Schweigen der NS-Gene-
ration, suchte die geschichtspolitische Au seinan-
dersetzung durch Konfrontation und forderte die
no ch immer fest im S attel der Institutionen sitzende
NS-Generation heraus . E s ist gesagt worden, hier sei
eine Generation »au s dem Geiste der NS-Kritik« ge-
b oren worden .

1 9)

Hannah Arendt erkannte : »D er Ge-
nerationsbruch ist ungeheuer. Sie können mit ihren
Vätern nicht reden, weil sie j a wissen, wie tief sie in
die Nazi-S ache verstrickt waren . «

2 0)

D er Freiburger
Psycho analytiker Tilmann Mo ser konstatierte : »Viele
Achtund sechziger hab en e s nicht au sgehalten, Kin-
der von Täter und Mitläufern zu sein . Sie hab en au s
Entsetzen die Generationenbindung quasi gekün-
digt, um sich selb st rein zu bleib en, und damit eine
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1 3 ) Siehe Stichwort » 1 3 1 er-Ge setzgebung« in: Fischer/Lorenz, Lexi-
kon (wie Anm. 2 ) , S . 9 4-9 6 , sowie den Ab schnitt »Ungebro chene
Karrieren« in : Fischer/Lorenz, Lexikon (wie Anm . 2 ) , S . 9 2 - 1 0 6 ,
und Norb ert Frei, Vergangenheitspolitik (wie Anm . 1 1 )

1 4) Ralph Giordano : D ie zweite Schuld o der Von der Last D eutscher
zu sein . Hamburg 1 9 87

1 5 ) Auch die se B eschreibung der »unb ewältigten Vergangenheit«
fand ihren Kritiker. Für den j ungkonservativen Zeithistoriker
Manfred Kittel war die Adenauer-Ära »ein einziger Versuch, die
NS-Vergangenheit ideell und materiell zu b ewältigen« . Siehe des-
sen als Anti-Giordano konzipierte Schrift: D ie Legende von der
»zweiten Schuld« . Vergangenheitsb ewältigung in der Ära Adenau-
er. Frankfurt/M . , B erlin 1 9 9 3 . D azu die Rezension von WilliJ asper:
Endlich wieder normal? Ein neue s Pro dukt j ungkonservativer Ge-
schichtsrevision: M anfred Kittel üb er die angeblich geglückte
»Vergangenheitsb ewältigung« nach 1 9 45 . In: Die Zeit Nr. 4 0 ,
1 . 1 0 . 1 9 9 3

1 6) Fischer/Lorenz, Lexikon (wie Anm . 2 ) , S . 1 84 .

1 7) Vgl . Konrad H . Jarausch : D er nationale Tabub ruch . Wissenschaft,
Öffentlichkeit und Politik in der Fischer-Kontroverse . In: M artin
S abrow/RalphJessen/Klaus Große Kracht (Hrsg .) : Zeitge schichte
als Streitge schichte . Große Kontroversen seit 1 9 45 . München
2 0 0 3 , S . 2 0-4 0 ; sowie Immanuel Geiss : Zur Fischer-Kontroverse −
4 0 Jahre danach . In : eb da. , S . 4 1 -5 7.

1 8) Vgl . die vorzügliche B iographie von Irmtrud Woj ak: Fritz B auer
1 9 0 3- 1 9 68 . Eine B iographie . München 2 0 0 9 .

1 9) Norb ert Frei : 1 9 68 . Jugendrevolte und glob aler Prote st. München
2 . Aufl . 2 0 0 8 , Kapitel »Kinder der Verdrängung . D ie Geburt einer
Generation aus dem Geiste der NS-Kritik« (S . 79-8 8) .

2 0) Eine Fe ststellung aus dem Jahre 1 9 6 1 . Zit. nach Frei, 1 9 68 (wie
Anm. 1 9) , S . 8 0 .
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andere Form der Entwirklichung b etrieb en : die ih-
res Geprägt-Seins . «

2 1 )

Als im Jahre 1 9 69 erstmals eine soziallib erale Re-
gierung ins Amt kam, schlug der so eb en gewählte
Bundeskanzler Willy B randt, der im Exil aktiven Wi-
derstand gegen den Hitler-Staat geleistet hatte , ein
neues Blatt der deutschen Ge schichtspolitik auf, als
er im Bundestag verkündete , er verstehe sich » als
Kanzler nicht mehr eines b esiegten, sondern eines
b efreiten D eutschland s« . Mit seiner, Brandts , Wahl
zum Bundeskanzler hab e »Hitler endgültig seinen
Krieg verloren« .

2 2 )

Womit der SPD-Politiker wohl sa-
gen wollte , d ass die Angehörigen der Kriegsgenera-
tion, die ein Viertelj ahrhundert nach Kriegsende
der NS-Vergangenheit no ch immer unkritisch ge-
genüb er standen, nun endlich in die Minderheit ge-
raten waren . D er Kniefall Willy B randts vor dem
Mahnmal an den Warschauer Ghetto aufstand − heu-
te vor vierzig Jahren − signalisierte der Welt, dass es
in D eutschland auch ein anders Verständnis vom
richtigen Umgang mit der NS-Vergangenheit gab .

6. Die Bedeutung der Filbinger-Affäre 19 78

Die 1 970 er und 1 9 8 0 er Jahre standen d ann im Zei-
chen einer intensiven historiographischen Aufar-
b eitung der Ge schichte der nationalsozialistischen
»Machtergreifung« , der NS-Diktatur und de s Zwei-
ten Weltkriege s . Seit Mitte der 1 9 8 0 er Jahre schlo ss
sich endlich auch die Erforschung der Judenmorde
an .

Allerdings waren die NS-Apologeten nach wie
vor einflu ssreich . No ch im Jahre 1 978 äußerte der
seinerzeitige Ministerpräsident Hans Karl Filbinger
(CDU) die Vorstellung : »Was damals Recht war, kann
heute nicht Unrecht sein. «

2 3 )

Die ses Diktum b edeute-
te nichts Geringeres als den Versuch, die grundle-
genden Unterschiede zwischen dem nationalsozia-
listischen Unrechtsstaat und dem demokratischen
Rechtsstaat der Bundesrepublik einzuebnen . Filbin-
ger war im Zweiten Weltkrieg Marinerichter der
Wehrmacht gewesen und hatte an To desurteilen
mitgewirkt. Nun, 1 978 , mag er gemutmaßt hab en,
dass viele Politiker und Juristen seiner Generation
und Geiste shaltung an seinem Au sspruch nicht nur
keinen Anstoß nehmen, sondern ihm au s eigener
Üb erzeugung zu stimmen würden . D as war vermut-
lich auch so . Wenn Filbinger gleichwohl von seinem
hohen politischen Amt zurücktreten mu sste , so lag
die s an dem Vertrauensverlu st, den er aufgrund sei-
ner halsstarrigen Unbußfertigkeit sowie seines
Leugnens , an Tode surteilen mitgewirkt zu hab en, in
der Öffentlichkeit des Lande s erlitten hatte und der
sich auf seine Partei, die CDU, au szudehnen drohte .

7. Bewältigen kann man nich t:

Die Weizsäcker-Rede vo m 8. Ma i 1985

Linke Intellektuelle wie der Frankfurter Soziologe
Theo dor W. Adorno erkannten schon früh − in die-
sem Fall imJahre 1 9 5 9 − , dass mit dem B estreb en, die
Vergangenheit zu b ewältigen, unterschwellig der
Wunsch verknüpft war, einen Schlussstrich unter
die NS-Vergangenheit zu ziehen .

2 4)

Ein Viertelj ahr-
hundert nach ihm warnte auch ein prominenter
konservativer Politiker vor dieser Geiste shaltung . In
seiner mit Recht b erühmten Rede vom 8 . Mai 1 9 8 5
»Zum 4 0 . Jahre stag der B eendigung de s Krieges in
Europ a und der nationalsozialistischen Gewaltherr-
schaft«

2 5 )

führte der damalige Bundespräsident Ri-
chard von Weizsäcker au s : »E s geht nicht darum, Ver-
gangenheit zu b ewältigen . D as kann man gar nicht.
Sie lässt sich j a nicht nachträglich ändern o der unge-
schehen machen . Wer ab er vor der Vergangenheit
die Augen verschließt, wird blind für die Gegenwart.
Wer sich der Unmenschlichkeit nicht erinnern will,
der wird wieder anfällig für neue Ansteckungsge-
fahren . «

2 6)

D amit machte Richard von Weizsäcker auf
den unlö sb aren Zu sammenhang von Vergangen-
heit, Gegenwart und Zukunft aufmerksam .

Weizsäckers 8 . Mai-Rede von 1 9 8 5 war ein Mei-
lenstein in der deutschen Ge schichtspolitik

2 7)

, der
viele historisch-politisch intere ssierte Menschen in
unserem Lande aufatmen ließ . Seine Ausführungen
trugen maßgeblich d azu b ei, die NS-Apologetik ein-
zud ämmen, die in der we stdeutschen Ge sellschaft
noch immer untergründig kursierte : Zum B eispiel
die Legenden, man hab e von den Massenverbrechen
nichts gewu sst, man hab e außerdem in der Diktatur
auch keine Handlungsspielräume gehabt, hab e ein-
fach gehorchen mü ssen; schuld an allem seien letzt-
lich Hitler und seine nächste Entourage .

2 8)

Weizsäcker stellte in dieser Rede auch grund-
sätzliche Erwägungen üb er die kulturelle und gesell-
schaftspolitische B edeutung historischer Erinne-
rung an, die bis heute nichts von ihrer Gültigkeit ver-
loren hab en . »Wir alle« , sagte er, »ob schuldig o der
nicht, ob alt o der jung, mü ssen die Vergangenheit
annehmen . Wir alle sind von ihren Folgen b etroffen
und für sie in Haftung genommen . Jüngere und Älte-
re mü ssen und können sich gegenseitig helfen, zu
verstehen, warum es leb enswichtig ist, die Erinne-
rung wach zu halten . «

2 9)

2 1 ) Tilmann Mo ser: Politik und seelischer Untergrund . Frankfurt/M .
1 9 9 3 , S . 84

2 2 ) Zit. nach Wolfrum, D eutschland (wie Anm . 1 2 ) , S . 1 39

2 3) Wolfram Wette (Hrsg .) : Filbinger − eine deutsche Karriere . Sprin-
ge 2 0 0 6

2 4) Adorno äußerte er Zweifel, »dass man das Vergangene im Ernst
verarb eite , seinen B ann b reche , durch helle s B ewu sstsein, son-
dern man will einen Schlu ssstrich darunter ziehen und womög-
lich e s selb st au s der Erinnerung wegwischen« . Siehe Theo dor W.
Adorno : Was b edeutet: Aufarb eitung der Vergangenheit? 1 9 6 3 .
Zit. nach Eitz/Stötzel, Wörterbuch (wie Anm . 1 ) , S . 60 4 f.

2 5 ) Richard v. Weizsäcker: Zum 4 0 . J ahre stag der B eendigung des
Krieges in Europ a und der nationalsozialistischen Gewaltherr-
schaft. Ansprache am 8 . Mai 1 9 8 5 in der Gedenkstunde im Plenar-
saal des D eutschen Bundestage s . Hrsg . von der Bundeszentrale
für politische B ildung . B onn 1 9 8 5

2 6) Weizsäcker, 4 0 . Jahrestag (wie Anm . 2 5 ) , S . 5 f.

2 7) Zur Einschätzung siehe auch Fischer/Lorenz, Lexikon (wie Anm .
2 ) , S . 2 3 2 -2 3 5

2 8) Siehe im Einzelnen H anne s Heer: »Hitler warís« . D ie B efreiung der
D eutschen von ihrer Vergangenheit. B erlin 2 0 0 5

2 9) Weizsäcker, 4 0 . Jahrestag (wie Anm . 2 5 ) , S . 6
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Schließlich stellte der Redner den Nachgeb ore-
nen einen ideellen Lohn für das rechte Erinnern in
Au ssicht, nämlich die »Versöhnung« und »Erlö sung« ,
wob ei er sich auf den jüdischen Glaub en b ezog . Was
diese problematischen Patho sformeln konkret b e-
deuten könnten − ob Versöhnung mit den ehemali-
gen Feindmächten, o der Versöhnung mit der deut-
schen Geschichte , o der Erlö sung von der Last der
Vergangenheit − , führte er allerdings nicht näher
au s .

3 0)

8. Der Historikerstreit vo n 1986

und die Holoca ust-Forsch ung

D er zweite deutsche Historikerstreit, der 1 9 8 6 b e-
gann, thematisierte d as Problem der Singularität der
Judenmorde b eziehungsweise der Vergleichb arkeit
des Holocau st mit stalinistischen Verbrechen. Er
fand in einem gewandelten gesellschaftspolitischen
Klima statt. D eutlich gestiegen war inzwischen die
B ereitschaft, sich mit dem Zweiten Weltkrieg, den

Judenmorden und zum B eispiel auch der deutschen
Kriegsgefangenenpolitik

3 1 )

au seinander zu setzen .
B islang war die Holo caust-Fo rschung maßgeb-

lich von amerikanischen Historikern wie Raul Hil-
berg geleistet worden.

3 2)

Nun lö ste der Historiker-
streit in We stdeutschland eine intensive Erfor-
schung der Judenmorde in Europ a au s , die sich in ei-
ner Fülle von Regionalstudien, ab er auch von Ge-
samtd arstellungen, niederschlug . Anstöße zu die sen
Aktivitäten lieferten auch US-Filme wie die Holo-
cau st-Serie , die D okumentation Sho a sowie die
Spielfilme Schindlers Liste und später D er Pianist.

3 3 )

9. Der langjährige Kampf

um das Bild der Wehrmach t (1995-2004)

Jahrzehntelang hatte das Bild von der »saub eren
Wehrmacht« einen Schleier üb er die deutsche Krieg-
führung während de s Zweiten Weltkriege s gelegt.
D as änderte sich erst Mitte der 1 9 9 0er Jahre . D enn
j etzt trat die Geschichte der Wehrmacht ins Zent-
rum der geschichtspolitischen Disku ssion in
D eutschland . Angestoßen wurde die D eb atte durch
die Au sstellung »Vernichtungskrieg . Verbrechen der
deutschen Wehrmacht 1 9 4 1 - 1 9 4 4« , veranstaltet vom
Hamburger Institut für Sozialforschung .

3 4)

Durch
den öffentlichen Disput, der sich üb er fast ein gan-
zes Jahrzehnt hinzog, wurden Millionen von Men-

schen mit diesem Thema b efasst, das in irgendeiner
Weise fast j ede deutsche Familie tangierte .

E s war die letzte große Au seinandersetzung zwi-
schen den apologetischen Protagonisten der Kriegs-
generation und den kritischen Aufklärern au s der
1 9 68er Generation . Nun wurde erkennb ar, d ass die
Kriegsgeneration nicht mehr üb er den Einflu ss ver-
fügte , ihre üb er Jahrzehnte hin erfolgreich prop a-
gierte Legende von der » saub eren« Wehrmacht auf-
recht zu erhalten . Stattdessen verbreitete sich j etzt
die b elastende Erkenntnis , dass die Wehrmacht im
O sten einen Vernichtungskrieg geführt hatte , dass
sich etliche Truppen auch an Verbrechen b eteiligt
hatten, auch an Judenmorden, und dass die Wehr-
macht für den To d von mehr als drei Millionen ru ssi-
scher Kriegsgefangener sowie von zehn bis zwölf
Millionen slawischer Zivilisten verantwortlich
war.

3 5 )

Am B eispiel der Wehrmacht-D eb atte zeigte sich
no ch einmal in großer D eutlichkeit, d ass sich die his-
torisch-kritische Aufklärung üb er den Nationalso-
zialismu s und seine Verbrechen nicht einfach natur-
wüchsig B ahn brach, sondern dass j eder Fortschritt
in zähen und langwierigen Auseinandersetzungen
erkämpft werden mu sste . D as heißt: Die Geschichte
der Vergangenheitsb ewältigung war in D eutsch-
land durchgängig eine Konfliktge schichte .

3 6)

D ass
sie so gründlich durchgefochten wurde , hat dem
deutschen Ansehen im Au sland übrigens nicht ge-
schadet. Im Gegenteil !

III . Die Phase der aktiven
Erinnerungskultur ( 199 5 bis heute)

1 0. Vo n der Vergangenheitsbewältigung

zur Erinnerungskultur

Sieht man einmal von der Wehrmacht-Kontroverse
ab , die sich bis 2 0 04 hinzog, so bildete d as Jahr 1 9 9 5
eine Zäsur in der Au seinandersetzung der D eut-
schen mit dem Nationalsozialismus . An die Stelle der
so genannten Vergangenheitsb ewältigung trat eine
neue Form der Auseinandersetzung mit der NS-Zeit,
die man nun als Erinnerungskultur b ezeichnete . Zu
dem Wandel trugen die folgenden Faktoren b ei :
� E s gab einen Generationswechsel, gekennzeich-
net vom langsamen Abtreten der Kriegsgeneration,
damit auch der Zeitzeugen, die als üb erleb ende Op-
fer maßgeblich zur Geschichtsvermittlung b eigetra-
gen hatten. Die personale Erinnerung wurde zuneh-
mend durch ritu alisierte Formen der Geschichtsver-
mittlung ersetzt.
� Mit dem Generationswechsel wuchs die re ale und
die gefühlte zeitliche Distanz zum historischen Ge-
schehen der nationalsozialistischen Zeit.

3 0) Zur Kritik de s Versöhnungs- und Erlö sungsversprechens vgl . Ulri-
ke Jureit/Christian Schneider: Gefühlte Opfer. Illu sionen der Ver-
gangenheitsb ewältigung . Stuttgart 2 0 1 0 , S . 3 8 ff. E s handle sich
um » säkulare Inanspruchnahme« eine s »religiö sen »Erinnerungs-
geb ots« (eb da. , S . 39) .

3 1 ) Aufgrund der Forschungen von Christian Streit : Keine Kamera-
den . D ie Wehrmacht und die sowj etischen Kriegsgefangenen
1 9 4 1 - 1 945 . Stuttgart 1 978

3 2 ) Raul Hilb erg : Die Vernichtung der europ äischen Juden . 3 B de .
Frankfurt/M . 1 9 9 0

3 3 ) Näheres in Fischer/Lorenz, Lexikon (wie Anm . 2 ) , Ab schnitt »Er-
zählmuster und Aneigungsverhältnisse« ( 1 979- 1 9 9 5 ) , S . 2 4 3-2 5 6

3 4) H anne s Heer/Klaus Naumann (Hrsg .) : Vernichtungskrieg . Ver-
brechen der Wehrmacht 1 9 4 1 - 1 9 4 4 . H amburg 1 9 9 5

3 5 ) Siehe im Einzelnen Wolfram Wette : D ie Wehrmacht. Feindb ilder,
Vernichtungskrieg, Legenden. Frankfurt/M . 2 0 02 .

3 6) Vgl . Martin S abrow/Ralph Je ssen/Klau s Große Kracht (Hrsg .) :
Zeitgeschichte als Streitge schichte . Große Kontroversen seit
1 9 45 . München 2 0 0 3 .
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� D as Jahr 1 9 9 5 steht auch für d as Ab schwellen der
Au seinandersetzungen zwischen der Kriegsgenera-
tion und der 1 9 68er-Generation . D as heißt, d ass die
»heiße« Phase der Erinnerung, in der wichtige histo-
rische Aufklärungsarb eit geleistet und durchgesetzt
wurde , nunmehr abgelö st wurde durch eine tenden-
ziell »kältere« Phase , in der die emotional und mora-
lisch aufgeladene Erinnerung eher zurücktrat. Im
Wissenschaftsdeutsch au sgedrückt : D as »kommuni-
kative Gedächtnis« verwandelte sich in ein »kulturel-
le s Gedächtnis« . O der mit einem anderen Bild : D as
Familiengespräch und d as Familienalbum wurden
abgelö st durch d as Geschichtsbuch, d as Lexikon, al-
so durch eine eher kognitive Vermittlung von histo-
rischem Wissen .
� Die Vorstellung von einer »Vergangenheitsb ewäl-
tigung« , welche die Hoffnung auf einen » Schlu ss-
strich« unter die NS-Vergangenheit erfüllen würde ,
wurde in dieser Phase verab schiedet zugunsten der
Einsicht, d ass e s einen Schlu ssstrich auf ab sehb are
Zeit nicht geb en wird und d ass die Au seinanderset-
zung mit der NS-Vergangenheit auch in der Zukunft
einen zentralen B estandteil deutscher Erinnerungs-
kultur bilden wird .
� In die ser Phase geht die Verantwortung für die
deutsche Erinnerungskultur immer mehr üb er auf
die jungen Menschen, die der dritten und vierten
Nachkriegsgeneration angehören . Sie sind gehal-
ten, das in der Aufklärungsphase erarb eitete Wissen
üb er den Nationalsozialismu s zu b ewahren . D aran
knüpft sich die Hoffnung, d ass diese s Wissen üb er
eine Negativphase der deutschen Geschichte im Sin-
ne de s »Nie wieder ! « zugleich eine Orientierung für
die Gegenwart und die Zukunft geb en kann. Die
Konstanzer Literaturwissenschaftlerin Aleida Ass-
mann hat sich dazu in ihrem Buch üb er »Erinne-
rungskultur und Geschichtspolitik« eb enfalls zu der
Frage ge äußert, wie die Jüngeren heute mit der NS-
Thematik umgehen. Sie teilt uns ihre B eob achtung
mit, dass die Jüngeren eher pragmatisch, co ol, enti-
deologisiert an die sen Komplex herangehen, »orien-
tiert an der B ewältigung konkret vorliegender, ge-
genwärtiger Aufgab en der Konfliktvermeidung
[ . . . ] . «

3 7)

Sie folgen also keinem antiqu arischen, son-
dern einem emanzip atorischen und zukunftsgerich-
teten Interesse . Eine 2 0 1 0 durchgeführte Umfrage
der Wo chenzeitung »Die Zeit« ergab , d ass die große
Mehrheit der heutigenJugendlichen, die der vierten
Nachkriegsgeneration zuzurechnen sind , offener
für eine ehrliche B etrachtung der NS-Zeit sind als j e-
de Generation zuvor. Sie wollen die Erinnerung an
die NS-Verbrechen wachhalten und D eutschland zu-
gleich als ein normale s Land ansehen .

3 8)

1 1. Zeitzeugen und a uthen tische Gedenkorte

Zur Phase der Erinnerungskultur, in der wir uns heu-
te b efinden, gehört die Erkenntnis , d ass wir in die
Zeit des »kulturelle Gedächtnis« eingetreten sind ,
das sich nicht mehr au s den B erichten von Zeitzeu-
gen speist, sondern auf andere Quellen und andere
Formen der Vermittlung angewiesen ist. An B edeu-
tung gewinnen Gedenkstätten als Orte der Erinne-
rung an die Opfer des Nationalsozialismu s . Vorsorg-
lich hat die Bundeszentrale für politische B ildung
b ereits Ende der 1 9 9 0 er Jahre eine zweib ändige D o-
kumentation herau sgebracht, in welcher sämtliche
Gedenkstätten in D eutschland verzeichnet sind .

39)

Vielfache Vorsorge wurde auch getroffen, dass die
Leb ensb erichte von Zeitzeugen in Wort, Bild und
Ton aufgezeichnet wurden, um den nachwachsen-
den Generationen zur Verfügung zu stehen.

Mit dem B egriff de s Zeitzeugen meinen wir in al-
ler Regel Üb erleb ende de s Holo cau sts , seltener
üb erleb ende Sinti und Roma, no ch seltener sowj eti-
sche Kriegsgefangene o der Zwangsarb eiter. Nicht
gemeint sind dagegen j ene Zeitgeno ssen, die der
Täterseite zuzurechnen sind . Oder hab en Schüler j e-
mals einen NS-Täter als Zeitzeugen zu sehen und zu
hören b ekommen?

Zeitzeugen hatten und hab en − für eine gewisse
Zeit no ch immer − die ganz we sentliche Aufgab e ,
mit ihrer Person und ihrem Verfolgungsschicksal
authentisch Geschichte zu vermitteln und in exemp-
larischer Weise die vergangene NS-Zeit mit der Ge-
genwart der Schüler von heute zu verknüpfen . Sie er-
möglichen ihnen einen emotionalen Zugang zu die-
ser Vergangenheit, der üb er den Kopf nicht in glei-
cher Weise zu erhalten ist. Wenn Zeitzeugen nicht
mehr zur Verfügung stehen, wird die Erinnerung an
die NS-Zeit »kälter« .

12. Privilegierung und

In terna tio nalisierung des Holoca ust-Gedenkens

Nach dem Ende des Kalten Kriege s und der Feind-
konstellation zwischen O st und West, also seit
1 9 89/9 0 , erleb en wir eine Konzentration der Erin-
nerung auf den Holocau st, zugleich eine Europ äisie-
rung, j a Internationalisierung des Holo cau st-Geden-
kens . Um den europ äischen Ged anken zu fördern,
wollen einflu ssreiche Politiker die Erinnerung an
den Holocau st zu einem gemeinsamen, transnatio-
nalen Proj ekt gestalten, obwohl in den einzelnen
Ländern j a ganz unterschiedliche Erinnerungen an
die NS-Zeit präsent sind .

4 0)

In Großbritannien und
Italien wurde b ereits in den frühen 1 9 9 0 er Jahren
ein Holocau st-Gedenktag eingeführt, zu b egehen
am j eweiligen 2 7. Januar, dem Tag des Jahres 1 9 45 ,

39) Gedenkstätten für die Opfer de s Nationalsozialismus . Eine D oku-
mentation . Hrsg . von der Bundeszentrale für politische Bildung . 2
B de . B onn o .J . ( 1 9 97/9 8)

4 0) Vgl . D aniel Levy/Natan Sznaider: Erinnerung im glob alen Zeital-
ter. D er Holo caust. Frankfurt am Main 2 0 0 1

37) Aleida Assmann : D er lange Schatten der Vergangenheit. Erinne-
rungskultur und Geschichtspolitik. München 2 0 0 6 , S . 2 7 7 f. Zitat
von Jo achim Landkammer et al . (Hrsg .) : Erinnerungsmanage-
ment. Systemtransformation und Vergangenheitsp olitik im inter-
nationalen Vergleich . München 2 0 0 6 , S . 2 79

3 8) Vgl . Christian Staas : Was geht uns das no ch an? In: ZEIT-Magazin
Nr. 4 6 , 4 . 1 1 . 2 0 1 0 , S . 1 2- 1 5 , hier: S . 1 5
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an dem die Rote Armee die letzten Gefangenen des
Vernichtungslagers Au schwitz b efreite .

Im Jahre 1 9 9 5 setzte der d amalige Bunde spräsi-
dent Roman Herzog (CDU) durch, dass der 2 7. Janu-
ar auch in D eutschland , dem Land der Täter, b egan-
gen wird . In unseren Sprachgebrauch hat sich die
B ezeichnung »Holocau st-Gedenktag« eingeschli-
chen, was den Intentionen de s Initiators j edo ch
durchau s nicht entspricht. Die politische korrekte
B ezeichnung lautet nämlich : »Tag de s Gedenkens an
die Opfer des Nationalsozialismu s« . An ihm soll also
nicht nur der ermordeten Juden Europas gedacht
werden, sondern auch der verfolgten Christen, Sinti
und Roma, der Menschen mit B ehinderung, der Ho-
mo sexuellen, der politisch Andersdenkenden sowie
allen Männern und Frauen des Widerstandes , der
Kriegsgefangenen und D e serteure sowie der Millio-
nen Menschen, die unter der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft entrechtet, verfolgt, gequ ält und
ermordet wurden.

4 1 )

Seit der Initiative von Roman
Herzog veranstaltet der D eutsche Bunde stag allj ähr-
lich am 2 7. Janu ar eine zentrale Gedenkveranstal-
tung .

Eine weitere Etappe zur Institutionalisierung
der Erinnerung an den Holo cau st bildet das Bundes-
gedenkstättenge setz . E s wurde im Jahre 2 0 0 0 vom
D eutschen Bundestag verab schiedet und regelt den
Unterhalt und den Au sb au der vielen Gedenkstätten
im Lande durch den Staat. Sie waren bis d ahin zu-
meist au s privaten Initiativen entstanden und getra-
gen worden. Mit die sem Gesetz wurde die Erinne-
rung an den Holo cau st auch formell zu einem festen
B estandteil unserer nationalen Erinnerungskul-
tur.

4 2 )

Eb enfalls im Jahre 2 0 0 0 tagte in Sto ckholm eine
internationale Holo cau st-Konferenz, an der Vertre-
ter von 5 4 Staaten teilnahmen, auch etliche Regie-
rungschefs .

4 3 )

Verab schiedet wurde eine Erklärung
zur universellen Holo cau st-Erinnerung . D arin wird
eine so genannte Holo cau st-Education zu einer in-
ternationalen Aufgab e gemacht. Nach diesem Kon-
zept soll die Erinnerung an das Menschheitsverbre-
chen Holocau st die Grundlage für eine permanente
Erziehung zur Einhaltung der Menschenrechte wer-
den . Eine große deutsche Tageszeitung schrieb d a-
mals , hier werde »eine neue Zivilreligion gegründet,

die au s der Erinnerung an den Holo cau st normative
Regeln für die Zukunft zu schöpfen b eab sichtigt« .

4 4)

Ein deutscher Wissenschaftler sprach vom Grün-
dungakt einer transnationalen Erinnerungskultur,
in dessen Zentrum der Holo caust, der Zweite Welt-
krieg, die Vertreibungen und die Kollab oration
stünden.

45 )

Schlu ssendlich wurde im Mai 2 0 0 5 in B erlin −
nach 1 5-j ähriger öffentlicher D eb atte − das zentrale
deutsche »D enkmal für die ermordeten Juden Euro-
p as« eröffnet.

4 6)

Die B esucherzahlen sind b e achtlich
und die Tendenz ist eher steigend als fallend . D as gilt
übrigens auch für den B esuch anderer Gedenkstät-
ten im Lande . Manche B eob achter sprechen gar von
einem Erinnerungs-B o o m .

Mit die sen Maßnahmen − Einführung des Ge-
denktages an die Opfer de s Nationalsozialismu s ,
Bunde sgedenkstättengesetz, Holo cau st-Mahnmal in
B erlin, Europ äisierung der Erinnerung an den Holo-
caust − hat die Erinnerung an die Ermordung der eu-
rop äischen Juden eindeutig eine privilegierte Stel-
lung in der deutschen und internationalen Erinne-
rungskultur erhalten. Die se Hervorhebung blieb
nicht folgenlo s . So ist etwa die Erinnerung an die
Millionen slawischer Zivilisten und Kriegsgefange-
nen, die eb enfalls Opfer deutscher Gewalt wurden,
weithin abgedrängt worden.

13. Die Opferperspektive

und das Versch winden der Tä ter

Wenn wir von Zeitzeugen sprechen, meinen wir in
erster Linie Üb erleb ende de s Holo causts . O der hat
j e ein Schüler o der eine Schülerin einen NS-Täter als
Zeitzeugen zu hören oder zu sehen b ekommen? Un-
sere Zeitzeugen b erichten naturgemäß aus der Op-
ferperspektive . Gedenkreden sind in der Regel
eb enso angelegt. D as Holocau st-Mahnmal in B erlin
ist den Opfern des Holocau sts gewidmet, die meis-
ten Gedenkstätten eb enso . Gleiche s gilt für die in
vielen deutschen Städten verlegten Stolpersteine ,
deren wichtige Erinnerungsfunktion ich an die ser
Stelle in einem früheren Vortrag am 1 0 . D ezemb er
2 0 07 b ereits b eleuchten konnte . D as heißt: Die Op-
ferperspektive ist allgegenwärtig .

E s gibt Kritiker wie die Autoren Ulrike Jureit und
Christian Schneider, die in ihrem Buch » Gefühlte
Opfer« die Ansicht vertreten, mit dieser allgegen-
wärtigen und einseitigen Opferperspektive sei die
Bunde srepublik in einer »erinnerungspolitischen
Sackgasse« gelandet.

47)

Tatsächlich werden die Täter in unserer Erinne-
rungskultur nicht in angemessener Weise themati-
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4 4) FAZ, zitiert nach Harald Welzer: Op a in Europ a. Erste B efunde ei-
ner vergleichenden Tradierungsforschung . In : ders . (Hrsg .) , D er
Krieg der Erinnerung . Holo caust, Kollab oration und Widerstand
im europ äischen Gedächtnis . Frankfurt/M . 2 0 07, S . 7-4 0 , hier: S . 7

45 ) Eb da.

4 6) Siehe Fischer/Lorenz, Lexikon (wie Anm . 2 ) , Eintrag »Holo caust-
Mahnmal in B erlin« , S . 2 9 0-2 9 3

47) Ulrike Jureit/Christian Schneider: Gefühlte Opfer. Illusionen der
Vergangenheitsb ewältigung . Stuttgart 2 0 1 0

4 1 ) Siehe die Ansprache des Bundestagspräsidenten Dr. Norb ert Lam-
mert (CDU) in der Gedenkstunde des D eutschen Bunde stage s am
2 5 . 1 . 2 0 0 8 . In : Bulletin Nr. 1 0- 1 der Bundesregierung vom
2 7. 1 . 2 0 0 8 : Gedenkstunde : 2 7. Janu ar − Tag des Gedenkens an die
Opfer des Nationalsozialismus

4 2 ) Volkhard Knigge : Statt eine s Nachworts : Ab schied der Erinne-
rung . Anmerkungen zum notwendigen Wandel der Gedenkkul-
tur in D eutschland . In : ders ./Norb ert Frei (Hrsg .) , Die Auseinan-
dersetzung mit Holo caust und Völkermord . München 2 0 0 2 , S .
4 2 3-4 4 0 , hier: S . 4 2 3

4 3 ) Erklärung de s Sto ckholmer Internationalen Forums üb er den Ho-
lo caust /2 6 .-2 8 . J anuar 2 0 0 0) . Siehe : http ://holo caust-
forum . gov. se/. Vgl . auch die erste historiographische Untersu-
chung dieser Konferenz von Jens Kroh : Transnationale Erinne-
rung . D er Holo caust im Fokus ge schichtspolitischer Initiativen .
Frankfurt/M . 2 0 0 8 . D azu Tanj a S chult : Rezension zu Jens Kroh :
Transnationale Erinnerung . D er Holo caust im Foku s ge schichts-
politischer Initiativen. Frankfurt am Main 2 0 0 8 , in: H-Soz-u-Kult,
2 3 . 07. 2 0 0 8 , <http ://hsozkult. geschichte .hu-b erlin. de/rezensio-
nen/2 0 0 8-3-0 5 2 >



3 2

siert. D er Historiker Hannes Heer spricht geradezu
von einem »Verschwinden der Täter«

4 8)

und verweist
damit auf eine langfristige Entwicklung, die b ereits
nach den Nürnb erger Kriegsverbrecherprozessen
ihren Lauf nahm . Heute gibt es in unserer Republik
nur ganz wenige Orte , die sich explizit mit der Erin-
nerung an NS-Täter b efassen, nämlich : Die Gedenk-
stätte Topographie des Terrors in B erlin und die Ge-
denkstätte Villa der Wannsee-Konferenz, eb enfalls
in B erlin . B eide Erinnerungsstätten thematisieren
die ob ere Führungseb ene des staatlichen Massen-
mord s , kaum ab er die Täter aus der mittleren und
unteren Führungsschicht sowie au s den unteren
Etagen der arb eitsteilig operierenden Mordmaschi-
nerie .

Die Ursache dieser Einseitigkeit liegt auf der
Hand : Die Menschen erinnern sich generell ungern
an Täter, weil an die sen eine Negativb otschaft haf-
tet. B ei NS-Tätern ist diese Abneigung b esonders
au sgeprägt. Au s diesem Grunde sind zum B eispiel in
unseren Städten und Gemeinden bislang keine üb er-
zeugenden Ideen entwickelt worden, wie man an
Täter erinnern könnte , die au s dem j eweiligen Ort
stammen . D as ist b esonders zu b edauern. D enn zum
erwünschten Lernen au s der Ge schichte gehört es
doch gerade zu b egreifen, wie aus ganz normalen
Menschen Mörder werden konnten .

49)

Außerdem
wissen wir heute , d ass der Massenmord an den euro-
p äischen Juden ohne Täter auf allen Eb enen der B e-
fehlshierarchie gar nicht hätte durchgeführt wer-
den können. Wir kennen auch d as B ild vom »dünnen
Eis der Zivilisation« , also den b eunruhigenden B e-
fund , dass eine Wiederholung prinzipiell nicht au s-
geschlo ssen werden kann .

14. Was wird a us der h istorischen

Lehre »Nie wieder Krieg!«?

Im Zug der Privilegierung des Holo caust-Geden-
kens drohen andere Lehren au s der Negativge-
schichte de s Nationalsozialismu s tendenziell in den
Hintergrund gedrängt zu werden, zuvörderst die
Lehre »Nie wieder Krieg ! « Wie j edermann weiß, hat
die deutsche Außenpolitik seit dem Ende de s Kalten
Krieges ihre bis dahin gültige Grundlinie verändert.
Sie wandte sich vom Grund satz der außenpoliti-
schen Zurückhaltung ab und b egann d amit,
D eutschlands gewachsene internationale Verant-
wortung auch militärisch zu definieren. Schrittwei-
se setzte sie eine militärisch instrumentierte Außen-
politik in Szene , die zu den Kriegsb eteiligungen
D eutschlands in Jugo slawien 1 9 9 9 und Afghanistan
(2 0 02 bis heute) führte .

Im Ko sovo-Krieg drehten die verantwortlichen
deutschen Politiker die historische Lehre »Nie wie-

der Krieg ! « komplett um und legitimierten nunmehr
den deutschen Kriegseinsatz unter B erufung auf die
NS-Vergangenheit: Man hab e auch »Nie wieder Au-
schwitz ! « gelernt und dürfe den serbischen Men-
schenrechtsverletzungen nicht tatenlo s zusehen .

5 0)

Wenig sp äter redete der vormalige Bundeskanzler
Gerhard Schrö der einer »Enttabuierung de s Militäri-
schen« das Wort und meinte damit natürlich die Ent-
tabuierung de s Einsatze s der Bundeswehr als Teil ei-
ner angestrebten »Neuen Normalität« .

Die deutsche B evölkerung hat diesem Wandel
ihre Zustimmung bislang großenteils versagt. Offen-
b ar sind die Negativerfahrungen mit den b eiden
Weltkriegen des 2 0 . Jahrhunderts in den Köpfen der
Menschen no ch hinreichend präsent. Die friedferti-
ge Einstellung der meisten D eutschen

5 1 )

hat bislang
schon einer Ausweitung des Handlungsspielraums
für eine militarisierte Außenpolitik Grenzen ge-
setzt.

5 2)

Ab er die Öffentlichkeit hat sich die sen Wan-
del auch gefallen lassen, ohne hörb ar aufzub egeh-
ren .

15. Die Seh nsuch t nach dem Vergessen

Am B eginn de s Historikerstreits von 1 9 8 6 klagte der
Historiker Ernst Nolte , b eim Nationalsozialismus
handle es sich um »eine Vergangenheit, die nicht ver-
gehen will« .

5 3 )

In diesem eingängig formulierten S atz
steckt die Sehnsucht nach dem Vergessen . Heute
wird gelegentlich daran erinnert, d ass selb st der bri-
tische Kriegspremier Winston Churchill in seiner
b erühmten Rede am 1 9 . Septemb er 1 9 4 6 in Zürich
die Feinde von ge stern zu einem » segensreichen Akt
des Verge ssens« (ble ssed act ob oblivion) aufrief.

5 4)

Ähnlich mahnte der deutsche Ju stizminister Tho-
mas D ehler im Januar 1 9 5 0 im D eutschen Bunde stag
das Verge ssen »dieser schauerlichen Zeit« an und er-
innerte an den Westfälischen Frieden von 1 64 8 , wo
man im Blick auf den Dreißigj ährigen Krieg b e-
schlo ssen hab e : »Ewiges Verge ssen all dessen, was
seit B eginn der Unruhen geschehen ist. «

5 5 )

Er
in

n
er

u
n

gs
ku

lt
ur

4 8) H anne s Heer: Vom Verschwinden der Täter. D er Vernichtungs-
krieg fand statt, ab er keiner war dab ei . B erlin 2 0 0 4

49) Vgl . etwa Christopher R. B rowning : Ganz normale Männer. D as
Reserve-Polizei-B ataillon 1 0 1 und die »Endlö sung« in Polen. Rein-
b ek 1 9 9 3 ; Harald Welzer: Täter. Wie au s ganz normalen Menschen
M assenmörder werden . Frankfurt a. M . : S . Fischer-Verlag 2 0 0 5

5 0) Vgl . Michael Schwab-Trapp : D er Nationalsozialismus im öffentli-
chen Diskurs üb er militärische Gewalt. Üb erlegungen zum B e-
deutungswandel der deutschen Vergangenheit. In : Wolfgang B er-
gen (Hrsg .) , D ie NS-D iktatur im deutschen Erinnerungsdiskurs .
Opladen 2 0 0 3 , S . 1 7 1 - 1 8 6

5 1 ) Wolfram Wette : Eine stille Revolution. D eutschlands Weg vom Mi-
litarismu s zur zivilen Ge sellschaft. In: M anfred Budzinski (Hrsg.) :
D as Maß des Friedens ist der Frieden selb st. Konstruktiver Pazifis-
mu s im 2 1 . Jahrhundert. D okumentation einer Tagung der Evan-
gelischen Akademie B ad B oll 2 7. bis 2 9 . Juni 2 0 0 8 . B ad B oll : Evan-
gelische Akademie 2 0 0 8 , S . 14-3 8

5 2 ) H arald S cho en : Ein B ericht von der Heimatfront. Bürger, Politiker
und Afghanistaneinsatz der Bunde swehr. In: Politische Viertelj ah-
resschrift, 5 1 . Jg . (2 0 1 0) , Heft 3 , S . 39 3-4 0 8

5 3) Ernst Nolte : Eine Vergangenheit, die nicht vergehen will . Veröf-
fentlicht in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 6 . Juni 1 9 8 6 . Wieder-
ab druck in: »Historikerstreit« . Die D okumentation der Kontrover-
se um die Einzigartigkeit der nationalsozialistischen Judenver-
nichtung . München, Zürich 8 . Aufl . 1 9 9 1 , S . 39-47

5 4) Christian Meier: D as Geb ot zu Vergessen und die Unabweisb ar-
keit des Erinnerns . München 2 0 1 0 , S . 1 0

5 5 ) Thomas D ehler am 1 1 . 1 . 1 9 5 0 in der D eb atte üb er den Üb erlei-
tungsvertrag. Zit. nach Annette Weinke : D ie Verfolgung von NS-
Tätern im geteilten D eutschland . Vergangenheitsb ewältigungen
1 9 49- 1 9 69 , o der: Eine deutsch-deutsche B eziehungsgeschichte
im Kalten Krieg . Paderb orn u . a. 2 0 0 2 , S . 5 9



3 3

29
I / 2 01 1

Anknüpfend an Äußerungen die ser Art hat der
Althistoriker Christian Meier in einem historischen
Längsschnitt dargelegt, dass in den letzten zwei Jahr-
tausenden nach europ äischen Kriegen und Bürger-
kriegen häufig und mit Erfolg eine Ge schichtspoli-
tik des Vergessens b etrieb en wurde . Um dann j e-
doch − ziemlich unvermittelt − fe stzu stellen, dass
das Vergessen im Falle der NS-Ge schichte offensicht-
lich nicht greift. So kam es zu dem Buchtitel, der wie
ein Widerspruch d aherkommt : »D as Geb ot zu Ver-
gessen und die Unabweisb arkeit des Erinnerns« .

5 6)

Tatsächlich ist e s die Monstro sität der nationalsozia-
listischen Gewaltverbrechen, b egangen durch An-
gehörige einer zivilisierten Nation in der Form eines
staatlich organisierten und arb eitsteilig durchge-
führten Großverbrechens , die den Eintritt in die ent-
lastende Sphäre des Vergessens auf D auer versperrt.

1 6. Der Na tio nalsozialism us als Nega tivgesch ich te

und das Erinnern des Guten

Ab schließend möchte ich noch in aller Kürze die fol-
gende Frage b eleuchten : Kann eine Negativb ot-
schaft, wie sie von der Geschichte des Nationalsozia-
lismus au sgeht, als ein dauerhaftes Fund ament unse-
rer zukünftigen Erinnerungskultur dienen? O der
wirkt sich der »lange Schatten der Vergangenheit«

5 7)

womöglich wie ein B ann au s , der die Menschen eher
hemmt und lähmt als d ass er po sitive , in die Zukunft
gerichtete Energien freisetzen könnte ? Wegen B e-
fürchtungen die ser Art warnten b estimmte deut-
sche Politiker und Publizisten schon vor Jahrzehn-
ten davor, eine deutsche Identität auf der B asis ei-
ner Negativgeschichte bilden zu wollen . Sie plädier-
ten statt dessen d afür, die Geschichte zu »entkrimi-
nalisieren« .

5 8)

Nun mu ss man einräumen, dass Hoffnungen die-
ser Art keineswegs abwegig sind . In der Geschichte
der Nationen gilt es seit j eher als normal, d ass man
sich primär an Po sitives erinnert, zum B eispiel an
den Gründungsakt der Nation, an ihre Siege , ihre
Kriegshelden, ihre Revolutionen und ihre herau sra-
genden Kulturleistungen, an ihre Wissenschaftler
und Künstler. Au s die sen Bildern ge stalten die Natio-
nen in aller Regel ihre kollektive Erinnerung und
nutzen diese für die Fe stigung ihrer nationalen Iden-
tität.

Im Hinblick auf D eutschland kann diese Regel al-
lerdings keine Anwendung finden . Eine heroische
Erinnerungskultur bleibt den D eutschen nach den
Negativereignissen des Holo cau sts und des Zweiten
Weltkriege s auf D auer verwehrt. Sie wäre nicht ein-
mal um den Preis eines verordneten systematischen
Vergessens zu hab en. D enn die Schatten der Vergan-
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5 6) Meier, Geb ot (wie Anm . 5 5 ) . Als Re aktion auf die Erinnerungskul-
tur hat sich eine regelrechte »Vergessensforschung« entwickelt.
Vgl . etwa Gary Smith/Hinderk M . Emrich (Hrsg .) : Vom Nutzen de s
Vergessens . B erlin 1 9 9 6 ; H arald Weinrich : Lethe . Kunst und Kritik
des Vergessens . München 1 9 97

5 7) Titel de s Buches von Aleida Assmann (siehe Anm . 3 6)

5 8) Wolfrum, D eutschland (wie Anm . 1 2 ) , S . 1 4 0

5 9) Knigge , Nachwort (wie Anm . 1 2 ) , S . 4 2 3 ff.

60) Zum ganzen Spektrum de s deutschen Widerstande s vgl. den re-
präsentativen S ammelb and von Peter Steinb ach/Johannes Tuchel
(Hrsg .) : Widerstand gegen die nationalsozialistische Diktatur
1 9 3 3- 1 9 45 . B onn (Schriftenreihe der Bunde szentrale für politi-
sche B ildung, B and 4 3 8) 2 0 0 4

6 1 ) Vgl . Dirk Heinrichs : Vom Vergessen und Erinnern de s Guten . B e-
trachtungen zum Retterwesen . In: Wolfram Wette (Hrsg .) , Zivil-
courage . Emp örte , Helfer und Retter aus Wehrmacht, Polizei und
S S . Frankfurt/M . 2 . Aufl . 2 0 0 6 , S . 3 2 3-3 4 0

genheit drängen von selb st immer wieder in die Ge-
genwart. Wir mü ssen vielmehr d as »negative Geden-
ken«

5 9)

− wie es Volkhard Knigge , der Leiter der Ge-
denkstätte Buchenwald , genannt hat - als unab än-
derliches Spezifikum der deutschen Erinnerungs-
kultur b egreifen . D en nachwachsenden Generatio-
nen bleibt nichts anderes übrig, als sich dieser unge-
wöhnlichen ge schichtspolitischen Herau sforde-
rung zu stellen. Sie sind die » schuldlo s B eladenen« ,
um noch einmal eine Formulierung Ralph Giord a-
no s aufzugreifen .

B ei dieser Gelegenheit ist allerdings auch daran
zu erinnern, d ass die Geschichte der nationalsozia-
listischen Zeit keineswegs nur aus Krieg und Mas-
senverbrechen b esteht. E s gab auch Menschen, die
Widerstand und Humanität praktiziert hab en, ange-
fangen vom Hitler-Attentäter Georg Elser üb er die
Studenten der »Weißen Ro se« und die Angehörigen
der B erliner Widerstandsgruppe »Rote Kapelle« , die
Offiziere des 2 0 . Juli 1 9 4 4 , die Sold aten, die sich dem
Vernichtungskrieg verweigerten und als Wehrkraft-
zersetzer, D eserteure und Kriegsverräter verfolgt
wurden, die Helfer und Retter von Juden und ande-
ren Verfolgten .

6 0)

Unter dem großen Schutthaufen
der deutschen Ge schichte in der Zeit des National-
sozialismu s leuchten die se widerständigen Men-
schen wie Goldkörnchen bis in unsere Gegenwart
hinein. Sie bieten po sitive Anknüpfungspunkte im
Sinne einer »Erinnerung des Guten« .

6 1 )

D enn sie kön-
nen uns lehren, dass e s für mutige Menschen mit An-
stand selb st in der NS-Zeit Spielräume für humanes
Handeln gegeb en hat, also die Möglichkeit, sich an-
ders zu entscheiden als e s die d amaligen Machtha-
b er erwarteten .

1 7. Die Hera usforderung bleibt

Im Hinblick auf die nachgewachsenen Generatio-
nen ist vor Üb erforderungen zu warnen. Die Jugend-
lichen von heute erleb en eine Explo sion de s Wis-
sens in unserer glob alisierten Welt, in der sie sich b e-
ruflich, gesellschaftlich und politisch zurechtfin-
den mü ssen . D as nötigt den jungen Menschen grö-
ßere Lernanstrengungen ab als dies j e zuvor der Fall
war. Hier findet d as Au smaß der B e schäftigung mit
der deutschen Negativge schichte von 1 9 3 3 bis 1 9 45
seine natürlichen Grenzen.

Trotzdem mu ss klar bleib en : D as Außergewöhn-
liche der nationalsozialistischen Gewaltverbrechen
hat auch für die Angehörigen der nachgewachsenen
Generationen Konsequenzen : Auf sie kommt näm-
lich die eb enfalls außergewöhnliche Aufgab e zu , das
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ie viele andere B egriffe auch stammt » Strate-
gie« au s dem militärischen Gebrauch . D e s-

sen ungeachtet ist es gut zu heißen, dass sich die 8 .
Strategiekonferenz der Ko operation für den Frie-
den mit »Kriegsgefahren im Nahen und Mittleren
O sten − unsere Handlungsmöglichkeiten für Frie-
den« b e schäftigen wird (2 1 ./2 2 . 0 1 . 2 0 1 1 in Hanno-
ver) . »Ein Konfliktherd , der bisher nicht im Mittel-
punkt der Friedensb ewegung stand , ist der Isra-
el/Palästina Konflikt. «

Dieser Wahrnehmung stimmen der Bund für So-
ziale Verteidigung (B SV) und die Pädagoginnen und
Päd agogen für den Frieden (PPF) nicht zu .

Mit der Entsendung einer Friedensfachkraft zu
den Jahalin-B eduinen in Palästina hat der B SV einen
aktiven B eitrag zur Friedensarb eit in der Region ge-
leistet. Im B SV b esteht seit vielen Jahren eine AG Is-
rael-Palästina/Irak. D er B SV ist auch Mitglied des
D eutschen Ko ordinationskreise s Palästina Israel
(KOPI) . Die Pädagoginnen und Pädagogen für den
Frieden (PPF) hab en in Zu sammenarb eit mit dem
Forschungs- und Lehrgebiet Friedenserziehung Uni-
versität Siegen und dem Zentrum für Friedenskultur
Siegen (zfk) mehrere Publikationen zur Israel/Paläs-
tina-Problematik veröffentlicht, in denen vor allem
die israelische Gewaltpolitik darge stellt und kriti-
siert wurde . D as hat PPF und zfk den Vorwurf des
Antisemitismu s eingebracht (vgl . Siegener Friedens-
b ote 1 /2 0 1 1 ) .

Konstruktive Konflikttransformation

Eine Friedenspolitik für den Nahen und Mittleren
O sten erscheint nur möglich, wenn dem »Frieden
mit friedlichen Mitteln« Raum gegeb en wird und ei-
ne konstruktive Konflikttransformation zur Anwen-
dung kommen kann. D er Friedensforscher Johan
Galtung b e schreibt die Grundsätze de s »Friedens
mit friedlichen Mittel« folgendermaßen :

»Mit Frieden meinen wir die Fähigkeit zur kon-
struktiven Konflikttransformation ohne Anwen-
dung von Gewalt. D as ist ein nie endender Prozess .

Mit Konflikttransformation meinen wir: B eim Her-
vorbringen einer Situation b ehilflich zu sein, in der
die Parteien mitb e stimmend , auf gegenseitig an-
nehmb are Weise und nachhaltig vorgehen . Mit kon-
struktiv meinen wir, die Konfliktenergie auf neue ,
innovative Weise so zu kanalisieren, d ass die
menschlichen Grundb edürfnisse aller b efriedigt
werden . Mit ohne Anwendung von Gewalt meinen
wir, d ass dieser Prozess Folgende s vermeiden soll :
j ede Androhung o der j eden Gebrauch direkter Ge-
walt, die verletzt und b eschädigt, j eden Gebrauch
struktureller Gewalt, der die Parteien lahm legt. «

Vor zehn Jahren hat Johan Galtung mit allen b e-
teiligten Konfliktp arteien au sführliche Dialoge ge-
führt. Als Friedenstherapie schlägt er vor: D er Au s-
gangspunkt für den Frieden ist die Resolution 2 4 2
des Sicherheitsrate s und die Rückkehr zu den Gren-
zen vom 4 . Juni 1 9 67 mit etwas Au stau sch von Land .
Nach Galtungs Ansicht sind die wichtigsten Schlü s-
sel zum Frieden gleiche Rechte und eine faire Ko-
operation von b eiden, eine regionale kooperative
D achorganisation und eine Friedenssicherung
durch Inspektoren . Früher oder sp äter wird ein
Wahrheits- und Versöhnungsproze ss von Nöten
sein.

Wenn die Ko operation für den Frieden »das Völ-
kerrecht als einzig legitime s Instrument zur Rege-
lung zwischenstaatlicher Konflikte gestärkt und
weiterentwickelt« wissen will, wird e s darauf an-
kommen, die Konstruktive Konflikttransformation
sowie den Zivilen Friedensdienst als unterstützende
Instrumente zur Schaffung und Sicherung von Frie-
den fest zu etablieren. D ann transzendiert die kon-
struktive Konflikttransformation sozu sagen das Völ-
kerrecht in eine Welt des Friedens , indem der Ein-
satz kriegerischer Mittel unnötig wird .

Friedenskultur

Die UN-D ekade für eine »Kultur des Friedens und
der Gewaltlo sigkeit zugunsten der Kinder der Welt«
(2 0 0 1 -2 0 1 0) hat die Arb eit vieler Mitgliedsorganisa-
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heute verfügb are Wissen aktiv zu b ewahren und ver-
antwortlich mit ihm umzugehen . D as können die Äl-
teren sich wünschen, ohne den Jüngeren vorschrei-
b en zu wollen, mit welcher Intensität und in wel-
chen Formen sie die künftige deutsche Erinnerungs-
kultur im Einzelnen gestalten wollen .

Die Herausforderung bleibt.

Prof. Dr. Wolfram Wette ist Historiker und Mitglied

der DFG- VK. Dieser Text wurde vo n ih m als Vortrag

zum A bschluss der A usstellung »Die Deporta tio n

nach Gurs 1940. Das Sch icksal der Badener jüdi-

scher Herkunft undjüdischen Gla ubens in der Na-

zi-Zeit« am 8. Dezember 201 0 in der Ka th olischen

Akadem ie Freiburg im Breisga u gehalten.

Bernhard Nolz

Über konstruktive
Konflikttransformation reden!
Zur Strategie der Kooperation für den Frieden im Israel-Palästina-Konflikt



tionen der Ko operation für den Frieden geprägt. Die
Friedensb ewegungen in aller Welt − auch in Israel
und Palästina − hab en der Kultur des Friedens üb er-
all ein Ge sicht gegeb en .

»Unter einer Kultur des Friedens ist die Gesamt-
heit der Wertvorstellungen, Einstellungen, Traditio-
nen, Verhaltens- und Leb ensweisen zu verstehen,
die auf

a. der Achtung de s Leb ens , der B eendigung der
Gewalt sowie der Förderung und Übung von Ge-
waltlo sigkeit durch Erziehung, Dialog und Zusam-
menarb eit;

b . der uneingeschränkten Achtung der Grund-
sätze der Souveränität, der territorialen Unversehrt-
heit und der politischen Unabhängigkeit der Staaten
und der Nichteinmischung in Angelegenheiten, die
ihrem We sen nach zur inneren Zu ständigkeit eines
Staate s gehören, im Einklang mit der Charta der Ver-
einten Nationen und dem Völkerrecht ;

c . der uneingeschränkten Achtung und Förde-
rung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten;

d . der Verpflichtung zur friedlichen B eilegung
von Konflikten [ . . . ]

b eruhen und durch ein dem Frieden dienliches
nationales und internationale s Umfeld gefördert
werden« .

Von der Strategiekonferenz sollte eine Re soluti-
on zugunsten der Kinder in Israel und Palästina, die
in Frieden leb en wollen, au sgehen.

D er Stumpfsinn der Kriegsge sellschaften raubt
einem den Verstand o der soll uns zu Kaspern der
Medien machen . Friedenskultur b efreit und b edeu-
tet Zukunft !

»Deutsche Verantwortung für Frieden
und Gerechtigkeit«

Die Erfindung einer b esonderen deutschen Verant-
wortung als politische Handlungsmaxime gegen-
üb er Israel, die zur Staatsräson verklärt wird , diese
»Verantwortungs-B eschwörung« der herrschenden
deutschen Politik b ehindert die Au seinanderset-
zung mit einer konstruktiven Konflikttransformati-
on für den Nahen O sten. D ie Ko operation für den
Frieden hat e s nicht nötig, die »Anerkennung der his-
torischen Verantwortung au s der Sho a« b eschwören
zu mü ssen . D eshalb sollten folgende Fragestellun-
gen Eingang in die Diskussion der Strategiekonfe-
renz finden : Welchen B eitrag für einen Friedenspro-
zess im Nahen O sten kann D eutschland leisten? Wel-
che Aufgab en für einen Friedensproze ss im Nahen
O sten kann die deutsche Friedensb ewegung üb er-
nehmen?

D er Zentralrat der Juden und die deutsche Bun-
desregierung hab en sich gemeinsam auf eine b eson-
deren politischen Verantwortung mit zweierlei Maß
geeinigt: Auf der einen Seite b efinden sich D eutsch-
land und Israel, die au s einer b e sonderen Verant-
wortung heraus töten und zerstören dürfen, z . B . in
Palästina oder in Afghanistan. Auf der anderen Seite

sind die Anderen, die diese b e sondere Verantwor-
tung nicht tragen können und deshalb Terroristen
sind .

In einem Vortrag vor Bundeswehrsold aten b e-
tonte Charlotte Knoblo ch, »dass die Verbrechen des
Holo cau st als unausweichliche Mahnung dienen
mü ssen, die demokratische Verantwortung ab er b ei
einem Waffeneinsatz nicht aufhört. « D enn »notfalls
mü ssen« , so Charlotte Knobloch, Vorsitzende des
Zentralrats »die demokratischen Werte und Normen
auch mit der Waffe verteidigt werden . «

Die B ildzeitung veröffentlichte am 2 0 . 1 2 . 2 0 1 0
(zitiert nach »junge Welt« vom 2 1 . 1 2 . 2 0 1 0) ein Inter-
view mit Syriens Präsidenten B aschar Al-Assad . Die
B ildzeitung fragt: »Wie sollte sich D eutschland , mit
seiner b esonderen historischen Rolle und Verant-
wortung, Ihrer Meinung nach in den Friedenspro-
zeß in dieser Region einbringen, b e sonders in die
Verhandlungen zwischen Israelis und Palästinen-
sern?« Syriens Präsident antwortet auf die Frage
nach der Verantwortung : »Die Politik Ihres Landes
gewinnt ihr Gewicht doch nicht durch Ihre mächti-
ge Wirtschaft o der Ihr Militär, sondern zu allererst
durch starken politischen Willen . Bisher ab er kön-
nen wir ein Intere sse D eutschlands am Friedenspro-
zeß nicht wirklich erkennen, b e sonders was Syrien
angeht. [ . . . ] E s gibt keinen Dialog zwischen uns und
Ihrer Regierung . «

Konflikttransformation b eruht auf Dialog . Dia-
log ist der Kern aller Friedensprozesse . B evor militä-
risch eingegriffen wird , mü ssen die Dialoge stattfin-
den . Wenn militärisch eingegriffen wird , mü ssen p a-
rallel dazu Dialoge versucht werden, um Friedens-
möglichkeiten au szuloten. D a hab en Merkel, Gut-
tenb erg und Westerwelle nichts vorzuweisen . Von
Dialogen, die sie mit den Konfliktb eteiligten geführt
hätten, hab en wir nichts zu hören b ekommen . Wenn
der Krieg stattfindet, müssen Dialoge geführt wer-
den, um den Krieg zu b eenden . Wenn Waffenstill-
stand herrscht, können die Dialoge weiter geführt
werden .

Bunde skanzler Gerhard Schröder (SPD) und Au-
ßenminister Jo sef »Jo schka« Fischer (Grüne) hab en
die friedenspolitischen Grund sätze »Nie wieder
Krieg ! Nie wieder Faschismus ! « , die sowohl in der
B RD als auch in der DDR Geltung hatten, mit der B e-
teiligung am Jugo slawienkrieg der Nato zunichte ge-
macht. Fischer verstieg sich gar zu der B ehauptung,
dass er au s Au schwitz gelernt hätte , Menschen töten
zu mü ssen, damit andere Menschen gerettet werden
könnten. Fischers und Schröders »b e sondere Ver-
antwortung« au s dem Zweiten Weltkrieg und der
Vernichtung der Juden in der nationalsozialisti-
schen Diktatur b e stand darin, sich an einem neuen
Völkermord zu b eteiligen und ihn auch noch recht-
fertigen zu wollen . Im Afghanistan-Krieg finden die-
se Verbrechen ihre Fortsetzung .

In die ser Situ ation ist es verantwortungslo s , dass
die SchulministerInnen der Bundesländer mit Ko o-
perationsvereinb arungen mit der Bundeswehr die
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Erziehung zum Krieg in den Schulen zur Regel ma-
chen wollen . Sie handeln so , als hätten sie nie etwas
gehört von der staatlichen Verpflichtung zur Erzie-
hung zum Frieden und zur Förderung der Friedens-
kultur, die in den Länderverfassungen verankert ist.

Die Strategiekonferenz der Ko operation für den
Frieden in Hannover sollte zum Anlass genommen
werden, an die vielen PazifistInnen zu erinnern, die
zu Opfern der Nazi-Herrschaft geworden sind . E s er-
scheint unmöglich, d as ehrende Gedenken an sie zu
b ewahren, wenn heutige PazifistInnen für ihren
Tod Verantwortung zu tragen hätten .

Vom »Gerechten Frieden«
zum nachhaltigen Friedensprozess

D er B egriff vom »gerechten Frieden« ist irrefüh-
rend . Gemeint ist mit dem B egriff, dass Frieden und
Gerechtigkeit in der Welt herrschen mögen . Ein
Blick in die Entstehungsge schichte des B egriffs vom
gerechten Frieden erläutert seine Unzulänglichkei-
ten: »D as Leitbild vom gerechten Frieden ist als die
Alternative zum Leitbild vom gerechten Krieg ent-
standen. E s konkretisiert den konziliaren Proze ss für
Gerechtigkeit, Frieden und die B ewahrung der
Schöpfung . D amit ist ein gemeinsamer Lernweg
christlicher Kirchen b e schrieb en« (Ulrich Frey
2 0 07) .

Die Disku ssion üb er den »gerechten Krieg« , da-
mit ist ein ethisch gerechtfertigter Krieg gemeint,
hat innerhalb und außerhalb kirchlicher Zu sam-
menhänge allzulange von der Rezeption der kon-
struktiven Konflikttransformation abgelenkt. Vor al-
lem die Massenmedien verstehen sich im Naho st-
Konflikt als »Hofb erichterstatter« und als Verkünder
der Gewalteskalation und der Kriegskultur. Sie schü-
ren die Feindbilder, mit denen Krieg und Gewalt
hier wie dort gerechtfertigt werden, und pro duzie-
ren am laufenden B and d as B ild von skrupello sen
D espoten in den Ländern de s Nahen O sten, die sich
angeblich in der Hitler-Nachfolge üb erträfen .

Inzwischen findet die Lehre vom »gerechten
Krieg« kaum noch B efürworterInnen.

Die Arb eit am Frieden an sich b ed arf keiner
Rechtfertigung . Er ist der Frieden, er ist das , was am
Ende des »Lernweges« stehen soll, der ewige Friede
(Immanuel Kant) , der ab er immer wieder gelebt
werden mu ss . D ass Frieden sei, ist nicht diskutier-
b ar. Ein Frieden, der sich als »gerechter Frieden« zu
rechtfertigen hätte , wäre gar keiner mehr, weil er
sich zerreden lassen mü sste im Streit um Gerechtig-
keit. D er gerechte Frieden ist kein nachhaltiger Frie-
den, weil er nach einer üb ergeordneten Instanz zu
rufen scheint, die entscheidet, was gerecht ist. Frie-
den soll nicht als Zu stand , sondern als Proze ss ver-
standen werden.

Vielleicht meinte die EKD-Ratsvorsitzende
Bischöfin Margot Käßmann in ihrer Neuj ahrsan-
sprache 2 0 1 0 mit der Au ssage »Nichts ist gut in Af-
ghanistan« genau das . Käßmanns Friedensb otschaft

F or u m Pazi fi s mus

führte eb enso zu einem Amtsrücktritt wie Köhlers
Kriegsb otschaft. Bundespräsident Horst Köhler hat-
te die B evölkerung auf einen langfristigen Krieg we-
gen wirtschaftlicher Interessen einstimmen wollen.
D as durfte im Jahre 2 0 1 0 (noch) nicht gesagt wer-
den, weil damit der grundge setzwidrige Kriegsein-
satz der Bundeswehr in Afghanistan amtlich b e stä-
tigt worden wäre , was eine Anklage wegen Kriegs-
verbrechen gegen die Bunde sregierung nach sich
hätte ziehen können. Im Sinne der deutschen Staats-
räson (Wir handeln und sprechen nicht davon, d ass
das Grundgesetz und das Völkerrecht an ihre Gren-
zen stoßen können) hatte Bundespräsident Köhler
versagt und mu sste gehen .

D as E stablishment von Kirche , Wirtschaft und
Staat hat es nicht gerne , wenn seine RepräsentantIn-
nen am Kriegsziel zaudern wie Frau Käßmann o der
üb er d as Kriegsziel hinausschießen wie Herr Köh-
ler. Wirtschaft, Kirche und Staat machen immer wie-
der ihren Frieden mit dem Krieg . Mit Gleichb erech-
tigung und Kooperation in den B eziehungen der
Völker und Staaten hat eine solche Politik nichts zu
tun und sie ist Meilen weit d avon entfernt, Friedens-
politik genannt werden zu können . Eine Politik, die
einer rechtlo sen Staatsräson ge schuldet ist, führt zur
Isolation D eutschlands in der Welt.

Neue Wege zu Frieden und Gerechtigkeit
im Nahen Osten

Die Ko operation für den Frieden hätte allen Grund ,
nach Frieden und Gerechtigkeit im Nahen O sten zu
fragen, verstellt sich ab er mit der Frage nach dem
»gerechten Frieden« selb st den Blick. Zudem b aut sie
mit der Frage »nach der historischen Verantwortung
au s der Sho a« eine Hürde auf b ei der Suche nach Vor-
schlägen und Lö sungen, wie die kriegerische Ge-
walt im Nahen O sten in Friedensprozesse transfor-
miert werden kann und Frieden und Gerechtigkeit
einkehren .

Die Elemente der konstruktiven Konflikttrans-
formation und der Friedenskultur müssen in die
Üb erlegungen eingeb aut werden . Im transformato-
rischen Kontext würde auch die Frage nach der Ver-
antwortung einen Sinn machen . Gleichb erechtigte
Konflikttransformation b estünde gerade darin, ein-
seitige Schuldzuweisungen zu vermeiden und alle
Verantwortungslogiken am Verhandlungstisch zu
diskutieren. D ann wird klar, dass j ede Konfliktpartei
eine eigene Logik b eizu steuern hat, die diskutiert
werden mu ss . Sp annend ist dann der Verantwor-
tungs-Konsens , der zu stande kommt. Die Erfahrun-
gen von Friedensfachleuten stimmen optimistisch,
dass es einen Konsens für Konflikttransformation in
Israel-Palästina geb en kann.

Bernhard Nolz ist F or u m Pazi fi s mus -Redakteur

und war bis März Vorsitzender des Bundes für So-

ziale Verteidigung.
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or 3 2 Jahren wurde ich »gemu stert« , mein
Körper wurde b eschaut, ob er zum Krieg-

führen tauglich ist. D as war ein genau so entwürdi-
gender Moment in meinem Leb en wie sp äter die
Prüfung meines Gewissens . No chmals zwei Jahre
danach wurde ich wegen »Dienstflucht« zu einer
Freiheitsstrafe auf B ewährung verurteilt, nachdem
ich au s Gewissensgründen, b ewusst und offen, den
so genannten Zivildienst abgebro chen hatte . Ursa-
che und Legitimation dieser einschneidenden Ein-
griffe der Staatsmacht in mein Leb en : die Allgemei-
ne Wehrpflicht. Ich hatte Glück, meine d amaligen
Mitstreiter saßen wegen ihrer totalen Kriegsdienst-
verweigerung teilweise üb er ein Jahr im Gefängnis .

Ziviler Ungehorsam

»Weg mit der Wehrpflicht ! « , dies war das uns verei-
nende Motiv, d as war die Vision, für die wir offen
und gewaltfrei »kämpften« und b ereit waren, die
staatlichen Repressalien und persönlichen Konse-
quenzen für unsere Üb erzeugung in Kauf zu neh-
men. Die waren nicht ohne . Amne sty International
geißelte regelmäßig das Vorgehen der deutschen
Staatsmacht gegen die totalen Kriegsdienstverwei-
gerer und adoptierte die inhaftierten tKDVer als po-
litische Gefangene .

Wie viele junge Männer wurden durch die Wehr-
pflicht »gebro chen« , wie viele in den Freito d getrie-
b en? Wie viele starb en b ei Manövern o der in den
letzten Jahren im Kriegseinsatz z . B . in Afghanistan?
3 0 Jahre nachdem wir uns der Wehrpflicht verwei-
gerten − und viele vor und nach uns − und aktiv
durch gewaltfreie Aktionen zivilen Ungehorsam
leisteten, ist sie » au sgesetzt« , und ich vermute , dass
es nicht mehr lange d auern wird , und wir unser Ziel
endgültig erreicht hab en .

Ein Meilenstein auf dem Weg
zu einem freiheitlichen Staatswesen

Ich bin keinesfalls so vermessen zu glaub en, diese
Entscheidung der aktuellen Bundesregierung sei
der Erfolg unseres zivilen Ungehorsams . Die Motive
von von Guttenb erg & Co . sind andere als die unsri-
gen . Auch ist eine B erufsarmee b ei weitem nicht d as ,
was ich als eigentliche s Ziel verfolge . Ab er dass j etzt
kein junger Mann mehr in D eutschland zum Kriegs-
dienst in militärischer o der zivilmilitärischer Form
gezwungen werden kann, das ist ein Meilenstein auf
dem Weg zu einem wirklich freiheitlichen Staatswe-
sen, zu einem ästhetischen Staat, wie Friedrich Schil-
ler sagen würde .

D enn: die Militarisierung der Zivilgesellschaft
durch die Wehrpflicht, insb e sondere die Prägung
der jungen Männer in einem Alter, in dem sich die
Persönlichkeitsbildung in einer wichtigen Entwick-
lungsphase b efindet, mit einem gewaltorientierten
Menschen- und Männerbild , das auf einem b edin-
gungslo sen Gehorsamssystem b asiert, halte ich für
gravierend , und das wird bis heute ge sellschaftlich
verharmlo st oder au sgeblendet.

B e sonders irritierend war dies für mich als Päd a-
goge . Auch in der Waldorfp ädagogik und ihrer B e-
wegung spielte diese gravierende Prägung eines
großen Teils der männlichenJugend keine relevante
Rolle . Welch tiefgreifende Au swirkungen diese z . B .
für Männer und ihre Rolle als Vater oder als Päd ago-
ge in Hochschulen, Schulen, Kindergärten, Jugend-
einrichtungen, Heimen hat, lässt sich nur erahnen .
Warum dieser massive Angriff auf Geist, Seele und
Körper junger Menschen und auf ihre ureigensten
Gewissens- und Freiheitsrechte bis heute ge sell-
schaftlich so legitimiert und akzeptiert ist − auch in
anthropo sophischen Kreisen − , bleibt mir ein Rät-
sel . Zumal auch ganz direkte Auswirkungen der
Wehrpflicht auf junge Männer, wie z . B . in den Prob-
lemfeldern der sexuellen Gewalt oder des Alkohol-
und Drogenmissbrauche s , seit Jahrzehnten eindeu-
tig erwiesen und erforscht sind .

Die se unkritische , »gehorsame« Haltung ist mir
genau so wenig b egreiflich wie der Glaub e an die
Mär der Wehrpflicht als »D emokratisierungsfaktor«
der Bundeswehr, mit der die Wehrpflicht, auch von
Menschen, die dem Militär kritisch gegenüb er ste-
hen, bis heute b egründet wird . Warum sollte dann
diese »D emokratisierung« j etzt plötzlich nicht mehr
notwendig sein?

Geschichtlich b etrachtet ist das Gegenteil der
Fall . Wie die Fürsten hatten die Diktatoren de s 2 0 .

Jahrhunderts , Stalin, Mao , Hitler und viele andere
D e spoten Wehrpflichtarmeen, während die alten
angelsächsischen D emokratien (Großbritannien,
die USA, Kanada und Irland) die Wehrpflicht nur als
Notmaßnahme im Krieg kennen. Ein System von B e-
fehl und Gehorsam kann nicht demokratische Nor-
malität sein . D emokratie und B efehl und Gehorsam
schließen sich grundsätzlich au s . Wer vor einer Frei-
willigenarmee als Alternative zur Wehrpflichtarmee
Angst hat, sollte b edenken, d ass die Reichswehr ab
1 9 2 4 die Wiedereinführung der Wehrpflicht ge-
plant und gefordert hat und dass Hitler die sen Pla-
nungen entsprochen hat. Erst mit der Wehrpflicht
war ein Angriffskrieg denkb ar, wie er dann j a auch
1 9 39 angefangen wurde .

Markus Stettner-Ruff

Schule als Möglichkeit, nicht als Pflicht
Schul- und Wehrpflicht − zwei anachronistische Auslaufmodelle
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E s gibt in D eutschland no ch eine staatliche

Pflicht im B ereich de s Geiste sleb ens , in der d as Men-
schenrecht der Gewissensfreiheit de s Einzelnen
durch die Staatsmacht missachtet wird : die allgemei-
ne Schulpflicht.

Ein Frevel an der Jugend

Als der B erliner Privatgelehrte und Individu alanar-
chist Walther B orgiu s 1 9 3 0 seine Studie »Die Schule
− Ein Frevel an der Jugend veröffentlichte« − ich sog
es vor 3 0 Jahren geradezu auf − war ihm sicher b e-
wu sst, gegen welche »heilige Kuh« der Ge sellschaft
(Ivan Illich) er sich grundsätzlich wandte . Gleich zu
B eginn seiner Untersuchung stellt B orgiu s pro-
grammatisch fest: »Die Schule ist ein raffiniertes
Herrschaftsmittel des Staate s , ge schaffen (bzw. aus
ähnlichen Ansätzen konkurrenzgefährlicher Stellen

− Kirche , Städte , Private − usurpiert) , um von Kin-
desb einen an alle Staatsangehörigen an Gehorsam
zu gewöhnen, ihnen die Sugge stion von der Not-
wendigkeit des Staate s in Fleisch und Blut üb erge-
hen zu lassen, j ede Emanzip ationsidee im Keime zu
lähmen, die Entwicklung ihres D enkens in wohlge-
hegte B ahnen zu lenken und sie zu b equemen, re-
gierb aren, demütigen Untertanen zu drillen . «

Was hier von B orgius formuliert wurde , kommt
einer säkularisierten Blasphemie gleich, erlebt ab er
erst ab Anfang der 1 970erJahre im Zuge der von Ivan
Illich und Everett Reimer geführten Entschulungs-
deb atte eine öffentliche Diskussion . D as wissen-
schaftliche und publizistische Werk von B orgiu s ,
der 1 9 3 2 starb − üb er sein Leb en und Werk ist nur
wenig b ekannt − , wurde von den Nazis vernichtet
und liegt heute nur fragmentarisch vor. In diesem
Sinne blieb en seine Thesen ohne Re sonanz und Wir-
kung auf eine aktuelle Entschulungsdisku ssion.

Was steht im Zentrum der Kritik an der Schul-
pflicht? E s sind zugespitzt formuliert drei Faktoren :
- der Monopol- und Zwangscharakter von Schule
- das klassische Lehrer-Schüler-Verhältnis
- die antidemokratische B innenstruktur von Schule
mit Lehrplänen, Selektionsmechanismen und Ab-
schlü ssen

Ähnlich unantastbar wie das Militär

Ulrich Klemm, Vater von vier Kindern und Sozial-
wissenschaftler, der mit einer Studie üb er den Frei-
heitsb egriff in der Pädagogik promovierte , forscht
und publiziert seit vielen Jahren zu diesem Thema.
Eine seiner Erkenntnisse :

» Obgleich Schulkritik ein fester B e standteil des
gesellschaftlichen und öffentlichen Diskurses ist,
seit e s Schule als institutionalisierten Ort von Ler-
nen gibt, findet eine radikale und gleichsam entlegi-
timierende D eb atte üb er Schule nur selten bzw. mar-
ginalisiert statt. Schulkritik hat ihren Foku s in me-
thodisch-did aktischen Reformdisku ssionen und in
Fragen der Institutionalisierung, also der Verfasst-

heit von Schule im Verhältnis zu Staat und Gesell-
schaft. Schule ist j edo ch nicht nur eine der erfolg-
reichsten und stabilsten gesellschaftlichen und öf-
fentlichen Einrichtungen der letzten 2 0 0 0 Jahre ,
sondern hat auch − und die s kann historisch signifi-
kant b elegt werden − seit der Aufklärung und der B e-
freiung von Kirche und Kleru s eine ähnlich unan-
tastb are Funktion wie das Militär. «

B ei seinen Forschungen kommt er zur Auffas-
sung, d ass zeitgleich mit der Durchsetzung der allge-
meinen Wehrpflicht und der B ildung von so ge-
nannten Volksheeren − b eispielsweise im Preußen
des 1 8 . und 1 9 . Jahrhunderts − auch die allgemeine
Schulpflicht und der Schulzwang eingeführt und bis
heute als zentrale s Element der D emokratisierung
geprie sen würden . Schule und Militär würden zu
zwei zentralen Herrschaftsinstrumenten des neuen
Nationalstaate s . In der bildungs- und gesellschafts-
politischen Diskussion fände man in die sem Sinne
eine gleichsam »heilige Allianz« aller politischen La-
ger b ei der Verteidigung der Schule − wie auch des
Militärs und de s Kriege s als Fortführung der Politik
mit anderen Mitteln . Dies mü sse als ein klares Indiz
für die Funktion der Schule als Mittel zum Machter-
halt gewertet werden. Wer politische Macht wolle ,
brauche Schulpflicht und Wehrpflicht bzw. Schule
und Militär als Orte der Disziplinierung .

Ulrich Klemm hat recht, und e s wäre für mich
folgerichtig, wenn Menschen, die im Geistesleb en
das Ideal der Freiheit anstreb en, auch eine Politik
der Entschulung von Gesellschaft vertreten .

D amit ich nicht falsch verstanden werde : D as ist
keine Rede gegen Bildung von Kindern ab dem zwei-
ten Leb ensj ahrsiebt. Im Gegenteil : B ildung ist ein
emanzipatorische s Mittel, das Menschen zur Wahr-
nehmung und Durchsetzung ihrer Rechte b efähigt
und Abhängigkeit entgegenwirken kann . E s ist
schlicht ein Menschenrecht. Historisch gesehen
war es ein entscheidender zivilisatorischer Fort-
schritt, mindestens für die we stlichen Indu strielän-
der b etrachtet, dass mit der Schulpflicht Kinder
(und später d ann auch Jugendliche) einer Verwer-
tung als Arb eitskräfte entzogen wurden und mit der
Erlernung der Kulturtechniken Lesen, Schreib en,
Rechnen ein Minimum an B ildung erhalten hab en,
um selb stb ewu sster ihr Leb en zu ge stalten . Unb e-
stritten hat die Schulpflicht auch diese Seite . D ass
die sich entwickelnden Industriegesellschaften ge-
nau solche Arb eitskräfte zunehmend b enötigten
und Bildung de swegen oft nur eine Schmalspurbil-
dung war, verrät schon einen ersten Schatten der an-
deren Seite der Med aille . Entscheidend ist, dass B il-
dung für alle − auch ohne die allgemeine Schul-
pflicht mit all ihren aufgezeigten negativen Kehrsei-
ten − erreichb ar gewe sen wäre , mit der Schulpflicht
ab er ein Bildungside al etabliert wurde , welches ei-
nem freiheitlichen Gemeinwesen unwürdig ist.

B ei der Au seinandersetzung um die ge sellschaft-
liche Verfasstheit von Schule , stellt Ulrich Klemm
kritisch fe st, setzte sich nicht nur in D eutschland
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sehr schnell der Staat als Garant für Schule und Bil-
dung durch und führte zur staatlichen Regelschule
mit Schulpflicht und Schulzwang, die seitdem unan-
gefo chten üb er einen gesellschaftlichen Grundkon-
sens verfügen . Als »größte ge sellschaftliche Veran-
staltung unserer Kultur« , so Hartmut von Hentig,
wird Schule zwar ständig dem Versuch unterwor-
fen, sie zu reformieren oder neu zu denken, zu einer
grundsätzlichen Infragestellung kommt es ab er nur
sehr selten . Eine Kritik an der Staatsschulidee , wie
sie z . B . von Wolfgang Hinte Mitte der 1 9 9 0 er Jahre
formuliert wurde , ist bis heute nicht nur die Au snah-
me , sondern findet immer noch nur eine b egrenzte
Resonanz in der bildungspolitischen und p äd agogi-
schen Disku ssion . Er zog, wie Klemm b erichtet, ei-
nen Vergleich zwischen Gefängnis und Schule und
schrieb : »Schule war und ist eine Zwangsanstalt, ein
Ort, zu dem zu gehen man gezwungen wird oder an
dem man seinen Leb ensunterhalt verdient in der Ar-
b eit mit Individuen, die einer ständig üb erprüften
Anwesenheitspflicht unterliegen. « Hier liegt in den
Augen Klemms nicht nur ein politische s und syste-
matische s Disku ssionsdefizit vor − auch in der Wal-
dorfb ewegung − sondern gleichsam auch ein My-
tho s : Schule als einziger und richtiger Ort für Bil-
dung und Lernen.

»Stell Dir vor, es gibt keine Schulen
und keine Lehrer mehr«

D o ch langsam hört man auch in der Waldorfb ewe-
gung die sb ezüglich neue , mutigere Töne :

Als ich für ein Portrait de s erfahrenen Klassen-
lehrers meiner alten Schule in Schwäbisch Hall, And-
re as Stohlmann, mit ihm ein au sführliche s Gespräch
führte , vernahm ich eine dieser neuen Stimmen . Hö-
ren wir in einen Ab schnitt de s Portraits hinein :

»Welches sind Entwicklungsschritte und Schnit-
te zur Veredelung der Waldorfp äd agogik? Was ist zu
tun?« , fragt er. Und noch einmal taucht der B egriff
der »Entschulung« auf und es sprudelt wieder nur so
au s ihm herau s : »Die Menschheit hat sich in Millio-
nen von Jahren entwickelt, grandio s entwickelt,
ohne Schule . Wir können nicht mehr renovieren,
sondern müssen neue Formen entwickeln . D em na-
türlichen Entwicklungsprinzip mü ssen wir Raum
geb en, damit die Methoden, miteinander zu lernen,
sich gemeinsam zu entwickeln, immer geistreicher
sich ins eigene Schicksal einweb en . « Und no ch ein-
mal : »D azu brauchen wir neue Formen. In 1 0 0 Jah-
ren werden die Menschen üb er unseren j etzigen B e-
griff von Schule lachen . Die se weit reichende Verän-
derung darf ab er nicht chaotisch sein, sie mu ss eine
B egegnungs-Physiologie , eine leb endige Form ha-
b en . «

Um sein Anliegen no ch tiefer gehend zu verdeut-
lichen stellt er unser B ildungsverständnis grund-
sätzlich und radikal in Frage : » Stell Dir vor, e s gibt kei-
ne Schulen und keine Lehrer mehr. Was würde ge-
schehen? Würden die Kinder und Jugendlichen ran-

dalierend und zerstörend durch die Straßen zie-
hen?« Ihm fällt ein Zitat ein, das sinngemäß lautet:
»Wenn ein Land keinen Krieg führt, schickt es die
Kinder derzeit in die Schulen . « So kommen wir auf
den Zu sammenhang zwischen der Allgemeinen
Wehrpflicht und der Schulpflicht, den einzigen b ei-
den unumgänglichen staatlichen Bürgerpflichten
in D eutschland .

D as heißt für Andre as Stohlmann keine sfalls ,
dass er die b e stehende Situ ation »verurteilen« wür-
de , » alles Unsinn« wäre , nein, er mö chte im »Jetzt«
das »Morgen« le sen lernen .

Und do ch ist für ihn klar: Er würde die Schul-
pflicht sofort auflö sen, um als Alternative wirkliche
B egegnungsräume zu schaffen . Räume , in denen
sich die Kinder mit ihren Eltern und Mitmenschen
b egegnen können, eb enso wie der Natur und den
Naturwesen . Räume , in denen Kinder im Seelischen
in der Auseinandersetzung mit den Mitmenschen
Gefühle und Erkenntnisse entwickeln können, und
au s der B eschäftigung mit sich und dem Geist, Reli-
gio sität. Räume und Zentren, in denen Kinder Wil-
lensvollzüge erüb en können .

Er ist sich ganz sicher: »Wenn es für einJahr keine
Schulen mehr gäb e , d ann würden sich schnell prak-
tikable , neue Formen des Lernen herau sbilden . «
»Vermutlich b e ssere« , mu ss ich ihm innerlich Recht
geb en . «

Auslaufmodell Schule

Ohne hier die politisch ambitionierte Po sition von
Anarchisten à la B orgiu s üb ernehmen zu wollen,
bleibt in der Radikalität. wie es Andreas Stohlmann
tut, zu fragen, ob die ses Mo dell Schule , das scheinb ar
so erfolgreich als dominanter Lernort kulturge-
schichtliche Karriere gemacht hat, ihre Aufgab e
auch heute no ch erfüllen kann . Unabhängig d avon
b ezweifle ich, ob die s historisch ge sehen j emals der
Fall war. Grund sätzlich stellt sich ab er heute die Fra-
ge , ob Schule vor dem Hintergrund weltweiter Ent-
wicklungen no ch üb er die selb e Legitimation und
Sinnhaftigkeit als institutionalisierter Lernort ver-
fügt wie in den letzten Jahrhunderten.

Ulrich Klemm vertrat schon vor üb er zehn Jah-
ren die Auffassung, dass Schule als staatlich verord-
neter Lernort zunehmend an B edeutung verliert
und ange sichts glob aler Entwicklungen zu einem
Au slaufmodell für Bildung und Lernen wird . D ab ei
bieten sich für ihn »zu sammenfassend folgende Dis-
ku ssionsb ereiche an, die gleichsam als Eckpunkte
einer Lernagend a für das 2 1 . Jahrhundert dienen
könnten:

1 . Auch wenn sich Glob alisierung sehr deutlich
als »Falle« herausstellen sollte (vgl . Martin/Schu-
mann 1 9 9 6) , wird sie die traditionelle Abhängigkeit
von Staat und Schule verändern und zu einer Neude-
finition führen .

2 . Die Idee von »Learning Communitie s« als Zent-
ren der Innovation und Veränderung wird den ge-
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sellschaftlichen Stellenwert von Lernen wesentlich
erhöhen, ihn zu einem Entwicklungsfaktor ersten
Ranges machen und gleichzeitig in radikaler Weise
die klassischen Formen institutionalisierten Ler-
nens in Frage stellen . Die B ereitschaft zu informel-
lem und b eiläufigem Lernen wird zum Garanten für
innovatives Wissen (vgl . Peccei 1 979 ; von Pierer/
von O etinger 1 9 97) .

3 . Leb enslange s Lernen als päd agogisches Para-
digma wird d as starre Vier-S äulen-Mo dell unserer
Bildungslandschaft − Schule , B erufsau sbildung,
Ho chschule , Weiterbildung − in seiner Getrenntheit
auflö sen . Die gemeinsamen Schnittmengen der ein-
zelnen S äulen mü ssen vergrößert werden . E s wird
darum gehen, Grenzen fließender zu gestalten und
eine Entinstitutionalisierung und Entideologisie-
rung vorzunehmen .

4 . Schließlich bietet der Radikale Konstruktivis-
mus als Erkenntnistheorie Optionen für eine neue
Lernp sychologie , die eine Enthierarchisierung und
Entschulung von Lehr-/Lern-Prozessen b egründet. «

Initiative für ein selbstbestimmtes Lernen

Ein Schlü ssel zu diesen Entwicklungen könnte eine
Aufhebung der Schulpflicht sein, um sie durch eine
sinnvollere Lernpflicht zu ersetzen . Die s bleibt vor-
erst Utopie , denn weiterhin wird Schule in D eutsch-
land direktiv verordnet. So mü ssen z . B . Eltern, die ih-
re Kinder selb st unterrichten wollen, mit staatli-
chen Strafmaßnahmen wie Bußgeldern rechnen
und werden unnötig kriminalisiert.

D och auch an dieser »B au stelle« der Schulpflicht
brö ckelt es immer stärker: »In einem freiheitlichen
Staatswesen sollte mündigen Bürgern freigestellt
sein, wo sie ihren Kindern B ildung zukommen las-
sen. Alle staatlichen S anktionsmaßnahmen gegen El-
tern, die ihre Kinder selb st unterrichten, müssen
aufgehob en werden« , fordern immer mehr Bürger.
Und sie fordern nicht nur, sondern handeln:

Christiane Ludwig-Wolf au s dem südlich von
S alzwedel gelegenen B aars hat drei Söhne im Alter
von 8 bis 1 3 Jahren. Keiner von ihnen geht zur Schu-
le . Nach j ahrelanger Untergrundtaktik hat sie j etzt
mit anderen Eltern die Initiative für selb stb estimm-
te s Lernen gegründet. Sie will allen Eltern Unterstüt-
zung bieten, deren Kinder sich der Schulpflicht ver-
weigern und die außerhalb der Schule lernen wol-
len. Die Gruppe hat sich zum Ziel ge setzt, auf
menschlicher, pädagogischer und politischer Eb e-
ne Strukturen zu entwickeln, die d as für Eltern und
Kinder einfacher machen sollen . D a e s für Einzel-
personen in D eutschland unmöglich ist, eine recht-
lich einwandfreie Au snahmeregelung zu erhalten
(es sei denn, das Kind gilt als »bildungsunfähig«) ,
geht es letztlich um die Ab schaffung der allgemei-
nen Schulpflicht.

Die Initiative für ein selb stb estimmtes Lernen
b egreift sich nicht als eine Oppo sition zur Schule .
Sie kämpft dafür, dass j ede Familie ihren eigenen

Weg finden kann . Natürlich hat sie auch Utopien für
eine tollere Schule : Angeb ote , Zentren in den D ör-
fern, Lernorte mit Verbindung zum Alltagsleb en . Sie
spricht dem Staat auch nicht ab , Kinder vor Ver-
wahrlo sung und Missbrauch zu schützen. E s geht ihr
um die Möglichkeit individueller Lö sungen, regel-
mäßige B e suche von Kontaktpersonen au s dem
Schulamt zum B eispiel . Schule als Möglichkeit, ab er
eb en nicht als Pflicht.

D auert es nochmals 3 0 Jahre?

Ich bin ge sp annt, ob e s no chmals 3 0 Jahre dauern
wird , bis nach der Wehrpflicht auch die Schulpflicht
au sgesetzt bzw. abge schafft wird ? O der ist es nur
noch eine Frage der Zeit, bis Eltern und junge Er-
wachsene unabhängig von staatlichen und ökono-
mischen Zwängen üb er ihre Bildungsbiografien,
z . B . ermöglicht durch den B ildungsgutschein, in ei-
ner bunten, pluralen B ildungsland schaft verschie-
denster Schulen und Ho chschulen in freier Träger-
schaft, frei und eigenverantwortlich entscheiden
können?

Obwohl ich ein Optimist und Ide alist bin, üb er-
wiegt hier eher die Skep sis . Zu sehr hab en wir Er-
wachsenen, und als Spiegel unserer » S attheit« , die Ju-
gendlichen eb enso , unseren »Frieden« , der ein »fau-
ler« ist, mit dem b e stehenden System geschlo ssen.
Die aktuelle Shell-Jugendstudie , ab er auch meine
persönlichen Wahrnehmungen in meinem Umfeld ,
z . B . in der Waldorfb ewegung, in den Kollegien, in
denen ich arb eite(te) , als auch das, was mir von den
Jugendlichen und jungen Erwachsenen in der Ob er-
stufe o der aktuell im Rudolf-Steiner-Institut entge-
gen kommt, b estätigen die se Skep sis . D as » schlei-
chende Gift« von Zensuren und Ab schlü ssen, von
G8 , Waldorfgymnasien, B ologna-Prozess und dem
darau s re sultierenden Bulimie-Lernen, tut sein übri-
ges .

Markus Stettner-Ruff verweigerte A nfang der

1980er Jahre den Kriegsdienst to tal. Er ist Dozen t

am Rudolf-Steiner-Institut Kassel und war vorher

12Jahre Geschäftsführer und Oberstufenlehrer an

der Freien Waldorf-Sch ule Sch wäbisch Hall.
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− Paul Go odman : D as Verhängnis der Schule , Fi-
scher-Taschenbuch, 1 9 6 4

− Dr. Walther B orgiu s : Die Schule − ein Frevel an der
Jugend , Verlag der Mackay-Gesellschaft, 1 9 8 1
− Erziehungskunst 0 3/2 0 1 0 : Marku s Stettner-Ruff:
Traumb eruf: Pastoralpädagogischer Narr. Ein Ge-
spräch mit dem Waldorflehrer Andre as Stohlmann

− Widersprüche , Heft 73 : Ulrich Klemm : Schule als
Au slaufmodell? Notate zur Entstaatlichung und Ent-
schulung von Bildung im Horizont de s aktuellen ge-
sellschaftlichen Wandels

−- Zero Plädoyer: Gecko Neumcke : Jede Stunde eine
Mark - Plädoyer gegen die Schulpflicht
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it der Au ssetzung der Wehrpflicht zum 1 . Ju-
li 2 0 1 1 endet vorläufig die au sführliche B e-

richterstattung üb er die KDV- und Musterungszah-
len .

Die Aussetzung der Wehrpflicht wirkte sich b e-
reits in den KDV-Zahlen von 2 0 1 0 au s , die deutlich
zurückgegangen sind . Mit 1 3 0 . 879 Anträgen (Vor-
j ahr: 1 5 1 . 9 62 ) fiel die Zahl um 1 3 , 87 Prozent. D er An-
teil der Ungedienten fiel um 14 , 0 8 Prozent auf
1 1 6 . 5 1 9 (Vorj ahr: 1 3 5 . 60 6) , der der Vorb enachrich-
tigten und Einb erufenen um 2 1 , 5 7 Prozent auf 9 . 1 1 0
(Vorj ahr: 1 1 . 6 1 6) und der Anteil der Reservisten fiel
auf 2 3 2 Anträge (Vorj ahr 3 3 6) . Nur die Zahl der ver-
weigernden Sold aten erhöhte sich no chmals um
1 3 , 9 4 Prozent auf 5 . 0 1 8 (Vorj ahr 4 . 4 0 4) . Die Zahl der
KDV-Anerkennungen ging deutlich zurück, auf
87. 5 9 0 (Vorj ahr 1 0 6 . 37 7) . Die Zahl der Musterungen
ist mit 5 , 8 Prozent dagegen langsamer zurückgegan-
gen, auf 4 09 . 5 1 5 Mu sterungen (Vorj ahr: 4 3 4 . 6 5 2 ) .
Obwohl die Aussetzung der Wehrpflicht angekün-
digt war, mu sterte man auf hohem Niveau weiter.

Von den 4 0 9 . 5 1 5 durchgeführten Mu sterungen
wurden 39 9 . 2 14 Mu sterungen durch die Vergab e ei-
ne s Tauglichkeitsgrade s abgeschlo ssen. 1 0 . 3 0 1 Ver-
fahren waren noch nicht abgeschlo ssen. Von den ab-
geschlo ssenen Musterungen waren gerade mal
5 1 , 8 2 Prozent für tauglich b efunden (2 0 6 . 87 1 Wehr-
pflichtige) , 4 3 , 3 3 Prozent o der 1 73 . 0 0 1 Wehrpflich-
tige wurden als nicht wehrdienstfähig eingestuft.
Nur ein kleiner Teil von 1 9 . 3 4 2 Wehrpflichtigen war
vorüb ergehend nicht wehrdienstfähig (4 , 8 5
Prozent) . Legt man die Tauglichkeitsquote zugrun-
de , werden von diesen rund 1 9 . 3 0 0 Wehrpflichtigen
rund 8 . 8 0 0 Wehrpflichtige letztlich als untauglich
au sgemu stert. D er Prozentsatz der nicht wehr-
dienstfähigen Wehrpflichtigen liegt in den letzten
Jahren konstant b ei rund 45 Prozent. D amit wurde
die Zahl der Einzub erufenden klein gehalten und ei-
ne Wehrgerechtigkeit vorgegaukelt, die es schon
lange nicht mehr gab . Ab er das war politisch so ge-
wollt.

Was kommt ?

Fast auf den Tag genau 5 5 Jahre nach Wiedereinfüh-
rung der Allgemeinen Wehrpflicht wird die se
zum 1 . Juli au sge setzt. D as b etrifft sowohl den
Grundwehr- als auch den Zivildienst. Künftig sollen
nur noch Freiwillige einen Dienst leisten .

Mit der Umstellung der Bunde swehr auf eine
Freiwilligenarmee rückt d as Kriegsszenario in den
Mittelpunkt. Im B ericht der Strukturkommission
der Bundeswehr »Vom Einsatz her denken« vom Ok-
tob er 2 0 1 0 , der no ch vom d amaligen Verteidigungs-
minister zu Guttenb erg in Auftrag gegeb en wurde ,
wird au sgeführt, dass sich die Bundeswehr auf neue
Realitäten einzu stellen hat. E s bleibt »die Herau sfor-
derung, einen signifikant höheren B eitrag zu inter-
nationalen Einsätzen, den unsere Verbündeten und
Partner mit Recht von uns erwarten, zu leisten . E s
mu ss möglich sein, die Zahl der 7. 0 0 0 Soldatinnen
und Soldaten, die sich derzeit im Einsatz b efinden,
durchhaltefähig wenigstens zu verdoppeln« .

Die Sollstärke der Bunde swehr soll auf 1 8 5 . 0 0 0
Mann/Frau abgesenkt und damit effizienter werden .

D a die Bundeswehr üb eraltert ist, soll der Anteil
der B erufssold atInnen sinken und der von SoldatIn-
nen auf Zeit steigen . E s sollen rund 1 5 . 0 0 0 Stellen für
einen freiwilligen militärischen Dienst von 1 2 bis 2 3
Monaten ge schaffen werden, der durch finanzielle
Anreize attraktiv au sgestaltet werden soll .

Für die Kriegseinsätze der Bunde swehr mü ssen
genügend junge Männer (und Frauen) rekrutiert
werden . Bislang wurde die s üb er die allgemeine
Wehrpflicht erreicht. Mit Hilfe der Wehrpflicht hat
die Bundeswehr j ährlich einen Großteil der 1 5 . 0 0 0
bis 2 0 . 0 0 0 au sscheidenden Zeit- und B erufssoldaten
ersetzen können . Die s wird künftig auf anderen We-
gen ge schehen . Mit einer bislang b eispiello sen Re-
krutierungskamp agne in Zeitungen, im Radio , im
Fernsehen u sw. soll die ses Ziel erreicht werden . Al-
lein für Anzeigen in Print- und anderen Medien
plant das Verteidigungsministerium für das Jahr
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Klaus Pfisterer

KDV-Zahlen 2 010
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2 0 1 1 Au sgab en in Höhe von 5 , 7 Millionen Euro . Ein
großer Teil davon fließt direkt an Medien des Sprin-
ger-Konzerns . Die s geht au s der Antwort des Minis-
teriums auf eine Anfrage der Linksp artei hervor.
Auch die Schulen werden in diese Kamp agne mit
einb ezogen . In mittlerweile acht Bundesländern
wurden seit 2 0 0 8 Kooperationsvereinb arungen
zwischen den Kultu sministerien und den Wehrb e-
reichskommando s der Bunde swehr abge schlo ssen .

Ob die se Maßnahmen auf D auer erfolgreich sein
werden, lässt sich derzeit nicht vorhersagen . Fakt ist,
dass es zum gegenwärtigen Zeitpunkt b ei den Ju-
gendlichen kaum Interesse an einem Dienst in den
Mannschaftsdienstgraden der Bundeswehr gibt, die
im Ernstfall den Kopf hinhalten mü ssen . B eim Offi-
ziersnachwuchs geb e e s au sreichend B ewerb er, so
j edenfalls b erichtete d as Handelsblatt am 2 . März .

D er Zivildienst soll ab 1 . Juli durch einen Bunde s-
freiwilligendienst ersetzt werden, der von Frauen
und Männern, die die Vollzeitschulpflicht erfüllt ha-
b en, geleistet werden kann . Man kann sich für eine
Zeit von sechs und hö chstens 2 4 Monaten verpflich-
ten. In der Regel soll der Dienst ein Jahr d auern . Die
bisherigen Einsatzplätze im Zivildienst sollen für
den Bundesfreiwilligendienst b ereit gestellt wer-
den .

Die Strukturen de s Zivildienstes werden auf-
recht erhalten. D as Amt b ekommt einen neuen Na-
men, die Regionalb etreuer und die Zivildienstschu-
len bleib en eb enfalls unter neuem Namen tätig, und
auch der bisherige B eirat für den Zivildienst wird
dann als B eirat für den Bunde sfreiwilligendienst mit
neuen Mitgliedern das Bundesministerium für Fa-
milie , Senioren, Frauen und Jugend b eraten.

Für den Bundesfreiwilligendienst werden
3 5 . 0 0 0 Freiwillige pro Jahr eingeplant, weitere
3 5 . 0 0 0 Plätze werden im Freiwilligen ökologischen
und sozialen Jahr angeb oten. E s ist ein ehrgeiziges
Ziel, 70 . 0 0 0 Freiwillige j ährlich für konkurrierende
Dienste zu gewinnen, das sich Bunde sfamilienmi-
nisterium Kristina Schrö der gesetzt hat. Wahr-

scheinlicher ist, dass die ses Ziel nicht erreicht wird ,
denn der Bunde sfreiwilligendienst wird no ch dilet-
tantischer eingeführt als der »B io sprit« E 1 0 . B islang
ist in der Öffentlichkeit kein Konzept zu erkennen,
wie dieser Dienst b ekannt gemacht werden soll und
worin seine Vorteile liegen könnten .

Die Kriegsdienstverweigerung wird durch die
Au ssetzung der Wehrpflicht politisch an B edeutung
verlieren. Künftig werden nur noch wenige Zeit-
o der B erufssold atInnen einen Antrag auf Kriegs-
dienstverweigerung stellen. Für sie sollte es kompe-
tente Ansprechp artner und B erater geb en, die sie in
ihrem Verfahren b eraten und b egleiten .

Die KDV-Verb ände mü ssen sich endgültig neue
B etätigungsfelder suchen . Diese liegen auf der
Hand .

Für die Bundeswehr geht e s künftig vor allem
um Kriegseinsätze , und dafür sollen junge Men-
schen angeworb en werden . Die Landesverteidi-
gung spielt nur no ch eine untergeordnete Rolle . Im
B ericht der Wehrstrukturkommission kommt sie
auf 1 1 2 Seiten nur noch mit einem S atz vor. Die Re-
krutierungsoffensive der Bundeswehr mu ss mit ei-
ner Gegenoffensive b eantwortet werden. E s geht da-
rum, den Jugendlichen die Kriegsgefahren deutlich
zu machen und sie auf Alternativen hinzuweisen.
Die Kamp agne » Schulfrei für die Bundeswehr« ist
hierfür ein erster Ansatz . Sie darf sich j edo ch nicht
nur auf die Bildungseinrichtungen b e schränken,
sondern mu ss auf alle B ereiche der Gesellschaft au s-
geweitet werden, um der schleichenden Militarisie-
rung Einhalt zu gebieten .

D er neue Verteidigungsminister Thomas de Mai-
zière hat j etzt die undankb are Aufgab e , die von sei-
nem Vorgänger initiierte Bunde swehrreform fort-
zuführen . Au sgang : Offen . Eines wird er indes nicht
tun. An der Au ssetzung der Wehrpflicht rütteln,
denn das wäre der Super-GAU der Bundesregierung .

Kla us Pfisterer ist Rech tsbeistandfür KDV und Lan-

dessprecher der DFG- VK Baden- Württemberg.
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Wolfram Wette: Militarism us in Deutschland. Ge-

sch ich te einer kriegerischen Kultur. Fischer Ta-

schenbuch Verlag, Frankfurt am Ma in 201 1, 3 09

Seiten, 12, 95 Euro

Knapp dreiJahre nach ihrem ersten Erscheinen liegt
die bislang einzige wissenschaftliche Ge samtd ar-
stellung de s Militarismu s in D eutschland als preis-
günstige s Taschenbuch vor. Wolfram Wette , viele
Jahre Militärhistoriker am Militärge schichtlichen
Forschungsamt der Bunde swehr in Freiburg (heute
Potsdam) , immer einer kritisch-historischen Frie-
densforschung verpflichtet und zuletzt Profe ssor
für Neueste Ge schichte an der Universität Freiburg,
erörtert die Ursprünge des deutschen Militarismus

und analysiert de ssen Erscheinungsformen bis in
die Gegenwart. Dieser entstand in der preußischen
Gesellschaft de s 1 8 . Jahrhunderts , kam in der kriege-
rischen Kultur der deutschen Kaiserzeit voll zu Gel-
tung und fand in der NS-Zeit seinen zerstörerischen
Höhepunkt. D er Untertitel de s Buche s » Ge schichte
einer kriegerischen Kultur« steht für Wette syno-
nym für den Werdegang eine s Systems , dessen
Grundlagen der Menschenerziehung, der Verhal-
tensweisen und Einstellungen zum Staat schon früh
militärisch geprägt waren .

D en B egriff Militarismu s auf den Punkt gebracht
hatte schon wenige Jahre nach dem deutsch-franzö-
sischen Krieg von 1 870/7 1 der deutsche Je suitenp a-
ter O sseg, als er schrieb : »Die preußische Heere sein-



richtung, der allgemeine Heerzwang [wurde ] fast
üb erall eingeführt und so [ zog ] eine der gefährlichs-
ten Krankheiten unserer Zeit herauf, nämlich der
Militarismu s , welcher ganze Völker in Waffen rü stet,
den Staat zu einer großen Kriegsmaschine , j eden ge-
sunden Bürger zum Sold aten macht, welche die öf-
fentlichen Auslagen und Lasten namenlo s steigert,
eine b eständige Kriegsgefahr heraufb e schwört
[ und ] die sozialen Verhältnisse zerrüttet« (S . 1 3 ) .

Während die Aufstellung von Streitkräften zur Lan-
desverteidigung no ch nicht als Militarismu s aufge-
fasst wurde , sondern erst die missbräuchliche B e-
stimmung des Militärs zur Repression nach innen
und zur aggre ssiven Exp ansion nach außen, fasst die
heutige Forschung Militarismus als komplexen Sys-
temb egriff auf. Nach Wette b ezeichnet er den spezi-
fischen Charakter eines Staats- und Gesellschaftssys-
tems . Einflüsse des Militärs auf die Politik, die Wis-
senschaft und Wirtschaft, sozialer Militarismu s , Ge-
waltverherrlichung . Kriegsideologien, Freund-
Feind-D enken, rassistische Ideologien, militaristi-
sche Erziehung und Intere ssen der Rü stungsindus-
trie sind als B estandteile eines größeren Ganzen auf-
zufassen . D ab ei gilt »der preußisch-deutsche Milita-
rismu s [ . . . ] als d as historische Mu sterb eispiel von
Militarismu s« (S . 2 0-2 1 ) .

Die Militarismusforschung leidet darunter, dass
die Militarismus-Disku ssion der deutschen Histori-
ker im Zuge de s Kalten Krieges und der d amit ver-
bundenen, ab er nachhaltig durchgesetzten Totalita-
rismu stheorie schon Mitte der 1 9 5 0 er Jahre ab-
brach . D a die Totalitarismu stheorie die Geschichte
des 2 0 . Jahrhunderts entlang der Schlü sselb egriffe
D emokratie und Diktatur untersuchte , vernachläs-
sigte sie bis heute d as große Feld der politischen Ge-
walt und damit auch der Geschichte des Militaris-
mu s . So wird der Militarismu sb egriff selb st in Stan-
dardwerken zur Ge schichte der Wehrmacht in der
NS-Zeit vermieden .

D em Kriegswillen de s Offizierkorp s sowie der
Unterstützung der deutschen Intellektuellen für
den deutschen »Militarismu s« während des Ersten
Weltkriegs stellt Wette die Po sitionen von Pazifisten
gegenüb er. Wette schildert B ertha von Suttner als ei-
ne Frau , die den Militarismu s als ein politisches Phä-
nomen analysierte , das sie als unvernünftig, unmo-
ralisch und selb stzerstörerisch b e schrieb . Soldaten
sah sie als von ihren Regierungen missbrauchte
Werkzeuge . Die Rolle der Frauen in den vom Milita-
rismu s b eherrschten Ländern hinterfragte sie kri-
tisch . Diese seien für den massenhaften Kauf von
Kriegsspielzeug eb enso verantwortlich wie für die
kriegerische und nationalistische Erziehung ihrer
Kinder. Von Suttner glaubte , die Üb erwindung des
Militarismu s durch die Kraft der Aufklärung, des
Wissens um Gefahren sowie die Wirkungsmächtig-
keit humaner Üb erzeugungen erreichen zu können.

Obwohl er eine klare Trennlinie zwischen dem
nationalsozialistischen Vernichtungskrieg und den
Vorläufern im Kaiserreich macht, b etont Wette die

Kontinuitätslinien, die Strukturen im militärischen
D enken, auf denen die Nationalsozialisten aufb auen
konnten. So konnten Hitlers Generäle b ei der kriege-
rischen Erob erungspolitik nach außen und Militari-
sierung nach innen an geheime Pläne führender Mi-
litärs au s den 1 9 2 0 er Jahren anknüpfen .

Wette führt dezidiert au s , wie sehr dann nach
dem von den Alliierten erzwungenen Zu sammen-
bruch de s »Dritten Reiches« die alte Wehrmacht das
Gesicht der Bundeswehr in der jungen Bundesre-
publik D eutschland prägte . Nicht nur, dass die den
Vernichtungskrieg verantwortenden Generäle für
die Regierung Adenauer die »neue Wehrmacht«
planten, die nach längerem Hin und Her d ann 1 9 5 6
in »Bunde swehr« umgetauft wurde . Alle bis zum Jah-
re 1 9 5 7 ernannten Generäle und Admirale stamm-
ten au s der Wehrmacht, üb erwiegend au s dem Ge-
neralstab des Heere s . Im Offizierskorp s b efanden
sich 1 9 5 9 unter 14 . 9 0 0 B erufssold aten 1 2 . 3 60 Wehr-
machtoffiziere sowie 3 0 0 aus dem Führungskorp s
der S S . Erster Generalinspekteur der Bundeswehr
wurde der Chef der Operationsabteilung im Ob er-
kommando des Heeres , Adolf Heu singer. Er hatte
j ahrelang neb en Hitler am Kartentisch ge standen
und den Vernichtungskrieg im O sten mit geplant,
b ei dem e s um die » systematische Reduzierung des
Slawen- und Judentums« ging (S . 2 2 3 ) .

Konstruktive Gegenkräfte zur der B elastung der
Bunde swehr durch diese personelle Kontinuität 43
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sieht Wette in dem verfassungsrechtlichen Verb ot
eines Angriffskrieges und im Konzept des » Staats-
bürgers in Uniform« , d as » Soldatenschinderei und
Kadavergehorsam« entgegenwirke . Nach diesem
Konzept und der geltenden Rechtslage de s demo-
kratischen Staates werde vom einzelnen Sold aten
verlangt, d ass er »einem B efehl, der ein Vergehen
o der Verbrechen b einhaltete , nicht gehorchte« (S .
2 2 2 ) .

Wie wirkungsmächtig die von Wette darge stell-
ten Grundzüge de s Militarismus üb er die Ge schich-
te von fünf Staaten hindurch sind , zeigt sich an dem
anschaulichen B eispiel der Gestaltung de s B onner
Dienstzimmers des Anfang der 1 9 9 0 er Jahren amtie-
renden Generalinspekteurs der Bunde swehr, Klaus
Naumann . Dieser arb eitete unter einem großen,
protzigen und goldgerahmten Bildnis des preußi-
schen Generalstab chefs , Feldmarschalls und Erzmi-
litaristen Helmuth Graf von Moltke , der nach dem
deutsch-franzö sischen Krieg 1 87 1 zu b erichten
wu sste : »D er Krieg ist ein Traum, und nicht einmal
ein schöner, und der Krieg ein Glied in Gotte s Welt-
ordnung« (S . 1 0 3 ) .

Leider verzichtet der Autor weitgehend auf eine
Analyse der B edingungen und Interessenslagen,
welche alte und neue Formen de s Militarismu s in
den letzten Jahrzehnten b e stimmt hab en . Zwanzig
Seiten für sechzig Jahre bunde sdeutsche Ge schich-
te (die DDR wird au sgeklammert) sind einfach zu

wenig . Wette ist zuzu stimmen, wenn er rückbli-
ckend einen großen Fortschritt darin sieht, dass die
D eutschen Ab stand vom Kernstück aller kriegeri-
schen Machtpolitik, dem Glaub en, der Krieg sei
gleichsam ein Naturge setz, Ab stand genommen ha-
b en. In der Tat wird durch die se Distanzierung von
der üb erkommenen kriegerischen Kultur die Vo-
raussetzung für die Herausbildung einer Friedens-
kultur ge schaffen . B ei den sehr knapp auf fünf Sei-
ten erörterten glob alen Einsätzen der Bunde swehr
seit den 1 9 9 0 er Jahren b ewertet Wette die »Verteidi-
gungspolitischen Richtlinien« von 1 9 9 2 mit ihrer bis
heute in verschiedenen Varianten b e stehenden For-
derung nach »ungehindertem Zugang zu Märkten
und Rohstoffen in aller Welt« als eine wesentliche
Weichenstellung gegen eine D emokratie und Ver-
fassung verpflichteten Bunde swehr und sieht in
dem »moralisch umstrittenen und zudem völker-
rechtswidrigen Angriffskrieg gegen die Bunde sre-
publik Jugo slawien, dem so genannten Ko sovo-
Krieg« 1 9 9 9 den entscheidenden »Präzedenz- und
Sündenfall« (S . 2 3 0 f.)

Mit dem für ein ge schichtswissenschaftliches
Werk ungewöhnlich gut le sb aren Buch erreicht
Wolfram Wette sein Ziel, durch eine vergleichende
B etrachtung der ge schichtlichen Entwicklung des
Militarismu s »die Fähigkeit zu angeme ssener politi-
scher Gewichtung zu schärfen und die Menschen zu
sensibilisieren für d as Erkennen neuer Gefahren« (S .
2 3 3 ) . D as Buch ist eine eigenständiges D enken unge-
mein anregende Lektüre . E s stellt sich die Frage , ob
mit der Profe ssionalisierung und Effektivitätssteige-
rung der Bundeswehr als Glob al Player auch eine
»Verschlankung« des militaristischen D enkens ein-
setzte , die sich zum B eispiel an solchen scheinb aren
Neb ensächlichkeiten wie dem Umstand zeigt, d ass
der »Militarismus«-Artikel der Online-Enzyklopädie
Wikipedia schon alleine vom Umfang her mickriger
au sfällt als die D arstellung zu dem Waffenproduzen-
ten Heckler & Koch − j a, als zu j edem Einzelartikel
der mehr als fünfzig Waffen de s Rü stungsexpor-
teurs , die minde stens eineinhalb Millionen Men-
schen das Leb en geko stet hab en . Mir drängt sich da-
b ei der Gedanke auf, dass die s ein Indiz für »co oles«
militaristischen D enken anno 2 0 1 1 sein könnte .

Wigbert Benz
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